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Vorwort

Die vorliegende Publikation geht auf eine explorative Studie zurück, die im Zeit-
raum zwischen Herbst 2016 und Frühjahr 2017 im Auftrag des Bundesministeri-
ums der Justiz und für Verbraucherschutz erarbeitet wurde. Ziel der Studie war es
zu untersuchen, ob, in welchem Umfang und auf welche Weise die Opferschutz-
standards, die sich seit vielen Jahren im Strafprozessrecht etabliert und bewährt
haben, auch in andere gerichtliche Verfahrensordnungen übertragen werden könn-
ten und sollten.

Tatsächlich wurden im Zuge der Untersuchung zahlreiche Prozesskonstellationen
identifiziert, die einen entsprechenden legislativen Nachholbedarf nahelegen. Im
Grunde existieren in Deutschland ± und nicht nur hier ± aktuell zwei grundver-
schiedene Opferschutzstandards: Einem hohen Schutzniveau im Rahmen des straf-
rechtlichen Ermittlungsverfahrens, des Strafverfahrens und mitunter auch noch
danach, wenn Täter oder Täterin in Haft sind, steht eine weitgehende Nichtbeach-
tung viktimisierungsbedingter Schutzbedürfnisse in anderen Verfahrensarten ge-
genüber, in denen die Risiken sekundärer Viktimisierung nicht unbedingt geringer
sind, bislang aber wenig Beachtung finden. Mitunter sind Opfer dort völlig oder
jedenfalls weitgehend schutzlos gestellt.

Die Studie gibt zunächst einen Überblick über Ziele und Elemente eines effektiven
prozessualen Opferschutzes aus der viktimologischen Perspektive und analysiert
auf dieser Basis die prozessualen Opferschutzbedürfnisse jenseits des Strafverfah-
rens. Auf der Grundlage der aktuellen Opferschutzstandards im Strafprozessrecht
werden sodann systematisch und unter Berücksichtigung der strukturellen Unter-
schiede der Prozessarten wichtige Schutzlücken in den zivilen Verfahrensordnun-
gen (ZPO, FamFG, ArbGG) und im Sozialgerichtsverfahren identifiziert. Ab-
schließend werden verschiedene Strategien für einen verbesserten Opferschutz in
diesen Verfahrensordnungen zur Diskussion gestellt. Sie verstehen sich als Bau-
steine, die einzeln oder in Kombination umgesetzt werden könnten. Im Wesentli-
chen werden drei alternative Strategien vorgestellt, die zu einer mehr oder weniger
systemimmanenten Weiterentwicklung des Opferschutzes nutzbar gemacht werden
könnten: (1.) eine konsequentere Verlagerung von nichtstrafrechtlichen Anschluss-
streitigkeiten ins Strafverfahren durch eine Funktionserweiterung des Adhäsions-
verfahrens, (2.) eine möglichst umfassende Freistellung des Opfers von Kostenrisi-
ken, insbesondere für die anwaltliche Vertretung, sowie (3.) eine Übertragung
einzelner Schutzvorschriften aus dem Strafprozessrecht in die anderen Verfahrens-
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ordnungen, um auch dort eine möglichst opfersensible Prozesspraxis zu ermögli-
chen. Ein weiteres wichtiges Element wäre die Ausweitung der psychosozialen
Prozessbegleitung auf den Zivilprozess. Kurze Exkurse in das österreichische und
das schweizerische Recht runden die Analyse ab.

Die vorliegende Veröffentlichung wurde gegenüber der Ursprungsversion, die auch
auf der Website des BMJV abrufbar ist, aktualisiert und um einen Gesetzesanhang
erweitert, in dem alle wesentlichen Normen mit Opferrelevanz im Volltext wieder-
gegeben werden, soweit sie in der Studie Erwähnung finden. Die Aktualisierung
berücksichtigt unter anderem die Änderungen durch Gesetz zur Neuregelung der
strafrechtlichen Vermögensabschöpfung vom 13. April 2017 (BGBl. I, S. 872), das
mit der Abschaffung der sog. Zurückgewinnungshilfe zum 1. Juli 2017 praktische
Bedeutung für viele Opfer insbesondere von Eigentums- und Vermögenskriminali-
tät hat. Die Gesetzestexte entsprechen dem Stand 31. Dezember 2017.

Die Untersuchung wäre nicht möglich gewesen ohne die Mitwirkung von zahlrei-
chen Kolleginnen und Kollegen. An erster Stelle zu nennen ist Frau Rechtsanwältin
Johanna Hennighausen, die ihre Expertise im Zivilprozessrecht eingebracht und
am Institut für deutsches und ausländisches Zivilprozessrecht (Abt. 1) der Albert-
Ludwigs-Universität Freiburg die zivilprozessuale Literatur und Rechtsprechung
gesichtet und ausgewertet hat, die in der strafrechtlichen und kriminologischen
Fachbibliothek des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales
Strafrecht nicht erfasst sind. Überaus wertvoll waren auch die praxisbezogenen
Einsichten, die Herr Dr. Wolfram Schädler auf der Basis seiner beruflichen Erfah-
rungen als Opferanwalt beigetragen hat. Frau Staatsanwältin Kristina Herzig hat
sich, noch während ihrer Wahlstation am Max-Planck-Institut, intensiv in die The-
matik eingearbeitet und unter anderem die Zusammenstellung und synoptische Ge-
genüberstellung des aktuellen Normenbestandes (Abbildung 2) übernommen. Herr
Julius Hommel und Frau Maren Hintze waren bei der Literaturrecherche und ande-
ren Zuarbeiten hilfreich. Frau Gabriele Löffler zeichnet für das endgültige Layout
dieses Bandes verantwortlich. Ihnen allen gebührt ausdrücklicher Dank.

Die in der Einarbeitungsphase noch eher latent ausgeprägte Verwunderung darüber,
dass sich die Opferschutzdiskussion ± national wie international ± so lange auf das
Strafverfahren konzentriert und zugleich beschränkt hat, verfestigte sich zuneh-
mend und inzwischen nachhaltig. Wir hoffen, dass die Studie eine intensive rechts-
politische Diskussion anstoßen kann.

Freiburg i.Br., im Februar 2018

Michael Kilchling
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1. Ziel der Studie
Opferbezogene Reformen haben die deutsche Rechtspolitik in den letzten drei
Jahrzehnten wesentlich mitgeprägt. Diese Entwicklung hat dazu geführt, dass das
Opfer, das lange Zeit lediglich ÃObjektµ des Strafverfahrens war, inzwischen als
Verfahrenssubjekt wahrgenommen wird.1 Im Mittelpunkt der gesetzgeberischen
Aktivitäten zur Verbesserung des Schutzes von Straftatopfern stand in Deutschland
bislang das Strafverfahren. Mit einer Vielzahl von Gesetzesinitiativen2 wurden für
den gesamten Ablauf der Strafverfolgung weitreichende Schutzstandards entwi-
ckelt, die sich auf der Zeitschiene vom Vorverfahren bis in das Stadium des Voll-
streckungsverfahrens erstrecken und Opfern seit einiger Zeit zum Beispiel auch
Informationen zu vollzugsöffnenden Maßnahmen im Strafvollzug und der Vorbe-
reitung des (ehemaligen) Täters auf die Entlassung aus der Strafhaft gewähren.
Opfer gelten dabei von Anfang an als schutzbedürftig und können und sollen daher
nicht als ÃNichtopferµ behandelt werden; die Figur des Ãmutmaßlichenµ Opfers exis-
tiert im Strafprozessrecht nicht. Der Verletztenstatus wird vielmehr vorgreifend
anerkannt und reicht vom Beginn des Vorverfahrens bis zur rechtskräftigen Fest-
stellung des Gegenteils.

In anderen Verfahrensordnungen wird dem Opfer bislang deutlich weniger Auf-
merksamkeit zuteil. Dies mag überraschen, da sich der Anspruch betroffener Opfer
auf Zugang zur Justiz selbstredend nicht auf das Strafverfahren beschränkt. Gerade
Opfern, die keine Strafanzeige erstattet haben, ist die Strafverfolgung mitunter weit
weniger wichtig als andere Formen des Schutzes und des (Schadens-)Ausgleichs3/4.
Zivilrechtliche Ansprüche auf Schadensersatz und Schmerzensgeld, Ansprüche auf
staatliche Opferentschädigung und gerichtliche Schutzmaßnahmen nach dem Ge-
waltschutzgesetz sind nur einige exemplarische Beispiele hierfür. Ein einheitliches
Schutzniveau existiert hier allerdings nicht. Das kann zum einen Schutzdefizite für
solche Opfer mit sich bringen, die kein strafrechtliches Ermittlungs- oder Strafver-
fahren erleben. Und solche Opfer, die im Laufe Ãihresµ Verfahrens in den Genuss
strafprozessualer Opferschutzregelungen kommen, könnten sich in parallelen oder
nachfolgenden Verfahren, etwa beim Zivil- oder Sozialgericht, bei abweichenden
Opferschutzstandards sogar besonders benachteiligt fühlen ± oder sie verzichten in
Antizipation zu erwartender Belastungen sogar darauf, ihre legitimen Ansprüche
überhaupt geltend zu machen. Systematische empirische Untersuchungen hierzu
fehlen bislang allerdings.
____________
1 Ausführlicher Schöch 2003; Kilchling 2010; Weigend 2012 (jeweils m.w.N.).
2 Siehe für Details Punkt 4.1.
3 Zum Ganzen ausführlich Kilchling 1995.
4 Außerjustizielle Verfahrensarten wie der Täter-Opfer-Ausgleich bleiben hier unbe-

rücksichtigt.



2 Ziel der Studie

Ziel der vorliegenden explorativen Studie ist der Vergleich der Opferschutz-
bestimmungen in der StPO einerseits und in den wichtigsten anderen Verfahrens-
ordnungen ± ZPO, ArbGG, FamFG, SGG5 ± andererseits, um darauf aufbauend
Vorschläge für ein konsistentes justizielles Opferschutzkonzept zu entwickeln, das
Verletzten für alle wesentlichen gerichtlichen Angelegenheiten vergleichbare
Schutzstandards garantieren soll, und zwar möglichst unabhängig davon, ob sie
aktiv oder passiv an dem oder den Verfahren partizipieren.

____________
5 Die VwGO wurde entsprechend den Vorgaben des Gutachtenauftrags ausgenommen.

Der Verwaltungsgerichtsprozess hätte für Opfer, jedenfalls potenziell, ebenfalls eine
gewisse praktische Relevanz, etwa wenn es um Streitigkeiten wegen Ansprüchen aus
der gesetzlichen Unfallversicherung geht.



2. Ziele und Elemente eines effektiven prozessualen Opfer-
schutzes

2.1 Begriffsklärung
Der Begriff des ÃOpfersµ ist ebenso ambivalent wie schillernd.6 Obwohl Teil des
allgemeinen Sprachgebrauchs, ist der Begriff im deutschen Recht nur rudimentär
verankert.

Im Strafrecht findet er sich lediglich an einer Stelle im allgemeinen Teil des Straf-
gesetzbuchs, und dort interessanterweise im Zusammenhang mit dem Täter-Opfer-
Ausgleich (§ 46a StGB7). Ansonsten ist im deutschen Straf- und Strafprozessrecht
der Begriff des ÃVerletztenµ gebräuchlich. Weder zu dem einen noch zu dem ande-
ren Begriff gibt es eine allgemeine Legaldefinition.

Das ist in Österreich und der Schweiz anders. § 65 Ziff. 1 öStPO definiert das Op-
fer als

Äjede Person, die durch eine vorsätzlich begangene Straftat Gewalt oder gefährlicher
Drohung ausgesetzt oder in ihrer sexuellen Integrität beeinträchtigt worden sein
könnte, [«] [Angehörige] einer Person, deren Tod durch eine Straftat herbeigeführt
worden sein könnte, [sowie] jede andere Person, die durch eine Straftat einen Scha-
den erlitten haben oder sonst in ihren strafrechtlich geschützten Rechtsgütern beein-
trächtigt worden sein könnte³.

Das ist im Kern ein viktimologisch basierter Ansatz,8 der die Funktion des Opfer-
schutzes als prozessuale Materie sachgerecht reflektiert. Danach stehen die straf-
prozessualen Opferrechte den berechtigten Personen auch dann zu, wenn die An-
klage am Ende des Strafverfahrens nicht zu einer Verurteilung führt.9 Einen
anderen gesetzestechnischen Ansatz verfolgt das Schweizer Recht, das zwei Opfer-
gruppen differenziert. Übergeordnete Kategorie ist die geschädigte Person; das ist
gem. Art. 115 schweizStPO jede ÄPerson, die durch die Straftat in ihren Rechten
unmittelbar verletzt worden ist³. Weitergehende Rechte10 hat darüber hinaus die
(privilegierte) Gruppe der ÄOpfer³. ÄOpfer³ im Sinne des Art. 116 schweizStPO ist
____________
6 Zum Begriff siehe Leuschner & Schwanengel 2015, 16 ff.
7 Die Begriffe Opfer und Verletzter werden dort in Nr. 1 und Nr. 2 alternativ verwen-

det, was wohl darauf hinweist, dass sie rechtsterminologisch als Synonyme betrachtet
werden können.

8 Ausführlicher Hilf & Anzenberger 2008; Sautner 2010, 25 ff., 30 ff.
9 Aus viktimologischer Perspektive ist es allerdings ein grundlegendes Missverständ-

nis, Opfer nach einem Freispruch quasi automatisch zum Nicht-Opfer zu erklären; so
aber sinngemäß z.B. Weigend 2012, 31; Steffen 2014, 61. Die Opfereigenschaft ist
von der strafrechtlichen Schuldfeststellung unabhängig; siehe unten Punkt 2.2.

10 Siehe Art. 117 schweizStPO.
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Ädie geschädigte Person, die durch die Straftat in ihrer körperlichen, sexuellen oder
physischen Integrität unmittelbar beeinträchtigt worden ist³.

Das deutsche Strafprozessrecht kennt traditionell keine explizite Opfer- bzw. Ver-
letztendefinition. Dies ist historisch damit zu erklären, dass sich der heutige Be-
stand an Opferrechten sukzessive entwickelt hat und Änderungen stets an die vor-
handenen Strukturen angepasst11 wurden. Fundamentale Revisionen mit weitrei-
chenden strukturellen Veränderungen wie in neuerer Zeit in Österreich und der
Schweiz12 haben hierzulande nicht stattgefunden. Daher werden die Opfer- bzw.
Verletztenrechte aus dem jeweiligen Funktionszusammenhang abgeleitet.13 Aus
diesem Funktionszusammenhang ist zu bestimmen, ob die einschlägige Norm das
Rechtsgut, dessen Verletzung Gegenstand des Verfahrens ist, auch tatsächlich
schützt. Auf dieser Basis haben sich, konzeptionell ähnlich wie in der Schweiz,
mehrere Kategorien von Opfern mit einem jeweils spezifischen Opferrechtsstatus
etabliert.14 Jenseits der Frage, welcher konkrete Personenkreis in den Anwen-
dungsbereich einer bestimmten Norm fällt, ist freilich von einem einheitlichen Ver-
letztenbegriff der Strafprozessordnung auszugehen. Verletzter ist stets diejenige
Person, deren Individualrecht unmittelbar durch die (tatbestandsmäßige, rechtswid-
rige) Verletzung einer Strafnorm beeinträchtigt wurde, die (zumindest auch) dem
Schutz dieses Rechtsgutes dient.15 Dabei wird die tatsächliche Begehung der Tat
unterstellt.16 Neben der Strafprozessordnung enthalten auch das Gerichtsverfas-
sungsgesetz und weitere Gesetze einschlägige Vorschriften. Definitionen, wer Ver-
letzter ist, finden sich in teilweise abgewandelter Terminologie auch im Opferent-
schädigungs- und im Gewaltschutzgesetz. Geschädigter im Sinne des § 1 Abs. 1
OEG ist, wer durch einen vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriff oder
durch eine rechtmäßige Abwehr eine gesundheitliche Schädigung erlitten hat. Ver-
letzte Person im Sinne des § 1 GewSchG ist, wer infolge eines vorsätzlichen An-
griffs auf den Körper, die Gesundheit oder die Freiheit verletzt wurde.

Die Ambivalenz des Opferbegriffs wird bei einem Blick in den allgemeinen
Sprachgebrauch besonders deutlich. Er trägt eine soziale Konnotation mit sich, die
mit Schwäche, Hilflosigkeit und Untätigkeit verbunden ist.17 In gewisser Weise

____________
11 Herrmann 2010, 236.
12 In der Schweiz gibt es erst seit 2007 eine einheitliche Strafprozessordnung.
13 Vgl. zuletzt BT-Drucks. 18/4621, 13.
14 Siehe hierzu unten Punkt 5.1.
15 Hilger 2007, 291; Schmitt in: M/G-StPO, § 172 Rn. 9.
16 Ausführlicher zur Opfervermutung siehe unten Punkt 2.2.
17 Leuschner & Schwanengel 2015, 16.
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wünscht sich die Gesellschaft schwache Opfer.18 Das wird auch bei einem Blick in
die aktuelle Jugendsprache deutlich.19 Dort ist das Opfer als sachbezogene und
allgemeinverständliche Begrifflichkeit für mittlerweile ca. zehn Jahrgänge von
Schülern extrem negativ konnotiert und damit sprachlich im Grunde Ãverbranntµ;
das betrifft praktisch eine ganze Schülergeneration.

Auch dies spricht, neben rechtshistorischen und rechtssystematischen Erwägungen,
dafür, an der tradierten Terminologie der verletzten bzw. geschädigten Person fest-
zuhalten. Im Kontext dieser Untersuchung werden der juristische Verletztenbegriff
und der in der internationalen viktimologischen Terminologie gebräuchliche Be-
griff des Opfers synonym verwendet. Der letztere ist zugleich auch im Hinblick auf
seine Geschlechtsneutralität gut handhabbar.

2.2 Begründung des prozessualen Opferschutzes
Prozessualer Opferschutz findet seine sachliche Begründung in der faktischen Be-
troffenheit von Personen von einer strafrechtlich relevanten Viktimisierung ± dem
Opferstatus ± und adressiert die Gefahr daraus resultierender negativer Folgewir-
kungen, die für diese Personen während der (straf-)prozessualen Ausarbeitung des
Viktimierungsgeschehens eintreten können. Diese potenziell negativen Folgewir-
kungen umfassen sämtliche in der viktimologischen Fachliteratur unter den Kate-
gorien sekundäre und tertiäre Viktimisierung diskutierten Phänomene.20 Entschei-
dender rechtlicher Anknüpfungspunkt für die Implementierung von Opferschutz-
rechten ist mithin zunächst der viktimologisch determinierte und definierte
Opferstatus einer betroffenen Person, nicht der strafprozessuale Status eines ± mut-
maßlichen oder tatsächlichen ± Täters (als Verdächtiger, Beschuldigter, Angeklag-
ter oder Verurteilter). Daraus folgt auf der rechtlichen Ebene eine strafprozessuale
Opfervermutung.21 Adressat des (strafrechtlichen) Opferschutzes ist daher das
mögliche Opfer; das ist jede Person, die behauptet, Opfer zu sein.22 Sie kann hypo-
thetisch oder tatsächlich durch die behauptete Straftat in ihren Rechtsgütern beein-
trächtigt sein.23 Täter- und Opferstatus sind dabei nicht notwendigerweise de-
ckungsgleich: Das Opfer kann tatsächlich Opfer sein, auch wenn ein konkreter
Täter nicht identifiziert bzw. ein mutmaßlicher Täter aus rechtlichen oder tatsächli-
chen Gründen nicht angeklagt oder nicht verurteilt wird oder wenn das Verfahren

____________
18 Dies wird an dem Stereotyp des idealen Opfers deutlich; vgl. ausführlicher Haver-

kamp & Kilchling 2017, 407 f.; Leuschner & Schwanengel 2015, 18 ff. (jeweils
m.w.N.).

19 Konkrete Beispiele bei Kilchling 2010, 40 f.
20 Ausführlich Schneider 1991.
21 Steffen 2014, 61 f.; kritisch von Galen 2002.
22 Velten in: SK-StPO, vor §§ 374±406h Rn. 1.
23 Schöch 2003, 19.
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aus Opportunitätsgründen eingestellt wird. Opfer- und Opferschutzrechte sind ori-
ginäre Rechte. Sie sind zwar an die Durchführung strafrechtlicher Ermittlungen
gekoppelt, die, der Verfahrenslogik des Strafprozessrechts folgend, täterbezogen
angelegt sind. In ihrer Essenz sind sie aber situativ ausgerichtet. Ihre Inanspruch-
nahme ist daher auch nicht von der Existenz eines bestimmten individuellen Täters
(Verdächtigen, Beschuldigten, Angeklagten) abhängig, sodass sie grundsätzlich
auch bei Verfahren gegen Unbekannt anwendbar sind.

Opferschutzmaßnahmen können angezeigt sein in dem gesamten Stadium staatli-
cher Intervention, namentlich durch Polizei, Staatsanwaltschaft, Gerichte und
Strafvollzug, gegebenenfalls auch weiterer Behörden oder im behördlichen Auftrag
tätig werdender privater Akteure24, und zwar von dem Beginn der staatlichen In-
tervention bis zu ihrer Beendigung.

Die Viktimologie unterscheidet verschiedene Kategorien von Opferschutzbedürf-
nissen.25 Die wichtigsten Kategorien, die einen Bezug zum Strafrecht und Strafver-
fahrensrecht haben, sind:

 Verständnis,

 Sicherheit,

 Rückgewinnung der Kontrolle,

 Information und Transparenz,

 Vermeidung sekundärer (und tertiärer) Viktimisierung.

Über den Opferschutz im engeren Sinne hinausgehende Bedürfnisse Betroffener
umfassen insbesondere:

 die Subjektstellung und angemessene Beteiligung an dem oder den Ver-
fahren,

 die Schuldfeststellung, gegebenenfalls auch Verurteilung des verantwort-
lichen Täters, sowie

 die Wiedergutmachung der Tatfolgen.

Besondere Relevanz kommt in dem vorliegenden Kontext der Minimierung oder,
idealiter, der vollständigen Vermeidung sekundärer Viktimisierung zu. Auf diesen
Aspekt konzentriert sich die vorliegende Untersuchung. Die wichtigsten Beispie-
le26 sind hierbei ± neben prozesstypischen situativen Aspekten wie Öffentlichkeit,

____________
24 Zu denken ist beispielsweise an Gutachter.
25 Ausführlich Schneider 1991.
26 Zu den Gefahren sekundärer Viktimisierung im Strafverfahren zusammenfassend

Velten in: SK-StPO, vor §§ 374±406h Rn. 23 f. (m.w.N.); unter Einbeziehung von zi-
vilgerichtlichen Prozesssituationen Pawlik 2010, 134 ff.; ferner Borrée 2012.
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formalisierter Ablauf in den verschiedenen Verfahrensstadien sowie die spezifische
Atmosphäre im Gerichtssaal ± die Thematisierung des Erlebten und möglicher-
weise auch weiterer höchstpersönlicher Aspekte zu Leben und Lebensstil des Op-
fers durch bzw. gegenüber Fremden, die Zeugenrolle, die (Wieder-)Begegnung mit
dem Viktimisierer (Täter) bzw. Prozessgegner sowie das Verhalten des Täters bzw.
seiner anwaltlichen Vertretung (Verteidiger, Verteidigerin) vor, während und gege-
benenfalls auch noch nach dem oder den Prozessen. Problematisch kann dabei auch
das objektiv völlig regelgerechte, prozesstypische Agieren der Verteidigung sein;
dies schließt das Infragestellen oder völlige Leugnen des subjektiv vom Opfer er-
lebten Geschehens ebenso ein wie die Thematisierung (gegebenenfalls auch das
bloße Behaupten) entlastender Umstände oder die explizite Beschuldigung des Op-
fers oder das Behaupten eines Mitverschuldens. All dies kann einhergehen mit der
Thematisierung bzw. Offenlegung unangenehmer Details aus der Sphäre des Op-
fers. Dieses objektiv legitime Prozessverhalten kann vom Opfer häufig a priori als
konfrontativ oder sogar als feindselig wahrgenommen werden, selbst wenn es sich
nicht um eine dezidierte Konfliktverteidigung handelt.

Die besondere viktimologische Bedeutung der hier nur exemplarisch aufgezählten
typischen prozessualen Problemkonstellationen ergibt sich aus dem Konnex zu
einem mutmaßlichen strafrechtlich relevanten Geschehen. Die potenzielle Wirkung
problematischer Prozesssituationen reicht über die auch bei anderen Lebenssach-
verhalten als unangenehm oder eventuell auch bloß lästig empfundene Belastungs-
wirkung hinaus, die typischerweise mit der ± gegebenenfalls auch gerichtlichen ±
Durchsetzung eigener Ansprüche verbunden ist und daher im Allgemeinen als zu-
mutbare Last erachtet wird. Denn sie können die mit dem Viktimisierungserlebnis
verbundene Erfahrung von Ohnmacht und Ausgeliefertsein reproduzieren und so
die ursprüngliche Traumatisierung verlängern, verstärken oder perpetuieren, oder
subjektiv sogar eine erneute Traumatisierung (sekundäre Viktimisierung27) auslö-
sen. Es ist diese spezifische Belastungssituation, die das prozessuale Schutzbedürf-
nis begründet und die daraus abgeleitete (prozess-)rechtliche Privilegierung des
Opfers gegenüber anderen Prozessteilnehmern rechtfertigt.

Die aufgezeigten problematischen Prozesssituationen sind allerdings kein explizit
strafverfahrensspezifisches Phänomen. Sie existieren ebenso in anderen Verfah-
rensarten einschließlich des Zivilprozesses, jedenfalls dann, wenn der Verfahrens-
gegenstand einen konkreten Bezug zu einem strafrechtlich relevanten Ausgangsge-
schehen hat. Opferschutz erscheint daher grundsätzlich auch außerhalb des
Strafverfahrens bedeutsam und sollte deswegen in anderen Verfahrensarten eben-
falls Berücksichtigung finden.

Rechtlicher Anknüpfungspunkt für die Begründung opferschützender Maßnahmen
ist mithin inner- wie außerhalb des Strafverfahrens die Gefahr sekundärer Viktimi-

____________
27 Diese ist zu unterscheiden von der realen Re-Viktimisierung.
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sierung. Diese besteht, wie dargestellt, wenn Opfer von Straftaten in prozessuale
Verfahren eingebunden sind, die einen Konnex zu dem individuell erlebten Vikti-
misierungsgeschehen haben. Im Strafprozessrecht wird sie bei bestimmten beson-
ders vulnerablen Opfergruppen typischerweise vermutet; dies ist namentlich bei
Opfern von Straftaten aus dem Katalog des § 397a StPO der Fall.28 Eine Straftat
muss freilich nicht rechtskräftig festgestellt sein. Es ist ausreichend, wenn die Ver-
letzung rechtlich möglich ist (Verletzung als Verdachtsbegriff29). Daraus wird ±
übertragen auf die Position des Opfers im Verfahren ± die oben dargestellte Vikti-
misierungsvermutung abgeleitet. Sie gilt bis zum rechtskräftigen Abschluss des
Strafverfahrens fort.

Verfahren bei anderen Gerichten finden allerdings, auch wenn sie ein und densel-
ben Lebenssachverhalt ± das viktimisierende Ereignis ± zum Gegenstand haben, in
anderen formalen, sachlichen und zumeist auch zeitlichen Kontexten statt und sind
daher grundsätzlich unabhängig von dem strafprozessualen Bezugsrahmen zu den-
ken. Sachlicher Bezugspunkt für die Begründung von Opferschutzmaßnahmen ist
und bleibt freilich auch dann stets der Schutz vor sekundärer Viktimisierung. Maß-
gebliches Referenzkriterium muss daher auch außerhalb des Strafverfahrens eine
entsprechende Viktimisierungsvermutung sein.

Im öffentlichen Recht steht als prozessrechtliche Grundlage für eine solche Vermu-
tung der Rückgriff auf die sog. Möglichkeitstheorie30 zur Verfügung; sie ist auch
im Sozialrecht anerkannt.31 Nach dieser Formel hängt die Zulässigkeit eines An-
trags32 davon ab, dass der behauptete Sachverhalt möglich erscheint. Eine inhaltli-
che Prüfung findet nicht statt. Auch die Inanspruchnahme von prozessualen Opfer-
schutzrechten ist in der Regel antragsabhängig33 ausgestaltet.

Sinngemäß muss eine solche Möglichkeitshypothese freilich auch im Zivilprozess
greifen können, wenn es darum geht, die prozessrechtliche Privilegierung einer
Partei zu begründen, die im Gefüge des adversatorischen Parteiverfahrens beson-
ders vulnerabel ist. Referenzkriterium müsste auch dort die hypothetische oder
mögliche Opfereigenschaft sein, die stets anzunehmen ist, wenn sie substantiiert

____________
28 Velten in: SK-StPO, § 397a Rn. 2 (m.w.N.).
29 Velten in: SK-StPO, § 395 Rn. 13 (m.w.N.).
30 Hauptanwendungsfall ist die Klagebefugnis gem. § 42 Abs. 2 VwGO. Die Klägerpar-

tei muss in substantiierter Form Tatsachen vortragen, nach denen es möglich ist, dass
sie in Rechten verletzt ist, die dem Schutz Dritter in ihrer Situation zu dienen be-
stimmt sind; vgl. Schmidt-Kötter in: Posser & Wolf, VwGO, § 42 Rn. 175 (m.w.N.).

31 Vgl. § 54 Abs. 1 S. 2 SGG; vgl. BSGE 43, 134 (141).
32 Es erscheint nur konsequent, diese prozessrechtliche Formel auch bei der Gewährung

anderer prozessualer (Sonder-)Rechte zugrunde zu legen.
33 Diese kann informell oder formell ausgestaltet sein; im ersten Fall genügt u.U. eine

einfache Erklärung.
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behauptet bzw. schlüssig dargelegt wird.34 Diese Annahme erscheint jedenfalls
dann ohne weitere Darlegungen gerechtfertigt, wenn vorlaufend oder parallel ein
strafrechtliches Ermittlungsverfahren stattfindet oder bereits stattgefunden hat, des-
sen Gegenstand einen unmittelbaren Konnex mit dem Gegenstand des Zivilverfah-
rens aufweist. Dieser Konnex vermag die Gewährung von Opferschutzrechten dann
grundsätzlich auch in den zivilen Verfahrensordnungen zu begründen. Es handelt
sich dabei um eine ausschließlich formale Indizwirkung im Hinblick auf die beson-
dere prozessuale Stellung des Opfers. Ein inhaltliches Präjudiz im Hinblick auf die
Begründetheit der geltend gemachten Ansprüche wird damit ausdrücklich nicht
hergestellt ± dies stünde in Widerspruch zu dem Prinzip der Unabhängigkeit des
Zivilprozesses von möglichen strafgerichtlichen Feststellungen.35 Diese Unabhän-
gigkeit muss bei konsequenter Beachtung im Übrigen dazu führen, dass eine (nega-
tive) Indiz- oder Fernwirkung eines (rechtskräftigen) Freispruches bzw. einer (vor-
läufigen oder endgültigen) Einstellung des Strafverfahrens36 ebenfalls nicht
angenommen werden kann.37 Das bedeutet, dass prozessuale Opferschutzmaßnah-
men grundsätzlich38 auch dann in Betracht kommen können, wenn die gegnerische
Prozesspartei strafrechtlich nicht oder nicht mehr39 haftbar gemacht werden kann.40

____________
34 In Anlehnung an die Grundsätze zur Schlüssigkeit als Voraussetzung für die Begrün-

detheit eines Anspruchs. Entsprechend wird beispielsweise auch die Prüfung der Zu-
lässigkeit des Gerichtsstandes der unerlaubten Handlung gem. § 32 ZPO gehandhabt,
die systematisch als geeignetes Vorbild für potenzielle künftige Opferschutzregelun-
gen in den zivilen Verfahrensordnungen erscheint: Die Prüfung der Voraussetzungen
des § 32 erfolgt von Amts wegen; die Behauptungs- und Beweislast dafür, dass eine
unerlaubte Handlung (im Gerichtsbezirk) begangen worden ist, trägt der Kläger; ein
schlüssiger Vortrag ist ausreichend, die Richtigkeit ist dann zu unterstellen. Erweist
sich der Vortrag als nicht zutreffend, ist die Klage als unbegründet, nicht hingegen als
unzulässig abzuweisen; vgl. Heinrich in: Musielak & Voit, ZPO, § 32 Rn. 19; in die-
sem Sinne auch BGH NJW-RR 2010, 1554 Rn. 8; weitere Hinweise bei Bacher in:
BeckOK ZPO, § 253 Rn. 24; Hüßtege in: Thomas & Putzo, ZPO, § 32 Rn. 14 (m.w.
N.). Auch wenn die Terminologie differiert, entspricht diese Praxis funktional weitge-
hend der straf- bzw. verwaltungsprozessualen Möglichkeitsformel.

35 OLG Zweibrücken, NJW-RR 2011, 496 (497); Leipold in: Stein & Jonas, ZPO, § 286
Rn. 27, 29; BGH, NJW-RR 2005, 1024 (1025) mit dem Hinweis, dass die freie Tatsa-
chenprüfung des Zivilgerichts ihre Grenze nur findet, Äsoweit Existenz und Inhalt ei-
nes Strafurteils Tatbestandsvoraussetzungen eines Anspruchs bilden³.

36 § 170 Abs. 2, §§ 153 ff. StPO.
37 Davon zu unterscheiden ist die Frage nach der möglichen materiellen Indizwirkung

strafrechtlicher Feststellungen für die Begründetheit eines (zivilrechtlichen) An-
spruchs; siehe dazu unten Punkt 5.2.8.

38 Zur konkreten Bestimmung des Adressatenkreises siehe unten Punkt 5.1.
39 Beispielsweise wegen Verfolgungsverjährung, die kürzer als die absoluten Verjäh-

rungsfristen gem. §§ 197/199 BGB sein kann.
40 Auf einem solchen konzeptionellen Ansatz beruht auch der zivilprozessuale Opfer-

schutz in Österreich; siehe dazu unten Punkt 4.5.1.
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2.3 Elemente effektiven Opferschutzes
Systematisch können die strafprozessualen Opferrechte41 in vier Kategorien unter-
teilt werden:

 Informationsrechte,

 Schutzrechte,

 Beistandsrechte,

 Beteiligungsrechte.

Informationsrechte sollen sicherstellen, dass Opfer Kenntnis über die ihnen zu-
stehenden Schutz-, Beistands- und Beteiligungsrechte erhalten, damit sie diese auf-
grund eigener Wahl auch effektiv ausüben können. Die Informationsrechte werden
häufig ergänzt durch entsprechende gesetzliche Informationspflichten (siehe unten
Punkt 4.1.1). Schutzrechte dienen der Prävention bzw. Minimierung sekundärer
Viktimisierung; sie sollen eine möglichst opferschonende polizeiliche und justiziel-
le Verfahrenspraxis garantieren (Punkt 4.1.2). Beistandsrechte ergänzen die
Schutzrechte und sollen die angemessene Präsenz und Mitwirkung der Verletzten
im Ermittlungs- und Strafverfahren unter opferschonenden und zugleich opferstär-
kenden Bedingungen sicherstellen. Hierfür stehen verschiedene Unterstützungsva-
rianten ± auch kumulativ ± zur Auswahl: (emotionaler) Beistand durch eine Ver-
trauensperson, idealerweise aus dem persönlichen Umfeld des Opfers, professionel-
le fachliche Unterstützung durch Begleit- oder Betreuungspersonen von Opferhilfe-
einrichtungen und nicht zuletzt auch juristische Beratung, gegebenenfalls auch
anwaltliche Vertretung (Punkt 4.1.3).

Die letzte Kategorie hat besondere Bedeutung im Strafverfahren. Beteiligungsrech-
te haben zum Ziel, dem Opfer, das im Kontext der Strafverfolgung zwar als Anzei-
geerstatter und Zeuge eine wichtige Funktion hat, an dem Strafverfahren selbst
dann aber nicht unmittelbar beteiligt ist, adäquate Beteiligungsoptionen, ggf. als
Drittbeteiligter, zur Verfügung zu stellen. Die wichtigsten Beispiele sind die Ne-
benklage, die Adhäsionsklage und die Privatklage. In den anderen Verfahrensarten
ist die Situation eine andere. Hier ist das Opfer a priori regelmäßig Partei, zumeist
als Klägerin oder Kläger, mitunter auch als Beklagter oder Beklagte. Die Schaffung
spezifischer, zusätzlicher Beteiligungsrechte steht daher nicht im Raum, sodass
diese Kategorie in der vorliegenden Studie ausgeblendet werden kann.

____________
41 Ausführlicher Weigend 2012; Herrmann 2010.



3. Prozessuale Opferschutzbedürfnisse jenseits des
Strafprozesses

Im Fokus dieses Abschnitts steht die Identifizierung von Opferschutzbedürfnissen
in anderen gerichtlichen Verfahren jenseits des Strafprozesses. Opfer können in
drei unterschiedlichen Rollen in gerichtliche Auseinandersetzungen involviert sein:
als Kläger bzw. Antragsteller, als Beklagte sowie als Zeugen. Opferschutzbedürf-
nisse können sich dabei sowohl im Hinblick auf allgemeine situative Aspekte als
auch aus den strukturellen Faktoren ergeben, die mit den jeweiligen prozessualen
Rahmenbedingungen in Zusammenhang stehen.

3.1 Individuell unterschiedliche Opferbedürfnisse
Einleitend ist zunächst auf eine fundamentale Erkenntnis aus der empirischen Op-
ferforschung zu verweisen, die nicht nur für die strafrechtliche Aufarbeitung von
Viktimisierungserlebnissen gilt, sondern ebenso bei der Bewertung der Situation
von Opfern im Kontext anderer gerichtlicher Bezugs- oder Folgeverfahren zu be-
achten ist: Opfer sind keine homogene Personengruppe, die einheitlich behandelt
werden könnte.42 Sie sind Individuen mit unterschiedlichen Erlebensbiografien,
unterschiedlichen Erfahrungshorizonten und Fähigkeiten im Umgang mit schwieri-
gen, als belastend empfundenen Situationen und unterschiedlichen Ressourcen zur
Bewältigung von Verletzungen aller Art (Coping-Fähigkeiten).43 Entsprechend
unterschiedlich sind daher bereits das subjektive Erleben und die individuelle
Schwereeinschätzung von Opfererfahrungen. Nicht weniger verschieden sind dem-
entsprechend ihre Befürchtungen und Erwartungen im Hinblick auf die Justiz so-
wie ihr Rollenverständnis bzw. ihre Präferenzen hinsichtlich der persönlichen Teil-
nahme oder Nichtteilnahme an gerichtlichen Verfahren. Die rechtspolitischen
Implikationen, die sich aus diesen viktimologischen Befunden ergeben, sind evi-
dent: Für Opfer müssen ausreichende ± aktive wie passive ± Partizipationsoptionen
in allen Verfahrensstadien und hinsichtlich sämtlicher Verfahrensarten zur Verfü-
gung stehen, damit sie autonom entscheiden können, ob und wie sie davon Ge-
brauch machen möchten, sodass es ihnen in ihrer persönlichen Situation bestmög-
lich hilft.

Nicht nur im Straf-, sondern auch im Zivilprozess werden manche Opfer zum Bei-
spiel Gefallen daran finden, wenn Ãihrµ Täter sich auf der Grundlage des gerichtlich
angeordneten persönlichen Erscheinens der persönlichen Konfrontation mit ihnen

____________
42 Leuschner & Schwanengel 2015, 17 f. Ausführlich Baurmann & Schädler 1991;

Kilchling 1995; Orth 2001; Greve, Helmers & Kappes 2012; Steffen 2014, 85 ff. (je-
weils m.w.N.).

43 Siehe auch Wilmers & Greve 2003.
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stellen muss. Andere werden dies eher nicht wünschen und würden es bevorzugen,
wenn ihnen eine solche Konfrontation erspart bliebe. Wieder andere werden diese
Situation unbedingt vermeiden wollen, selbst um den Preis der Aufgabe ihrer An-
sprüche. Aus psychologischer Perspektive kann die persönliche Konfrontation un-
ter Umständen auch hilfreich sein und die Tatbewältigung befördern.44 Bekannte
Bespiele sind etwa Jan Phillip Reemtsma45 oder Susanne Preusker. Beide reprä-
sentieren die aktive Handlungspräferenz. So betont Preusker, dass sie erst mit der
aktiven Teilnahme an dem (Straf-)Prozess gegen ihren Täter Ädie Opferrolle verlas-
sen³ konnte; in dem Augenblick, in dem sie dem Täter im Gerichtssaal auf Augen-
höhe gegenübersaß und sich ihre Blicke trafen, Äwaren die Machtverhältnisse wie-
derhergestellt³.46 Diese Ausgangslage ist im Zivilprozess grundsätzlich die gleiche;
dies gilt insbesondere in den vielen Fällen, in denen es aus verschiedensten Grün-
den gar nicht zu einem Strafverfahren kommt. Ein Vorteil des Parteiprozesses kann
überdies sein, dass das Opfer dem Täter auch formal gleichgestellt und damit die
sprichwörtliche Augenhöhe auch symbolisch hergestellt ist. Ein gewichtiger Nach-
teil erwächst gleichzeitig daraus, dass unter der Dispositionsmaxime, die die zivi-
len Verfahren beherrscht, das Opfer über die Herstellung oder Verhinderung einer
persönlichen Begegnung bislang keine Kontrolle hat.

Die Abhängigkeit des individuellen Bedarfs an prozessualen Schutzregelungen
spricht freilich nicht dagegen, typische Schutzbedürfnisse zu identifizieren und in
generalisierter Form zu kategorisieren. Nur so kann der notwendige rechtliche
Rahmen geschaffen werden, auf den Betroffene dann entsprechend ihren persönli-
chen Schutzbedürfnissen zurückgreifen können.

Im Mittelpunkt des Opferschutzes stehen auch in den nichtstrafrechtlichen Verfah-
ren die Risiken sekundärer Viktimisierung. Diese können, ebenso wie im Strafver-
fahren, zum einen aus situativen, zum anderen aus strukturellen Aspekten resultie-
ren. Bevor diese im Einzelnen dargestellt werden, sind die konzeptionellen
Unterschiede in den Verfahrensgrundsätzen der relevanten Prozessarten in die
Überlegungen einzubeziehen.

3.2 Unterschiedliche Verfahrensgrundsätze
Reformüberlegungen zur Schaffung eines verbesserten Opferschutzes müssen die
strukturellen Bedingungen der jeweiligen Verfahrensordnungen berücksichtigen.
Der Strafprozess einerseits und die Zivilverfahren andererseits weisen grundlegen-

____________
44 Siehe Priet 2014, 126.
45 Siehe Reemtsma 1999.
46 Zitate Susanne Preusker, von einem Strafgefangenen schwer misshandelte ehemalige

Gefängnispsychologin, nach FAZ vom 13.09.2011; www.faz.net/aktuell/gesellschaft/
gefaengnistherapeutin-dieses-leben-habe-ich-mir-nicht-ausgesucht-11143556.html
[Januar 2018].
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de strukturelle Unterschiede auf.47 Praktisch erlebbar werden diese nicht nur für
Betroffene, die sukzessive beide Verfahrensarten durchlaufen. Sie können auch
innerhalb des Strafverfahrens evident werden: Sobald Opfer das Adhäsionsverfah-
ren betreiben, werden beide Verfahrensmodelle kombiniert. Die Äeigenartige Mi-
schung zivil- und strafprozessrechtlicher Elemente³48 verbindet Straf- und Zivil-
prozess miteinander und lässt die Unterschiede daher besonders gut sichtbar
werden.49 Relevante Unterschiede können sich im Hinblick auf vier verschiedene
Aspekte ergeben:

 Ziele und Zwecke der Verfahren,

 Offizialprinzip versus Beibringungsgrundsatz,

 amtswegig versus privatautonom veranlasste Verfahrensbeteiligung,

 Grundsatz der Waffengleichheit.

3.2.1 Ziele und Zwecke der Verfahren
Ziel des Strafrechts ist primär die Durchsetzung der objektiven Rechtsordnung im
Wege der Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs gegenüber dem Beschuldig-
ten.50 Im Vordergrund steht also das überindividuelle Interesse des Staates, zu dem
das Opfer gegebenenfalls einen Beitrag leisten muss. Zudem strebt der Strafprozess
die Wiederherstellung des Rechtsfriedens an.

Ziel des Zivilrechts ist die Durchsetzung subjektiver Individualrechte. Daneben
bezweckt der Zivilprozess die Bewährung des objektiven Rechts, die Rechtssicher-
heit sowie ebenfalls die Wiederherstellung des Rechtsfriedens. Letzteres sei aber
nicht Zweck, sondern nur Folge des Zivilprozesses.51 Über die individuelle Justiz-
gewährungspflicht hinaus werden im Zivilprozess auch überindividuelle Interessen
verfolgt. Da der Streit sich in der Mitte der Gesellschaft abspielt, hat der Staat ein
Interesse daran, dass dieser im Rahmen eines geordneten Verfahrens abläuft.

Sowohl das Straf- als auch das Zivilverfahren verfolgen das Ziel der Herstellung
von Rechtsfrieden. In beiden Verfahren geht es um die Behandlung und idealiter
die Lösung individueller Konflikte zwischen Täter und Opfer. Den Verfahren liegt
derselbe Lebenssachverhalt zugrunde, wobei das Opfer in den zivilen Verfahren
eine aktivere Rolle als im inquisitorischen Strafverfahren spielt, in dem der Staat
____________
47 Siehe auch Hellwege & Wittig 2015, 163 ff.
48 Dallmeyer 2005, 328.
49 Siehe auch Weichbrodt 2012, 212 mit dem Hinweis, dass die Konstruktion des Adhä-

sionsverfahrens darauf hindeute, dass die allseits bekundete Wesensverschiedenheit
der beiden Verfahrensarten gar nicht so erheblich sei.

50 Weichbrodt 2012, 226.
51 Weichbrodt 2012, 224 f.
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Hauptakteur ist.52 Ziele und Zwecke von Straf- und Zivilverfahren stehen einander
daher nicht entscheidend entgegen; sie ergänzen sich komplementär.53

3.2.2 Offizialprinzip versus Beibringungsgrundsatz
Ein fundamentaler Unterschied ergibt sich im Hinblick auf die Verfahrensmaxi-
men. Im Zivilprozess gilt der Beibringungsgrundsatz.54 Er stellt das Gegenteil zur
strafprozessualen Amtsermittlung zur Wahrheitserforschung dar und räumt den
Parteien die Hoheit über den zu behandelnden Prozessstoff ein. Hierzu zählt auch
die Entscheidung, worüber und in welcher Form über eine Tatsache Beweis erho-
ben wird. Das macht den Zivilprozess verfahrensrechtlich komplexer, da er im Ge-
gensatz zum inquisitorisch angelegten Strafverfahren die Herstellung und Gewähr-
leistung der Waffengleichheit zwischen den Parteien voraussetzt (siehe hierzu
gleich unten Punkt 3.2.4). Daher ist in Parteiprozessen auch der richterliche Spiel-
raum für Einflussnahmen im Rahmen der Fürsorgepflicht sachlich begrenzt.55

3.2.3 Amtswegig versus privatautonom veranlasste Verfahrens-
beteiligung

Während im Strafprozess das Opfer in der Regel Zeuge56 ist, hat es in den anderen
Verfahrensordnungen in der Regel die Parteirolle inne. Die Beteiligung an dem Ver-
fahren beruht im Strafprozess auf einer gerichtlichen Zeugenladung, sie ist also
amtswegig veranlasst und für die Adressaten verpflichtend. In den anderen Verfahren
beruht die Verfahrensbeteiligung grundsätzlich auf der autonomen Entscheidung des
Opfers, das das Verfahren selbst initiieren kann und muss. Ist das Opfer im Strafver-
fahren als Zeuge geladen, dann ist es zur Aussage verpflichtet. Im Zivil-, Arbeits-
oder Sozialgerichtsprozess ist das Opfer als Partei grundsätzlich nicht zur Aussage
verpflichtet. Darüber hinaus ist das Opfer, sofern das Gericht nicht ausdrücklich das
persönliche Erscheinen anordnet, nicht zur persönlichen Teilnahme verpflichtet und
kann sich anwaltlich vertreten lassen.

Im Zivilprozess ist das Opfer allerdings nicht stets Kläger oder Klägerin. Es kann,
wie am Beispiel des Anschlussverfahrens zum sog. Kachelmann-Prozess deutlich
wird, auch in der Beklagtenrolle involviert sein. Die gerichtliche Auseinanderset-
zung ist für diese Partei dann selbstredend nicht privatautonom veranlasst. Und
sowohl die Prozessführung als auch der Prozessstoff werden maßgeblich von der

____________
52 Foerster 2008, 117.
53 Foerster 2008, 138.
54 Baumbach, Lauterbach, Albers & Hartmann, ZPO, Grdz § 128 Rn. 20 ff.
55 Ausführlich Isermann 2008.
56 Aktivrechte, namentlich die Beteiligung im Rahmen der Nebenklage, sind hier nicht

berücksichtigt (siehe oben Punkt 2.3).
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Gegenpartei bestimmt; der Einfluss des Opfers auf das Geschehen ist in diesem
Fall gering und unter Umständen sogar geringer als im Strafverfahren.

Ferner kann ein Opfer auch als Zeuge in einem fremden Zivilverfahren berufen
werden. Dies kommt beispielsweise in Fällen von Mehrfach- oder Serientaten in
Betracht, in denen mehrere oder eine Vielzahl von Personen Opfer ein und dessel-
ben Täters wurden. Dies ist nicht nur in vielen Betrugs- und Anlagebetrugsfällen
von praktischer Relevanz, sondern auch bei Gewalt- und Sexualstraftaten. In sol-
chen Fällen unterscheidet sich die Situation der Betroffenen in keiner Weise von
der Zeugensituation im Strafverfahren: Ihre Teilnahme beruht auf der gerichtlichen
Zeugenladung und erfolgt damit zumeist ebenfalls nicht freiwillig.

Unabhängig von der jeweiligen Grundkonstellation ± Opfer als Kläger, Beklagter
oder Zeuge ± kann das Opfer auch im Zivilverfahren ebenso schutzbedürftig sein
wie im Strafprozess. Denn die verfahrensrechtlichen Schutzvorschriften für den
Verletzten sind auch in der StPO nicht auf das lediglich passiv, als Zeuge beteiligte
Opfer beschränkt, sondern stehen auch den Opfern zur Verfügung, die als Neben-
kläger aktiv am Strafverfahren mitwirken. Die StPO differenziert zwar bezüglich
einiger Opferrechte zwischen dem zur Nebenklage befugten und dem Ãeinfa-
chenµ Opfer; allerdings sind viele Opferschutzrechte nicht davon abhängig, ob sich
das Opfer tatsächlich mit der Nebenklage anschließt.

3.2.4 Grundsatz der Waffengleichheit
Bei der Implementation von Opferschutzmaßnahmen ist schließlich auch das pro-
zessuale Gleichgewicht der Prozessparteien im Zivilprozess zu beachten. Der
Grundsatz der Waffengleichheit beruht auf Art. 3 GG und Art. 6 Abs. 1 EMRK; er
ist eine Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips57 und gilt im Zivil- ebenso wie im
Strafverfahren. Im Strafprozess bezieht sich die Waffengleichheit allerdings nicht
auf das Verhältnis zwischen Täter und Opfer, sondern das zwischen dem Täter und
dem Staat als Strafverfolger. Der Zivilprozess hingegen geht von zwei ebenbürti-
gen und mit den jeweils gleichen Rechten ausgestatteten Parteien aus. Der Grund-
satz der Waffengleichheit sichert das dem Zivilprozess eigene strukturelle Gleich-
gewicht. Diese Balance ist die Voraussetzung für die freie Beweiswürdigung gem.
§ 286 ZPO. Sie ist im Übrigen auch die Voraussetzung dafür, dass ein zivilrechtli-
cher Anspruch des Opfers auch dann begründet sein kann, wenn der Täter zuvor im
Strafprozess freigesprochen worden ist. Denn anders als im Inquisitionsprozess gilt
der in dubio pro reo-Grundsatz hier gerade nicht.

Der Grundsatz der Waffengleichheit hat verschiedene Ausprägungen: Im Strafpro-
zess dient er dem Ausgleich des strukturellen Ungleichgewichts der Akteure, im
Zivilprozess dient er der Wahrung des erforderlichen (Mindest-)Maßes des pro-

____________
57 Foerster 2008, 124.
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zessualen Gleichgewichts.58 Ein umfassender Opferschutz nach strafprozessualem
Vorbild könnte daher in den anderen Verfahrensordnungen zu einer Verschiebung
der prozessualen Kräfteverteilung führen. Dies ist jedenfalls dann anzunehmen,
wenn die Ausgestaltung der Opferrechte geeignet wäre, die Stellung der Gegenpar-
tei oder ihren prozessualen Handlungsspielraum in einer solchen Weise zu beein-
trächtigen, dass ihre Inanspruchnahme potenziellen Einfluss auf den Verfahrens-
ausgang haben kann. Unter dieser Prämisse kann die besondere Schutzwürdigkeit
bestimmter Opfer oder Opfergruppen, insbesondere kindlicher oder minderjähriger
Opfer oder Opfer schwerer Gewalt- und Sexualtaten, ausnahmsweise Eingriffe in
das prozessuale Gleichgewicht rechtfertigen. Der österreichische Gesetzgeber geht
hier sogar besonders weit, indem er dem Schutz minderjähriger Opfer expliziten
Vorrang vor den Beweisinteressen der Parteien gibt.59

Opferschutzrechte lassen sich mit dem zivilrechtlichen Ãfair trialµ-Anspruch des
Opfers aus Art. 6 EMRK begründen.60 Artikel 6 Abs. 1 EMRK bestimmt, dass jede
Person das Recht auf ein faires Verfahren hat. Dieser allgemeine Grundsatz gilt
nicht nur im Strafverfahren, sondern auch im Zivilverfahren und sogar im sozial-
rechtlichen Verfahren der Opferentschädigung.61 Hieraus lässt sich das Erfordernis
einheitlicher Schutzstandards für Opfer auch in außerstrafprozessualen Verfahrens-
ordnungen ableiten.62 Vereinzelt gibt es kritische Gegenstimmen, die in Zweifel
ziehen, ob neben dem Beschuldigten auch das Opfer in den Schutzbereich von Art.
6 EMRK fällt.63 Der Wortlaut der Norm ist allerdings eindeutig. Er erstreckt das
Fairnessgebot ausdrücklich auch auf zivile Verfahren. Damit ist auch jedes De-
liktsopfer in diesen Verfahren erfasst.64 Der Begriff Äzivile Verfahren³ wird auch
weit ausgelegt, sodass das Fairnessgebot auch im OEG-Verfahren Anwendung fin-
det.65 Neben der EMRK ergibt sich der Anspruch auf Opferschutz auch aus dem
grundgesetzlichen Schutz der Menschenwürde aus Art. 1 GG. 66

____________
58 Weichbrodt 2012, 318.
59 Siehe unten Punkt 4.5.1.2(c).
60 Hierzu Bock 2012b, 69 ff.
61 Bock 2012b, 71.
62 Peter 2014, 38.
63 Peter 2014, 38.
64 Walther 2007, 620; Bock 2012a, 45.
65 Bock 2012a, 48.
66 Walther 2007, 617.
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3.3 Opferrelevante Prozesskonstellationen in ihren
Verfahrensstrukturen

3.3.1 Verfahrensstrukturen
Prozessuale Regelungen müssen stets auf den verfahrensrechtlichen Gesamtkontext
ausgerichtet sein. Ausgangspunkt der Überlegungen zu einer möglichen Übertrag-
barkeit einzelner Regelungen aus einer Verfahrensordnung in eine andere muss
daher die jeweils maßgebliche Verfahrensstruktur sein, da diese sowohl die Rechts-
stellung als auch den Handlungsrahmen für die Prozessakteure determiniert.

Hauptakteure des Strafverfahrens sind Staatsanwaltschaft und Verteidigung; Opfer
partizipieren insoweit lediglich als Drittbeteiligte, entweder passiv in der Rolle als
Opferzeugen oder aktiv als Neben- respektive Adhäsionskläger.67 Zwischen Täter
und Opfer besteht im Regelfall keine direkte prozessuale Beziehung. Es ist gerade
diese Rechtsstellung als nicht unmittelbar in das Ermittlungs- und Prozessgesche-
hen integrierte Drittbeteiligte, die die Ausstattung der Opfer mit weitreichenden
Informations- und Akteneinsichtsrechten im Strafverfahren begründet, um ihre
strukturelle Benachteiligung zumindest teilweise auszugleichen.

Hauptakteure in Zivil- und Familiengerichtsverfahren sind in der Regel das Opfer
als Kläger bzw. Antragsteller und der Täter als Beklagter bzw. Antragsgegner. Zi-
vilklagen sind grundsätzlich aber auch mit umgekehrter Rollenverteilung denkbar.
Dieser Fall kann eintreten, wenn ein ursprünglich Beschuldigter, z.B. nach einer
Verfahrenseinstellung oder einem Freispruch, das Opfer auf Schadensersatz ver-
klagt.68 Aus dem Erfahrungshorizont des betroffenen Opfers kann Prozessgegner
ungeachtet seiner möglichen strafrechtlichen Entlastung gleichwohl der faktisch
verantwortliche oder mitverantwortliche Viktimisierer (Täter) sein. In Gewalt-
schutzsachen, die beim Familiengericht verhandelt werden, ist die Rollenverteilung
hingegen typischerweise vorgegeben. Eine Sonderkonstellation findet sich ferner in
arbeitsgerichtlichen Verfahren, in denen ± soweit hier relevant69 ± der Arbeitgeber
als an der Viktimisierung selbst unbeteiligter Dritter die beklagte Partei ist. Der
eigentliche Verursacher ist dann zumeist gar nicht an dem Verfahren beteiligt. Un-
beteiligte Dritte70 können ferner auch Beklagte in einem Prozess bei den Zivilge-

____________
67 Die Sonderkonstellation der Privatklage bleibt hier ausgeklammert.
68 Ein anschauliches Beispiel aus der jüngeren Vergangenheit ist der Fall Kachelmann.
69 Der Arbeitgeber kann beispielsweise dann betroffen sein, wenn er keine Schutzvor-

kehrungen gegen sexuelle Belästigung oder gegen Stalking am Arbeitsplatz getroffen
hat.

70 Die weitere Sonderkonstellation der gewillkürten Prozessbeteiligung von Dritten,
beispielsweise Versicherungen, soll hier ebenfalls ausgeklammert bleiben.
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richten sein, z.B. wenn das Opfer Ansprüche wegen unangemessener Berichterstat-
tung gegen Presseorgane geltend macht.

Hauptakteure in OEG-Sachen bei den Sozialgerichten sind regelmäßig Opfer auf
der Kläger- und der Staat auf der Beklagtenseite. Verfahrensgegenstand sind stets
Streitigkeiten über Ansprüche auf Versorgungsleistungen nach dem Opferentschä-
digungsgesetz bzw. deren Umfang und Höhe. Beklagte Partei ist mithin stets der
zuständige (staatliche) Versorgungsträger. Der Täter ist an dem Verfahren nicht be-
teiligt.

Abbildung 1: Prozessuale Rahmenbedingungen in Straf-, Zivil- und Sozialrechts-
sachen

1 ± StPO 2 ± SGG 3 ± FamFG

6 ± ZPO/ArbGG 5 ± ZPO 4 ± ZPO

G = Gericht | T = (mutmaßl.) Täter/-in | O = Opfer | StA = Staatsanwaltschaft | Bekl St = beklagter
staatlicher Versorgungsträger | Kl/ASt = Kläger/Antragsteller/-in | Bekl/AG = Beklagter/Antrags-
gegner/-in | X = an der Ausgangsviktimisierung unbeteiligte Dritte.

Der systematische Vergleich der prozessualen Rahmenbedingungen in den unter-
suchungsrelevanten Verfahrensordnungen (siehe Abbildung 1: Bildfolge im Uhr-
zeigersinn angeordnet) lässt modellhaft drei verschiedene Grundkonstellationen
erkennbar werden. Auf der einen Seite steht das inquisitorische Prozessmodell des
Strafverfahrens mit seiner typischen vertikalen Kommunikations- und Aktions-
struktur (Tabellenfeld 1). Davon unterscheiden sich, auf der anderen Seite, am
deutlichsten die streng adversatorisch organisierten Zivilverfahren, in denen das
Aktionsfeld der Parteien streng horizontal ausgerichtet ist (Tabellenfelder 4 bis 6).
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Zwischen den Parteien wird eine unmittelbare prozessuale (Zwangs-)Beziehung
begründet. Gesetzgeberische Eingriffe zugunsten eines der beiden Hauptakteure ±
hier des Opfers ± wären zugleich Eingriffe in die prozessuale Balance.71 Dasselbe
gilt grundsätzlich auch für richterliche Interventionen zugunsten einer Prozesspartei
im Rahmen der richterlichen Fürsorgepflicht, die daher nur in sehr engen Grenzen
möglich sind.72 Dieser grundlegende konstruktive Unterschied markiert eine deut-
liche Trennlinie zwischen den Prozesssituationen in der oberen und denen in der
unteren Tabellenhälfte. Strukturell dem Strafverfahren etwas ähnlicher sind hinge-
gen die sozial- und familiengerichtlichen Verfahren, die jeweils durch eine tripola-
re Kräfteverteilung gekennzeichnet sind (Tabellenfelder 2 und 3). Zwar gilt sowohl
beim Familiengericht als auch im SGG-Verfahren der Amtsermittlungsgrundsatz.73
Die Parteien wirken allerdings bei der Ermittlung des Sachverhalts mit. Anders als
im Strafverfahren verhandeln die Parteien auch streitig.74 Diese Dreiecksstruktur
bietet grundsätzlich mehr Spielraum für punktuelle opferschützende Interventionen.
Darüber hinaus dienen die familiengerichtlichen Gewaltschutzverfahren in ihrer
Zielsetzung a priori dem Opferschutz. Dieser Spielraum unterscheidet denn auch
die Prozesskonstellationen in den Feldern 3 und 4 trotz identischer Rollenver-
teilung voneinander.

Weitere strukturelle Besonderheiten zeichnen schließlich die OEG-Verfahren aus
(Tabellenfeld 2). Beklagte Partei ist hier regelmäßig ein staatlicher Versorgungs-
träger. Charakteristisch ist darüber hinaus, dass den gerichtlichen Verfahren beim
Sozialgericht regelmäßig ein Verwaltungsverfahren vorgeschaltet ist. Nur wenn das
zuständige Versorgungsamt einen Anspruch auf staatliche Opferentschädigung aus
§ 1 OEG abgelehnt hat, wird das gerichtliche Verfahren mit den Regeln des SGG
relevant. Das Risiko einer persönlichen Begegnung mit dem Viktimisierer er-
scheint in beiden Stadien so gut wie ausgeschlossen. Damit entfällt im SGG mit der
Abwesenheit des Täters als prozessbeteiligter Partei von vornherein ein wesentli-
cher Risikofaktor sekundärer Viktimisierung.

Im Hinblick auf die besondere sozialstaatliche Verpflichtung von Hoheitsträgern
ließe sich ein gradueller Verzicht auf prozessuale Waffengleichheit zugunsten eines
höher gewichteten Opferschutzes ± im Unterschied zu möglichen Eingriffen in die
Dispositionsfreiheit der Parteien im Zivilprozess ± ebenso gut begründen wie recht-
fertigen. Der Staat stellt seine Ansprüche im Strafrecht an zahlreichen Stellen zu-
gunsten der Opfer zurück, wie sich am Beispiel der §§ 42, 46, 46a, 56b StGB zeigt.
Nach diesem Vorbild könnte beispielsweise an eine großzügigere Entlastung von
Kostenrisiken im SGG-Prozess gedacht werden.

____________
71 Siehe oben Punkt 3.2.4.
72 Hierzu ausführlicher Isermann 2008.
73 § 26 FamFG, § 103 SGG.
74 Wie im Zivilprozess gilt die Plicht vollständiger und wahrheitsgemäßer Angaben.
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Allerdings ist fraglich, ob die kritischen Stimmen gegenüber der oft als restriktiv
empfundenen Entscheidungspraxis der Versorgungsträger in OEG-Sachen tatsäch-
lich verfahrensrechtlichen Änderungsbedarf unter dem Vorzeichen des Opferschut-
zes nahelegen.75 Dabei ist allerdings zu unterscheiden zwischen prozessualen und
materiell-rechtlichen Fragestellungen. Die mitunter als schwierig empfundene
Durchsetzung von Versorgungsansprüchen, beispielsweise im Hinblick auf die
Nachweisbarkeit des Vorsatzes bei unbekanntem Täter, erscheint häufig eher als
Folgeproblem der materiellen Regelungen des OEG und hat ihre Ursache insoweit
nicht unbedingt im Prozessrecht selbst. Eine wesentliche Erleichterung für die Pro-
zessführung antragstellender Opfer ergibt sich im Übrigen aus dem Verweis des § 6
Abs. 3 OEG auf das KriegsopferVwVfG. § 15 dieses Gesetzes sieht spezielle Be-
weiserleichterungen vor in Fällen, in denen Zeugen nicht bekannt sind oder ein
konkreter Täter nicht ermittelt werden kann.76

Zusammenfassend erscheint das Verfahren bei den Sozialgerichten dem Strafver-
fahren strukturell am ähnlichsten. In diesen Prozessen stehen sich Opfer und Staat
gegenüber, wobei das Opfer hier typischerweise in der Kläger-, der Staat in der
Beklagtenrolle auftritt. In den SGG-Verfahren ist, ebenso wie in den FamFG-
Verfahren, der Amtsermittlungsgrundsatz maßgeblich. In den Verfahren bei den
Familiengerichten ist darüber hinaus der Umgang mit schutzbedürftigen Prozess-
personen eine geläufige Verfahrenskonstellation, sodass prozessuale Schutzmaß-
nahmen hier schon heute kein Fremdkörper sind.

Am sensibelsten sind aus der strukturellen Perspektive Eingriffe in die adversatori-
schen Parteiverfahren, namentlich den Zivilprozess. Hier ist stets kritisch zu prü-
fen, ob ein verstärkter Opferschutz Ungleichgewichte erzeugen könnte, die die pro-
zessuale Stellung der gegnerischen Partei beeinträchtigen könnten. Während die
prozessualen Rechte des Täters bzw. Schädigers im inquisitorischen Verfahren
jedenfalls nach herrschender Meinung durch opferschützende Vorschriften grund-
sätzlich nicht tangiert werden, sind dem Transfer von Opferschutzbestimmungen in
parteiförmigen Verfahren, die dem Beibringungsgrundsatz folgen, strukturelle
Grenzen gesetzt.

Die systemischen Unterschiede werden am Beispiel des Adhäsionsverfahrens ex-
emplarisch deutlich, in dem das Opfer in der Doppelstellung als Antragsteller (Par-
tei) und Zeuge auftritt.77 Dies wird häufig als eine mögliche Erklärung für die Pra-
xisprobleme im Adhäsionsverfahren genannt.78 Diese Doppelstellung ist im Zivil-
prozess, von Ausnahmefällen abgesehen, nicht vorgesehen.

____________
75 Vgl. Eppenstein 1998; Estelmann 2002; Gebhardt 2002; Kummer 2012. Zurückhal-

tender Bartsch et al. 2014.
76 Vgl. Gelhausen & Weiner, OEG, § 6 Rn. 7.
77 Weiner in: Weiner & Felber 2016, 29.
78 Ausführlicher Weiner & Felber 2016; Haller 2011; Weiner & Haas 2009, 74 ff.
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Im Blick zu behalten sind schließlich ausreichende Vorkehrungen gegen Falschbe-
schuldigung und Belastungseifer bei der Rechtsverfolgung zu eigenen Gunsten.

3.3.2 Prozesskonstellationen mit Opferrelevanz
In jedem Prozess, sei es das Straf- oder ein (anschließendes) ziviles Verfahren, be-
steht die Gefahr der sekundären Viktimisierung. Besondere Aufmerksamkeit muss
dabei dem erneuten Kontakt mit dem Täter oder Schädiger zukommen. Es muss
stets damit gerechnet werden, dass dieser die Verantwortung für die Tat abstreitet
bzw. die Tatfolgen oder deren Ausmaß bestreitet, das Opfer beschuldigt oder unan-
genehme private Details offenlegt. Dieses Risiko birgt der Zivilprozess in gleicher
Weise wie ein Strafprozess. Das spezifisch zivilprozessuale Risikopotenzial kann
dabei aus situativen wie auch aus strukturellen Aspekten resultieren.

3.3.2.1 Situative Aspekte
Situative Aspekte betreffen das Verfahren als solches, seine für Bürgerinnen und
Bürger ungewohnten Rahmenbedingungen wie der formalisierte Ablauf79 und die
Verfahrensöffentlichkeit sowie das Agieren der handelnden Personen, also des Ge-
richts und der anderen Prozessbeteiligten, insbes. der gegnerischen Partei.80 Wich-
tig ist für Opfer das Empfinden, dass sie ernstgenommen werden und dass ihre
Version des Erlebten geglaubt wird. Allein eine richterliche Frage nach der Wahr-
heit kann die latente ± subjektive ± Angst befördern, dass das Gericht ihnen keinen
Glauben schenken wird.81 Negative Erfahrungen mit Polizei und Justiz verstärken
das bereits zuvor präsente Unrechtsempfinden von Opfern und können ± insbeson-
dere wenn das Ergebnis anders ausfällt als gewünscht ± mitunter nachhaltiger und
ebenso schmerzvoll wirken wie die eigentliche Tat.82 Selbst einzelne Formulierun-
gen und rechtlich korrekte oder jedenfalls vertretbare Ausführungen in Anträgen,
Vorträgen, Plädoyers oder dem abschließenden Urteil selbst können ± wenn das
Opfer ungefiltert und ohne Begleitung durch einen anwaltlichen Beistand und/oder
psychosoziale Prozessbegleitung damit konfrontiert wird ± unter Umständen ver-
heerende psychologische Wirkung haben. Dies vermögen exemplarisch einige kur-
ze Zitate aus den Entscheidungsgründen zu einem klageabweisenden Urteil des
OLG Celle83 in dem Zivilprozess über den Schmerzensgeldanspruch eines Famili-
envaters zu illustrieren, dessen Tochter Opfer einer Vergewaltigung mit Todesfolge
geworden war:

____________
79 Im Normalfall haben die meisten Menschen im Alltag nicht viel mit Paragrafen zu tun

(Brem 2006, 113).
80 Zur Situation von Kriminalitätsopfern im Prozess ausführlicher Priet 2014, 115 ff.
81 Brem 2006, 115.
82 Brem 2006, 116.
83 OLG Celle vom 14.04.2016, VersR 2016, 1265 (Zitate S. 1266 und 1268).
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Ä[Es ist] nicht feststellbar, dass [die] Nachricht vom gewaltsamen Tod der Tochter
[«] nach Art und Schwere den Rahmen überschreitet, dem nahe Angehörige bei
Todesnachrichten erfahrungsgemäß ausgesetzt sind.³ ± ÄIm Zivilverfahren ist es
nicht angezeigt, allein für das Erfahren von einem Mord [sic!] eine Ausnahme [bei
der Verjährung] zu machen.³ ± ÄFür die nahen Angehörigen als Opfer ist es letztlich
nicht maßgeblich bedeutsam, ob die Nachricht von dem Tod eines geliebten Men-
schen auf einem Mord, einem Totschlag oder einer fahrlässigen Tötung im Rahmen
eines tragischen Unfalls beruht.³

Es ist im Übrigen zu erwarten, dass mit diesen Formulierungen nicht nur die unmit-
telbar Betroffenen aus diesem konkreten Verfahren konfrontiert worden sein dürf-
ten; auf die zitierten Passagen aus dem kürzlich veröffentlichten Urteil dürfte künf-
tig sicherlich in anderen Schmerzensgeldprozessen in klageerwidernden Schriftsät-
zen wörtlich Bezug genommen werden, wenn es darum geht, Opferansprüche abzu-
wehren.

3.3.2.2 Strukturelle Faktoren
Strukturelle Faktoren beziehen sich auf spezifische verfahrensordnungsimmanente
Prozesssituationen. Während im strafprozessualen Kontext etwa das Sensationsin-
teresse der Öffentlichkeit und der Presse, die Konfrontation mit dem Beschuldigten
oder Konfliktverteidigung sowie die Aussage- und Wahrheitspflicht a priori ein
strukturell erhöhtes Risiko sekundärer Viktimisierung indizieren, sind in den ad-
versatorischen Verfahren, insbesondere im Zivilprozess, teilweise andere Aspekte
zu betrachten. Strukturelle Faktoren, die ein erhöhtes Risikopotenzial für sekundäre
Viktimisierung des Opfers ± als Partei84 ± jedenfalls potenziell in sich tragen, be-
treffen insbesondere:

 das persönliche Erscheinen der Parteien,

 die Parteivernehmung,
 die eingeschränkte bzw. fehlende Kontrolle über Art und Inhalt des Pro-

zessstoffes sowie

 das Kostenrisiko.

(a) Das spezifische Risiko bei den ersten beiden Punkten ergibt sich aus der persön-
lichen Konfrontation mit der gegnerischen Partei. In beiden Situationen kann das
Opfer ± in Ausnahme von dem Grundsatz der Freiwilligkeit der persönlichen Teil-
nahme bei voller anwaltlicher Vertretungsmöglichkeit im Prozess85 ± der Begeg-
nung unter den aktuellen prozessualen Rahmenbedingungen nicht ausweichen. Ge-
rade in Fällen mit strafrechtlichem Hintergrund wird das persönliche Erscheinen

____________
84 Die Situation für Opferzeugen ist identisch mit derjenigen im Strafverfahren (siehe

oben Punkt 3.2.3); spezifische Risiken sind an dieser Stelle nicht erkennbar.
85 Siehe oben Punkt 3.2.3 sowie ausführlich unter Punkt 4.2.2(a).
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häufig angeordnet.86 Auch das Stattfinden oder Nichtstattfinden der Parteiverneh-
mung ist nur bedingt steuerbar. Aufgrund der objektiven Beweis- bzw. Feststel-
lungslast kann das Opfer mittelbar gezwungen sein, auch unangenehme Themen
einzubringen und sich zu diesen auch zu äußern und gegebenenfalls vernehmen zu
lassen.87 Zum Ersten kann der Prozessgegner einer Parteivernehmung, wenn das
Opfer sie selbst als Beweis anbietet, widersprechen (§ 447 ZPO); zum Zweiten
kann der Gegner seinerseits die Parteivernehmung beantragen und daraus, dass das
Opfer ihr widerspricht, unter Umständen einen prozessualen Vorteil ziehen (§§
445, 446 ZPO); schließlich kann das Gericht die Vernehmung auch von Amts we-
gen anordnen (§ 448 ZPO). Vernehmungen werden dabei von Opfern häufig als
konfrontative und verletzende Situation wahrgenommen.88

(b) Auch unter den Bedingungen des Beibringungsgrundsatzes hat das Opfer dar-
über hinaus nur eingeschränkte Kontrolle über Art und Inhalt des Prozessstoffes.
Zwar hat das Opfer zu Beginn des Verfahrens zunächst die Entscheidungsmacht
darüber, welche Informationen es einbringen und welche Beweismittel es anbieten
möchte. Aufgrund der Beweislage und der Erfolgsaussichten kann aber von vorn-
herein zumindest ein indirekter Druck zur Preisgabe unangenehmer oder intimer
Details bestehen. Noch deutlicher eingeschränkt ist die Kontrolle im Hinblick auf
das Prozessverhalten und die Beweisanträge der gegnerischen Partei. Dieses kann
auf das eigene Prozessverhalten des Opfers zurückwirken und das Opfer durch ent-
sprechenden Vortrag zur, gegebenenfalls sukzessiven, Thematisierung und Unter-
beweisstellung von Tatsachen und Lebensumständen zwingen, die es ursprünglich
ganz bewusst nicht einbringen wollte. Denn es muss sich zu allen vom Prozessgeg-
ner behaupteten Tatsachen äußern, und zwar wahrheitsgemäß (§ 138 Abs. 1 und 2
ZPO); andernfalls wird das Vorbringen des Gegners ± egal ob es objektiv oder je-
denfalls aus der Sicht des Opfers wahr oder unwahr ist ± als wahr angesehen (§ 138
Abs. 3 ZPO).

Gerade bei dem Austausch von Schriftsätzen sind vielfältige Formen direkter oder
indirekter Verantwortungszuschreibungen denkbar, die unter die viktimologisch
problematische Kategorie des Ãvictim blamingµ fallen und vom Opfer als gezielte
persönliche Herabwürdigung erlebt werden und mitunter gar als solche beabsichtigt
sein können.89 Im Strafverfahren ist das Opfer von subjektiv unangemessenen op-
ferbezogenen Einlassungen des Täters prozessual nicht unmittelbar betroffen; es
kann sie unkommentiert lassen oder auch einfach ignorieren. Im Zivilverfahren
muss es zwangsläufig darauf reagieren.

____________
86 Pawlik 2010, 137.
87 Kölbel 2007, 339.
88 Orth 2001, 102 ff.; Kölbel 2007, 338 f.
89 Brem 2006, 116; siehe zur Problematik des victim blaming bereits Montada, Schnei-

der & Meissner 1988; Schneider 1991.
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(c) Schließlich ist die Prozessführung in den nichtstrafrechtlichen Verfahren mit
einem deutlich höheren Kostenrisiko verbunden als im Strafprozess.90 Nicht nur
die eigenen Auslagen, sondern sämtliche Kosten, die im Zuge eines Verfahrens
anfallen, können im Falle eines ungünstigen Verfahrensausgangs auf das Opfer
fallen.

(d) In Anbetracht des gegenwärtig defizitären Opferschutzniveaus in den zivilen
Verfahrensordnungen können alle vier Aspekte, einzeln und in Kombination, das
Risiko sekundärer Viktimisierung erhöhen. Mehr noch, sie haben zugleich das Po-
tenzial, Opfer vor der Geltendmachung ihrer Ansprüche abzuschrecken und tat-
sächlich abzuhalten.91 Darüber hinaus könnten Vorfeldängste und Befürchtungen,
im Zivilprozess potenziellen psychologischen Belastungen, Benachteiligungen oder
unangemessenen oder unfairen ÃAttackenµ der Gegenpartei ausgesetzt zu sein, auch
das Prozessverhalten und die Prozesstaktik beeinflussen, gleich ob eine Person in
der Kläger- oder in der Beklagtenrolle in das Verfahren involviert ist.

Dieser Zustand ist umso kritischer zu bewerten im Hinblick auf Erkenntnisse aus
der viktimologischen Forschung, die zeigen, dass Opfer oftmals bereits wenig zu-
frieden mit dem Ausgang des Strafverfahrens sind; das gilt insbesondere dann,
wenn ihre Wiedergutmachungserwartungen enttäuscht wurden.92 Die Zivilklage ist
dann zumeist die letzte Hoffnung, doch noch justizielle Gerechtigkeit zu erfahren.
Umso prekärer können die Folgen für die längerfristige Tatbewältigung und das
Rechtsvertrauen sein, wenn die Opfer aus Furcht vor sekundärer Viktimisierung
infolge mangelhaften Opferschutzes auf die konsequente Durchsetzung ihrer legi-
timen Ansprüche verzichten.

____________
90 Für Details siehe unten Punkt 4.2.4.
91 Ausführlicher Pawlik 2010, 134 ff.
92 Siehe z.B. Orth 2001, 41 ff., 88 ff.; Kilchling 2002, 62; Schöch 2003, 27 ff.



4. Opferschutz in den untersuchten Verfahrensordnungen
Im Folgenden wird der gegenwärtige Status Quo der Opferschutzrechte in Deutsch-
land detailliert analysiert. In einem ersten Schritt erfolgt eine systematische Erfas-
sung der aktuellen Rechtslage im Strafprozessrecht (4.1), den zivilen Verfahrens-
ordnungen (4.2) und im sozialgerichtlichen Verfahren (4.3). Basierend auf dieser
Bestandsaufnahme folgt eine vergleichsbasierte Analyse der gegenwärtig beste-
henden Schutzlücken im Opferschutz jenseits des Strafverfahrens (4.4). Abschlie-
ßend werden in einem kurzen Exkurs einige Besonderheiten des Opferschutzes in
Österreich und der Schweiz dargestellt, die für die weitere Reformdiskussion von
Interesse sein könnten.

4.1 Opferschutz im Strafprozessrecht (StPO, GVG)
Im Strafverfahren standen lange Zeit allein der Täter und seine legitimen Verteidi-
gungsinteressen im Mittelpunkt. Seit den 1980er Jahren ist eine kontinuierliche
Stärkung des Opferschutzes im Strafverfahren durch den deutschen Gesetzgeber zu
beobachten. Einen ersten Meilenstein stellt das Opferschutzgesetz93 vom 18.12.
1986 dar, das die Opferrolle im Strafverfahren neu bestimmt hat.94 Der Verletzte
ist seitdem selbstständiger Prozessbeteiligter im Strafverfahren.95 Der Rat der Eu-
ropäischen Union stellte in seinem Rahmenbeschluss aus dem Jahr 200196 einen
detaillierten Katalog zur Verbesserung der Opferrolle im Strafverfahren auf. Dieser
wurde durch die Richtlinie der Europäischen Union von 201297 ersetzt, und die
Mindeststandards des europäischen Opferschutzes wurden konkretisiert. Der deut-
sche Gesetzgeber erließ in Folge weitere Gesetze, die den Opferschutz mehr und
mehr als wichtiges Institut des Strafverfahrens festschrieben. Besonders bedeutend
für die Verfestigung des Opferschutzes im Strafverfahren sind das Verbrechenbe-
kämpfungsgesetz 199498, das Zeugenschutzgesetz 199899, das Gesetz zur strafver-

____________
93 Gesetz zur Verbesserung der Stellung des Verletzten im Strafverfahren (Opferschutz-

gesetz) vom 18.12.1986, BGBl. I, 2496.
94 Herrmann 2010, 236.
95 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, Vorb. § 406d Rn. 1.
96 Rahmenbeschluss 2001/220/JI vom 15.03.2001 über die Stellung des Opfers im Straf-

verfahren, ABl. L 82/1.
97 Richtlinie 2012/29/EU vom 25.10.2012 über Mindeststandards für die Rechte, die

Unterstützung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Ersetzung des
Rahmenbeschlusses 2001/220/JI, ABl. L 315/57.

98 Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozessordnung und anderer
Gesetze (Verbrechensbekämpfungsgesetz) vom 28.10.1994, BGBl. I, 3186.

99 Gesetz zur Änderung der Strafprozessordnung und der Bundesgebührenordnung für
Rechtsanwälte (Zeugenschutzgesetz) vom 30.04.1998, BGBl. I, 820.
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fahrensrechtlichen Verankerung des Täter-Opfer-Ausgleichs 1999100, das Gewalt-
schutzgesetz 2001101, das (erste) Opferrechtsreformgesetz 2004102, das 2. Opfer-
rechtsreformgesetz 2009103, das Gesetz zur Bekämpfung der Zwangsheirat und
zum besseren Schutz der Opfer von Zwangsheirat 2011104, das Gesetz zur Stärkung
der Rechte von Opfern sexuellen Missbrauchs 2013105 sowie das 3. Opferrechtsre-
formgesetz 2015106. Die aktuellen Opferschutzstandards der StPO nach Inkrafttre-
ten des Opferrechtsreformgesetzes von 2015, mit dem zugleich die Anpassung an
die europarechtlichen Verpflichtungen aus der EU-Opferrechtsrichtlinie von 2012
vollzogen wurde,107 bildet auch den inhaltlichen Orientierungsrahmen bei den spä-
teren Überlegungen für einen zeitgemäßen Opferschutz in den nichtstrafrechtlichen
Verfahrensordnungen.

4.1.1 Informationsrechte
Die Strafprozessordnung sieht umfassende Informationsrechte der Verletzten über
ihre Rechte vor. Denn nur wenn sie von ihren Rechten Kenntnis haben, können sie
diese auch wirksam ausüben.108 Die Informationsrechte und die damit korrespon-
dierenden Informationspflichten wurden zuletzt durch das 3. Opferrechtsreform-
gesetz erweitert und teilweise neu strukturiert.109

4.1.1.1 Allgemeine Informationsrechte

(a) Bestätigung über den Eingang der Strafanzeige
____________
100 Gesetz zur strafverfahrensrechtlichen Verankerung des Täter-Opfer-Ausgleichs und

zur Änderung des Gesetzes über Fernmeldeanlagen vom 20.12.1999, BGBl. I, 2491.
101 Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nach-

stellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung
(Gewaltschutzgesetz ± GewSchG) vom 11.12.2001, BGBl. I, 3513.

102 Gesetz zur Verbesserung der Rechte von Verletzten im Strafverfahren (OpferRRG)
vom 24.06.2004, BGBl. I, 1354.

103 Gesetz zur Stärkung der Rechte von Verletzten und Zeugen im Strafverfahren (2.
OpferRRG) vom 29.07.2009, BGBl. I, 2280.

104 Gesetz zur Bekämpfung der Zwangsheirat und zum besseren Schutz der Opfer von
Zwangsheirat sowie zur Änderung weiterer aufenthalts- und asylrechtlicher Vor-
schriften vom 23.06.2011, BGBl. I, 1266.

105 Gesetz zur Stärkung der Rechte von Opfern sexuellen Missbrauchs (StORMG) vom
26.06.2013, BGBl. I, 1805.

106 Gesetz zur Stärkung der Opferrechte im Strafverfahren (3. OpferRRG) vom 21.12.
2015, BGBl. I, 2525.

107 Siehe BT-Drucks. 18/4621 vom 15.04.2015.
108 Vgl. auch Herrmann 2010, 238.
109 Dies betrifft insbesondere die Neuordnung der §§ 406i bis 406k StPO. Siehe BT-

Drucks. 18/4621, 14 f., 33 ff.; zusammenfassend Ferber 2016, 282.
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Gemäß § 158 Abs. 1 S. 3, 4 StPO ist dem Verletzten auf Antrag hin der Eingang
seiner Strafanzeige bei der Ermittlungsbehörde schriftlich zu bestätigen. Darin soll
eine kurze Zusammenfassung der Angaben des Verletzten zu Tatzeit, Tatort und
der angezeigten Tat enthalten sein.

(b) Übermittlung der Anklageschrift
Gemäß § 201 S. 2 StPO ist die Anklageschrift an den Nebenkläger (§ 395 StPO)
sowie auf Antrag den zur Nebenklage Berechtigten gem. § 406h StPO zu übersen-
den.

(c) Hinweis auf Zeugenschutzrechte in der Ladung zur Vernehmung
Bei der Ladung zur Vernehmung müssen die Opfer gem. § 48 Abs. 2 StPO auf ihre
Opferschutzrechte hingewiesen werden.110 Unproblematisch muss der Hinweis auf
Zeugenbetreuung ergehen. Strittig ist, ob auf alle verfahrensrechtlichen Opfer-
schutzrechte hinzuweisen ist.111

4.1.1.2 Spezifische Informationsrechte

(a) Unterrichtungspflicht über Entscheidungen im Verfahren
Das Informationsrecht des Opfers gem. § 406d StPO wurde bereits durch das Op-
ferschutzgesetz 1986 eingeführt.112 Absatz 1 bestimmt, dass der Verletzte auf sei-
nen Antrag hin über Verfahrenseinstellung, Termin der Hauptverhandlung sowie
Gerichtsentscheidung informiert werden soll. Absatz 1 Nr. 1 StPO verlangt eine
Mitteilung über die Verfahrenseinstellung; diese Regelung ist lex specialis zu § 171
S.1 StPO, der eine Mitteilung an den Antragsteller verlangt. § 171 S. 2 StPO ver-
langt darüber hinaus eine Unterrichtung über die Möglichkeit einer fristgerechten
Anfechtung der Einstellungsverfügung im Wege des Klageerzwingungsverfahrens
gem. § 172 StPO. Durch das 3. Opferrechtsreformgesetz113 wurde § 171 S. 3 StPO
neu eingeführt, wonach nebenklageberechtigte Verletzte (§ 395 StPO) den Antrag
stellen können, dass ihnen der Einstellungsbescheid und die Möglichkeit der frist-
gerechten Anfechtung gem. § 187 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 GVG übersetzt werden.

(b) Weitergehende Mitteilungspflichten
§ 406d Abs. 2 StPO gewährt Opfern auf Antrag weitere Informationsrechte über
bestimmte Weisungen, freiheitsentziehende Maßnahmen und deren Ende, Flucht,

____________
110 Schmitt in: M/G-StPO, § 48 Rn. 3a.
111 Einzelheiten bei Wenske 2005.
112 Siehe oben Fn. 93.
113 Siehe oben Fn. 106.
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erstmalige und weitere Vollzugslockerungen und Hafturlaub. Diese reichen in ihrer
Zielrichtung über das Strafverfahren hinaus. Damit soll sichergestellt werden, dass
das Opfer auf die Möglichkeit einer überraschenden Begegnung mit dem Täter
vorbereitet ist und gegebenenfalls Schutzmaßnahmen ergreifen kann.114 Die Kasu-
istik der Voraussetzungen ist nicht stringent: Teilweise muss ein berechtigtes Inte-
resse des Opfers an diesen Informationen bestehen und schutzwürdige Interessen
des Täters dürfen nicht entgegenstehen;115 bei nebenklageberechtigten Opfern nach
§ 395 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 StPO sowie zur Nebenklage zugelassenen Opfern im Sinne
von § 395 Abs. 3 StPO wird das berechtigte Interesse teilweise vermutet.116

(c) Unterrichtung über die Rechte des Verletzten im Strafverfahren
§ 406i StPO normiert die Pflicht, den Verletzten über seine Befugnisse im Straf-
verfahren zu belehren. Dieses Informationsrecht wurde bereits durch das Opfer-
schutzgesetz von 1986 in die Strafprozessordnung eingefügt. Zur Umsetzung des
ehemaligen Rahmenbeschlusses der Europäischen Union von 2001117 wurden die
Vorschriften durch das 2. Opferrechtsreformgesetz 2009 dahingehend präzisiert,
dass die Unterrichtung Ämöglichst frühzeitig, regelmäßig schriftlich und soweit
möglich in einer für sie verständlichen Sprache³ erfolgen soll.118 Die Vorschrift
wurde dann durch das dritte Opferrechtsreformgesetz 2015 an die erweiterten Vor-
gaben der EU-Opferrechtsrichtlinie 2012119 angepasst. Hinzuweisen ist auf die
Möglichkeiten des § 158 StPO zur Stellung von Strafantrag und Strafanzeige und
ihrer Modalitäten (§ 406i Abs. 1 Nr. 1 StPO), auf das Recht zur Nebenklage gem.
§§ 395 ff. StPO (§ 406i Abs. 1 Nr. 2), auf die Möglichkeit der Geltendmachung
eines zivilrechtlichen Anspruchs im Rahmen eines Adhäsionsverfahrens gem. §§
403 ff. StPO (§ 406i Abs. 1 Nr. 3), auf die die Möglichkeit einer Entschädigung für
die Vernehmung als Zeuge nach dem JVEG (§ 406i Abs. 1 Nr. 4) sowie auf die
Möglichkeit, eine Wiedergutmachung im Wege des Täter-Opfer-Ausgleichs zu
erreichen (§ 406i Abs. 1 Nr. 5120). Besonders schutzbedürftige Verletzte sollen
darüber hinaus im weiteren Verfahren an geeigneter Stelle121 gem. § 406i Abs. 2
StPO auf die Verfahrensrechte hingewiesen werden, die ihrem Schutz dienen, ins-

____________
114 Siehe auch Herrmann 2010, 237.
115 § 406d Abs. 2 Nr. 2 und 4 StPO.
116 § 406d Abs. 2 letzter Halbsatz StPO; in diesen Fällen entfällt die Pflicht zur Darle-

gung des berechtigten Interesses.
117 Art. 4 des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI; siehe oben Fn. 96.
118 Herrmann 2010, 238.
119 Art. 4 der Richtlinie 2012/29/EU; siehe oben Fn. 97.
120 Die Hinweispflicht auf § 155a StPO erscheint allerdings nicht hinreichend. Kritisch

hierzu Kilchling 2016, 139.
121 Dies kann, je nach Ablauf des Prozessgeschehens, auch mehrmals angezeigt sein.
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besondere auf §§ 68a Abs. 1, 247 und 247a StPO, §§ 171b, 172 GVG. Minderjäh-
rige Opfer und ihre Vertreter Äsollten³122 dementsprechend auf die für sie zuge-
schnittenen besonderen Schutzrechte hingewiesen werden (§ 406i Abs. 3 StPO),
insbesondere auf §§ 58a, 255a Abs. 2 und 241a StPO.

(d) Unterrichtung über die Rechte des Verletzten außerhalb des Strafverfahrens
Gemäß § 406j StPO ist der Verletzte auch auf seine Befugnisse zur Durchsetzung
seiner Rechte außerhalb des Strafverfahrens hinzuweisen. Dies betrifft zunächst die
Möglichkeiten der Geltendmachung seiner vermögensrechtlichen Ansprüche auf
dem Zivilrechtsweg einschließlich der Möglichkeiten der Prozesskostenhilfe gem.
§§ 114 ff. ZPO (§ 406j Nr. 1 StPO). Des Weiteren ist auf die Möglichkeiten der
Schutzanordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz (§ 406j Nr. 2), die Möglichkei-
ten der staatlichen Opferentschädigung nach dem OEG (§ 406j Nr. 3), mögliche
Entschädigungsansprüche nach den Verwaltungsvorschriften von Bund und Län-
dern (§ 406j Nr. 4) sowie auf das Unterstützungs- und Hilfsangebot von Opferhil-
feeinrichtungen (§ 406i Nr. 5) hinzuweisen.123

(e) Akteneinsichtsrecht des Verletzten
Besondere Bedeutung kommt schließlich dem Akteneinsichtsrecht des Verletzten
zu. Dieses ist Ausdruck der Subjektstellung des Opfers im Strafverfahren und wur-
de bereits mit dem Opferschutzgesetz 1986 eingeführt. § 406e Abs. 1 S. 1 StPO
gibt dem Verletzten ein explizites Einsichtsrecht, das allerdings nur durch einen
mandatierten Rechtsanwalt ausgeübt werden kann.124 Er muss ein berechtigtes Inte-
resse darlegen, es sei denn, das Opfer ist nebenklageberechtigt (Abs. 1 S. 2); im
letzteren Fall wird das berechtigte Interesse vermutet. Ein berechtigtes Interesse
kann sich unter ganz verschiedenen Aspekten ergeben: Schutz vor Diffamierung
oder ungerechtfertigten Angriffen sowie Rehabilitations-, Wiedergutmachungs-
und Genugtuungsinteressen.125 Hierzu zählt daher insbesondere auch die Samm-
lung von Informationen für die Geltendmachung möglicher zivilrechtlicher An-
sprüche gegen den Beschuldigten.126 Die Suche des Verletzten nach Tatsachen und
Beweismitteln begründet gerade sein berechtigtes Interesse.127 Die Akteneinsicht
ist in diesen Fällen für das Opfer besonders im Hinblick auf die strengen Beweis-

____________
122 Zur abweichenden Terminologie findet sich in der Gesetzesbegründung kein Hinweis.
123 Einzelheiten beiMeyer-Goßner in: M/G-StPO, § 406i Rn. 2 ff.
124 Dazu Herrmann 2010, 238.
125 Velten in: SK-StPO, § 406e Rn. 2 f.; eine Vielzahl von Beispielen aus der Rechtspre-

chung bei Schmitt in: M/G-StPO, § 406e Rn. 3.
126 BVerfG, NJW 2007, 1052 f.
127 OLG Koblenz, StV 1988, 232 (233).
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lastregeln des Zivilprozesses eine bedeutsame Erleichterung.128 Wenn strafrechtli-
che Ermittlungen stattgefunden haben, besteht grundsätzlich ein Anspruch des Op-
fers auf Teilhabe an den Früchten dieser staatlichen Ermittlungen.129

In besonders ausgeprägter Form kommt dieses Prinzip bei der strafrechtlichen
Vermögensabschöpfung zum Tragen. Hier war bereits in den 1990er Jahren das
opferfreundliche Instrument der Zurückgewinnungshilfe entwickelt worden: Durch
die Information über Erkenntnisse zum Verbleib ihres durch Straftaten abhanden
gekommenen Eigentums, die im Zuge der strafrechtlichen (Finanz-)Ermittlungen
gewonnen wurden, sollten Geschädigte bei dessen Rückgewinnung gezielt unter-
stützt werden.130 Die übermittelten Informationen versetzten die Geschädigten
oftmals überhaupt erst in die Lage, ihr Eigentumsrecht zivilrechtlich gegen den
Täter durchsetzen zu können. Mit der Neuregelung der Vermögensabschöpfung
von 2017 möchte der Gesetzgeber die Position der Opfer noch weiter stärken und
hat hierfür einen neuen, direkten Anspruch geschädigter Opfer gegen den Staat auf
Rückgabe bzw. finanzielle Entschädigung geschaffen.131 Dieser Anspruch wird
ebenfalls flankiert durch umfassende ± proaktive ± Informations- und Hinweis-
pflichten der Staatsanwaltschaft an die jeweils Geschädigten, § 111l StPO.132

____________
128 Diese Erleichterung bei der Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche entspricht auch

der ausdrücklichen Intention des Gesetzgebers; vgl. BT-Drucks. 10/5305, 8, 18.
129 Velten (in: SK-StPO, § 406e Rn. 13) möchte diesen Teilhabeanspruch auf Fälle

rechtskräftiger Verurteilung beschränken. Dies ist u.a. schon deshalb abzulehnen,
weil der Anspruch dann z.B. im Adhäsionsverfahren leerliefe. Darüber hinaus wider-
spräche die restriktive Auslegung auch dem hier vertretenen viktimologisch begrün-
deten Konzept des Opferschutzes (siehe oben Punkt 2.2).

130 Vgl. § 111e Abs. 3 und 4 a.F. StPO (in Kraft bis Juni 2017); diese Regelungen waren
2006 durch das Gesetz zur Stärkung der Rückgewinnungshilfe eingeführt worden, um
Opfern von Straftaten die Durchsetzung ihrer Ansprüche zu erleichtern; vgl. BT-
Drucks. 16/700, 2. Sie mussten allerdings zivilrechtlich initiativ werden und selbst die
Vollstreckung in die bei den Tätern aufgefundenen und zugunsten der Opfer vorläufig
gesicherten Vermögenswerte betreiben. Ausführlicher zu der nunmehr obsolet ge-
wordenen Rückgewinnungshilfe Achenbach 2001; Wilk & Stewen 2013.

131 §§ 459h und k StPO, eingeführt durch das Gesetz zur Reform der strafrechtlichen
Vermögensabschöpfung v. 13.04.2017, BGBl. I, 872. Hierzu Köhler & Burghard
2017, 679 ff.; Trüg 2017, 1918. Mit dieser Neukonzeption wurden die Opfer faktisch
allerdings der Möglichkeit beraubt, selbst die Vollstreckung gegen den Täter zu be-
treiben; denn der materiellrechtliche Opfervorrang bei der Einziehung (§ 73 Abs. 1 S.
2 a.F. StGB) wurde ebenfalls abgeschafft; kritisch Köllner & Mück 2017, 596 ff.
(m.w.N.).

132 Gegebenenfalls sogar durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger, § 111l Abs. 4
StPO; zu Konzeption und Regelungsinhalt des § 111l siehe BT-Drucks. 18/9525, 82
f.; für weitere Einzelheiten siehe auch die Erläuterungen zu den im Wesentlichen in-
haltsgleichen früheren Regelungen (§ 111e Abs. 3 und 4 a.F. StPO) bei Wilk & Ste-
wen 2013, 415; Herrmann 2010, 244; Schmitt in: M/G-StPO, § 111e Rn. 11 ff. Auf
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Die Akteneinsicht des Verletzten ist gem. § 406e Abs. 2 S. 1 StPO zu versagen,
wenn überwiegende schutzwürdige Interessen des Beschuldigten oder anderer Per-
sonen entgegenstehen; darüber hinaus kann es gem. Absatz 2 S. 2 und 3 auch ver-
sagt werden, wenn der Untersuchungszweck gefährdet erscheint oder eine erhebli-
che Verfahrensverzögerung droht. Nebenklagebefugten Opfern gegenüber greift
der letztere Versagungsgrund nur, solange die Ermittlungen noch nicht abgeschlos-
sen sind (Abs. 2 S. 3 2. HS). In Absatz 2 ist auch eine Art Ãdoppelter Verletzten-
schutzµ eingebaut: ÄAndere Personen³, deren schutzwürdige Interessen entgegen-
stehen könnten, können auch andere Verletzte sein. Bei der Entscheidung über die
Gewährung der Akteneinsicht gem. § 406e Abs. 4 StPO sind demzufolge die
schutzwürdigen Belange aller betroffenen Personen gegeneinander abzuwägen.133

Dem Verletzten selbst können ohne Rechtsanwalt gem. § 406e Abs. 5 StPO Aus-
künfte und Abschriften aus den Akten erteilt werden. Entsprechend den Regelun-
gen in Abs. 1 muss das Opfer ein berechtigtes Interesse darlegen, es sei denn, es ist
nebenklageberechtigt.

Die Ausübung des Akteneinsichtsrechts konstituiert im Übrigen keinen generellen
Vorbehalt hinsichtlich des konkreten Aussagewerts der Zeugenaussage des Opfers.
Einige Streitpunkte zu dieser Problematik134 wurden durch das Urteil des 5. Straf-
senates des BGH vom 05.04.2016135 wesentlich entkräftet. Lediglich bei Hinwei-
sen auf eine konkrete Falschaussagemotivation des Zeugen oder Besonderheiten in
seiner Aussage ist der Umstand der Akteneinsicht im Rahmen der Beweiswürdi-
gung zu berücksichtigen. Der Senat verweist auch auf die Gefahr, dass eine genera-
lisierende Annahme dahingehend, dass Aktenkenntnis regelmäßig geeignet sei, die
Glaubhaftigkeit der Angaben eines Belastungszeugen in Zweifel zu ziehen, seine
freie Entscheidung, Akteneinsicht zu beantragen, beeinträchtigen könnte. Freilich
kann der Zeitpunkt des Antrags im Einzelfall gleichwohl bedeutsam sein; so kann
zu frühe Akteneinsicht während des Ermittlungsverfahrens den Untersuchungs-
zweck beispielsweise dann gefährden, wenn das Opfer bis dahin noch gar keine
Aussage gemacht hat136; der Antrag kann dann gem. § 406e Abs. 2 S. 2 ± zunächst
± versagt werden.

4.1.2 Schutzrechte
Schutzrechte dienen der Prävention bzw. Abmilderung der mit der Durchführung
des Strafverfahrens einhergehenden Gefahren sekundärer Viktimisierung. Neben

__________
der Grundlage dieser Informationen können die geschädigten Opfer ihre Ansprüche
bei der Vollstreckungsbehörde (Staatsanwaltschaft) anmelden.

133 Schmitt in: M/G-StPO, § 406e Rn. 6a.
134 Nachweis bei Schmitt in: M/G-StPO, § 406e Rn. 6b.
135 BGH, NStZ 2016, 367 mit kritischen Anm. von M. Gubitz.
136 Velten in: SK-StPO, § 406e Rn. 19.
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allgemeinen Schutzrechten, die während des gesamten Verfahrens anwendbar sind,
sieht die Strafprozessordnung besondere Schutzrechte sowohl für das Ermittlungs-
verfahren als auch für das Hauptverfahren vor. Während der Opferschutz im Er-
mittlungs- und Strafverfahren allgemein auf eine sensible Behandlung der Opfer
und dabei insbesondere der besonders vulnerablen Opfergruppen durch die ver-
schiedenen Akteure der Strafverfolgung abzielt, tritt im Hauptverfahren eine weite-
re Problemsituation hinzu, die im Hinblick auf die Gefahren sekundärer Viktimisie-
rung besondere Aufmerksamkeit und gegebenenfalls besondere Schutzmechanis-
men erfordert: die persönliche Begegnung mit dem Täter bzw. Verursacher, die aus
viktimologischer Perspektive eben keine neutrale Begegnung ist, sondern als Kon-
frontation mit dem subjektiv erlebten Tatgeschehen und ihrem Verursacher erlebt
wird.

4.1.2.1 Allgemeine Schutzrechte

(a) Allgemeine Pflicht zur Berücksichtigung der besonderen Schutzbedürftigkeit
von Opferzeugen

§ 48 Abs. 3 StPO verpflichtet die Ermittlungsbehörden ebenso wie die Gerichte
während der gesamten Verfahrensdauer, die besondere Schutzbedürftigkeit von
Opferzeugen zu berücksichtigen und die notwendigen Schutzmaßnahmen zuguns-
ten des Verletzten zu schaffen.137 Die Vorschrift, die durch das 3. Opferrechtsre-
formgesetz eingeführt wurde, konstituiert allerdings kein eigenes Opferschutzrecht,
sondern hat deklaratorische Wirkung im Sinne einer expliziten Hinweisnorm auf
die Bedeutung des Opferschutzes im Strafverfahren und die prozessualen Opfer-
schutzvorschriften.138

(b) Zeugnis- sowie Auskunftsverweigerungsrechte der Opferzeugen
Dem Opferzeugen stehen zunächst die allgemeinen Zeugenschutzrechte zu. Jeder
Zeuge ist gem. § 48 StPO zum Erscheinen und zur Aussage bei einer staatsanwalt-
schaftlichen oder richterlichen Vernehmung verpflichtet. Allerdings gewährt § 52
StPO dem Zeugen ein Zeugnisverweigerungsrecht aus persönlichen Gründen, § 53
StPO ein Zeugnisverweigerungsrecht aus beruflichen Gründen. Darüber hinaus
kann der Opferzeuge die Auskunft auf einzelne Fragen nach § 55 StPO verweigern,
wenn er sich dadurch selbst oder einen Angehörigen in die Gefahr der Strafverfol-
gung bringen würde.139

Umstritten ist, ob der Verletzte ein Auskunftsverweigerungsrecht bezüglich Fragen
hat, die den Inhalt der mit seinem Anwalt geführten Beratungsgespräche betref-

____________
137 Schmitt in: M/G-StPO, Vorb. § 48 Rn. 11.
138 Siehe auch BT-Drucks. 18/4621, S. 23.
139 Weiner & Haas 2009, 45 f.
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fen.140 Die Rechtsprechung bejaht dies zum Teil.141 Hat der Opferzeuge sich für die
Hauptverhandlung eines anwaltlichen Beistands nach § 406h StPO bedient, dann
sind die notwendigen Beratungsgespräche zwischen dem Opferzeugen und seinem
Anwalt als vertrauliche Gespräche dahingehend schützenswert, dass ein Zeugnis-
verweigerungsrecht des Anwalts gem. § 53 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 StPO zu bejahen ist.
Nach dem Zweck der Regelung des § 406h StPO steht dem Opferzeugen in der
Hauptverhandlung ein Auskunftsverweigerungsrecht ebenfalls zu, da diese Rege-
lung bezweckt, dass der Opferzeuge im Gespräch mit seinem Anwalt insbesondere
die Gefahr der Selbstbelastung sowie eine mögliche Korrektur einer ursprünglich
falschen Aussage erörtern können soll. Billigte man dem Opferzeugen kein Aus-
kunftsverweigerungsrecht bezüglich der anwaltlichen Beratungsgespräche zu, wür-
de man das in § 406h StPO geschaffene Recht faktisch konterkarieren.142

(c) Bild- und Tonaufzeichnungen
Die StPO ermöglicht die Bild- und Tonaufzeichnung einer Zeugenvernehmung.
§ 58a Abs. 1 S. 1 StPO sieht dies für richterliche Vernehmungen vor, § 161a Abs. 1
S. 2 StPO ist die korrespondierende Rechtsgrundlage für staatsanwaltschaftliche
und nach herrschender Meinung auch polizeiliche Vernehmungen.143

Der primäre Fokus des § 58a Abs. 1 S. 2 StPO liegt auf dem Schutz minderjähriger
Opferzeugen durch die Ermöglichung von Audio- und Videoaufzeichnungen. Da-
hinter steht der Gedanke, besonders schutzwürdige Personen, insbesondere Kinder
und Jugendliche, die Opfer eines schweren Sexual- oder Gewaltdelikts wurden, vor
Mehrfachvernehmungen144 sowie den psychischen Belastungen einer Hauptver-
handlung zu schützen.145 Darüber hinaus dient die Bild-Ton-Aufzeichnung zu-
gleich der Beweissicherung der Erstaussage, in der oftmals aufgrund der zeitlichen
Nähe die Chance einer möglichst detaillierten Schilderung der Tatumstände beson-
ders hoch ist.146 Nach § 58a Abs. 1 S. 1 StPO Äkann³ grundsätzlich jede Zeugen-
vernehmung aufgezeichnet werden. Gemäß § 58a Abs. 1 S. 2 StPO Äsoll³ jede Ver-
nehmung aufgezeichnet und als richterliche Vernehmung durchgeführt werden,
wenn damit die schutzwürdigen Interessen von Minderjährigen sowie erwachsener
Personen, die als Minderjährige Opfer einer Straftat gem. § 255a Abs. 2 StPO wur-
den, besser gewahrt werden können (§ 58a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 StPO). Dies liegt ins-

____________
140 Roxin & Schünemann 2012, § 65 Rn. 15;Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 406h Rn. 4.
141 OLG Düsseldorf, NStZ 1991, 504.
142 OLG Düsseldorf, NStZ 1991, 504.
143 Schöch 2002, 13.
144 Schmitt in: M/G-StPO, § 58a Rn. 1.
145 Herrmann 2010, 239.
146 Schmitt in: M/G-StPO, § 58a Rn. 1b.



34 4. Opferschutz in den untersuchten Verfahrensordnungen

besondere nahe, wenn ein Kind oder Jugendlicher Opfer einer schweren Sexual-
straftat wurde.147

Grundsätzlich können den zur Akteneinsicht berechtigten Personen, insbesondere
dem Verteidiger, Kopien der Aufnahmen überlassen werden (§ 58a Abs. 2 S. 3
StPO). Dem kann der Zeuge gem. § 58a Abs. 3 S. 1 StPO allerdings widerspre-
chen. Der dahinterstehende Schutzgedanke dieser Regelung ist, dass sich mit der
Weitergabe der Kopie der Vernehmungsaufnahme der Kreis der Personen, die Zu-
griff auf diese im Hinblick auf ihren Inhalt oftmals höchst sensible Datei haben,
maßgeblich erhöhen würde.148 Daher untersagt § 58a Abs. 2 S. 4 StPO eine Ver-
vielfältigung der Kopien der Aufzeichnungen.

Die gem. § 58a Abs. 1 StPO erstellte Videoaufzeichnung kann in der Hauptver-
handlung als Beweismittel nach Maßgabe der §§ 251 ff. StPO in die Hauptverhand-
lung eingeführt werden. Unter bestimmten Voraussetzungen kann die persönliche
Vernehmung des Verletzten durch das Vorspielen der Zeugenaussage nach § 255a
Abs. 2 StPO sogar ersetzt werden. Voraussetzung ist, dass Gegenstand des Verfah-
rens eine der in § 255a Abs. 2 StPO genannten schweren Straftaten ist und dass der
betroffene Zeuge Verletzter und zum Zeitpunkt der Vernehmung minderjährig ist
oder zum Zeitpunkt der Tat minderjährig war. Durch diese Möglichkeit wird kind-
lichen und jugendlichen Opferzeugen eine erneute Aussage in der Hauptverhand-
lung erspart.

(d) Geheimhaltung des Wohnortes und der Identität der Zeugen
Nach § 68 Abs. 1 StPO müssen Zeugen bei der Vernehmung grundsätzlich ihren
vollständigen Namen, Wohnort, Beruf und Alter angeben. Aus Opferschutzge-
sichtspunkten erlaubt § 68 Abs. 2 StPO, dass der Zeuge seinen Wohnsitz ver-
schweigen und stattdessen seinen Geschäfts- oder Dienstort oder eine andere la-
dungsfähige Anschrift angeben kann, wenn ein begründeter Anlass zur Besorgnis
einer Rechtsgutsverletzung auf Seiten des Zeugen oder einer anderen Person be-
steht.149 Nach § 68 Abs. 3 StPO kann ein Zeuge seine Identität ausnahmsweise
auch vollkommen geheim halten, wenn durch deren Offenbarung die Gefahr be-
steht, dass Leib, Leben oder Freiheit des Zeugen oder einer anderen Person gefähr-
det werden. Diese Gefahr kann sich beispielsweise aus Drohbriefen ergeben. Ge-
mäß § 68 Abs. 4 StPO ist der Zeuge auf die Möglichkeiten nach Abs. 2 und 3
hinzuweisen.

____________
147 Schmitt in: M/G-StPO, § 58a Rn. 6; BGH, NStZ-RR 2004, 336.
148 Weiner & Haas 2009, 61.
149 Dazu auch Schroth 2011, Rn. 102.
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(e) Beschränkung des Fragerechts
Wird der Verletzte als Zeuge vernommen, so ist er wie jeder Zeuge verpflichtet,
zur Vernehmung zu erscheinen, wahrheitsgemäß auszusagen sowie seine Aussage
auf Verlangen zu beeiden.150 Diese Pflicht wird allerdings durch den Anspruch des
Zeugen auf eine angemessene Behandlung und auf Ehrenschutz während der Ver-
nehmung begrenzt. Dieser Anspruch wurzelt im allgemeinen Persönlichkeitsrecht
des Zeugen aus Art. 1 und 2 Abs. 1 GG.151

Diesem Grundsatz folgend sieht § 68a Abs. 1 StPO vor, dass nach potenziell enteh-
renden Tatsachen sowie nach den persönlichen Lebensbereich betreffenden Tatsa-
chen nur gefragt werden soll, wenn deren Aufklärung für die Wahrheitsfindung
unerlässlich ist.152 Schutzgegenstand ist der persönliche Lebensbereich des Verletz-
ten. Dieser umfasst seine Privat- und Intimsphäre, insbesondere private Neigungen,
den Gesundheitszustand, die religiöse und politische Gesinnung sowie familiäre
Umstände. Gerade bei der Aufklärung von Sexualdelikten ist bei der Befragung
von Opfern häufig die besonders schützenswerte Intimsphäre der Opfer betroffen.
Durch die Beschränkung des Fragerechts gem. § 68a Abs. 1 StPO sollen aggressive
Fragen nach Details des Privat- und Intimlebens vermieden werden, soweit sie zur
Wahrheitsfindung nicht unerlässlich sind. Daher sind Fragen betreffend das Sexu-
alverhalten des Opfers nur ausnahmsweise bei Unerlässlichkeit zuzulassen.153

(f) Explizites Äußerungsrecht des Verletzten
Gemäß § 69 Abs. 2 S. 2 StPO ist dem Zeugen, der Verletzter der Tat ist, Gelegen-
heit zu geben, sich zu den Auswirkungen, die die Tat auf ihn hatte, zu äußern. Die-
se Vorschrift, die für alle richterlichen Vernehmung gilt, wird durch § 161a Abs. 1
S. 2 StPO ergänzt, der ein entsprechendes Recht für alle staatsanwaltschaftlichen
Vernehmungen in und außerhalb der Hauptverhandlung vorsieht.154

4.1.2.2 Schutzrechte im Ermittlungsverfahren

(a) Hilfe bei der Anzeigeerstattung
Um Verletzten, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, die Anzeige einer
Straftat nach § 158 StPO zu ermöglichen, steht ihnen gem. § 158 Abs. 4 S. 1 StPO
die notwendige sprachliche Hilfestellung zu. Darüber hinaus ist diesen Personen

____________
150 Schmitt in: M/G-StPO, Vorb. § 48 Rn. 5.
151 BVerfGE 38, 105, 114 ff.
152 Schmitt in: M/G-StPO, § 68a Rn. 5.
153 Herrmann 2010, 238 f.
154 Schmitt in: M/G-StPO, § 69 Rn. 1.



36 4. Opferschutz in den untersuchten Verfahrensordnungen

die schriftliche Anzeigebestätigung (Abs. 1 Satz 3 und 4) in eine für sie verständli-
che Sprache zu übersetzen.155

(b) Übermittlung einer Anzeige bei im Ausland begangenen Straftaten
Gemäß § 158 Abs. 3 S. 1 StPO übermittelt die Staatsanwaltschaft die Anzeige ei-
nes Verletzten an einen anderen Mitgliedsstaat, wenn die Tat ausschließlich dort
begangen wurde, der Verletzte im Inland wohnt, die Weiterleitung beantragt und
die Tat aus bestimmten Gründen in Deutschland nicht verfolgt wird.156 Damit er-
spart die Staatsanwaltschaft dem Verletzten eine erneute Anzeige an eine ausländi-
sche Strafverfolgungsbehörde.

(c) Protokollierung der Zeugenvernehmung
Bei jeder Zeugenvernehmung muss ein Protokoll erstellt werden. Bevor der Zeuge
diese Niederschrift unterzeichnet, sollte er sie durchlesen. Bei der Eigenkontrolle
der schriftlichen polizeilichen Vernehmung steht dem Zeugen das Recht zu, selbst
Änderungen am Protokoll vorzunehmen. Diese Kontrollmöglichkeit ist gerade auch
für Opferzeugen wichtig, da sie später in der Gerichtsverhandlung durch Vorhalte
mit möglichen Abweichungen gegenüber der ursprünglichen Aussage konfrontiert
und möglicherweise an dieser festgehalten werden können.157

(d) Ausschluss des Beschuldigten bei richterlichen Vernehmungen
Wird ein Zeuge im Ermittlungsverfahren richterlich vernommen, so sind gem.
§ 168c Abs. 2 StPO der Staatsanwaltschaft, dem Beschuldigten sowie dem Vertei-
diger die Anwesenheit während dieser Vernehmung zu gestatten. Richterliche Ver-
nehmungen im Ermittlungsverfahren sind besonders bedeutsam, da ihr Inhalt auch
im Falle einer späteren Zeugnisverweigerung in der Hauptverhandlung durch Ver-
nehmung des Richters als Zeugen über die Vernehmung im Ermittlungsverfahren
eingeführt werden kann. Um eine Zeugin oder einen Zeugen vor einer belastenden
Begegnung mit dem Beschuldigten zu schützen, sieht § 168c Abs. 3 StPO die Mög-
lichkeit vor, den Beschuldigten bei der richterlichen Zeugenvernehmung auszu-
schließen. Dieser Ausschluss, mit dem ein Beschuldigtenrecht beschnitten wird, ist
daher nur erlaubt, wenn durch die Anwesenheit des Beschuldigten der Untersu-
chungszweck gefährdet würde oder zu befürchten ist, dass der Zeuge in Anwesen-
heit des Beschuldigten nicht die Wahrheit sagen werde.158

____________
155 Schmitt in: M/G-StPO, § 158 Rn. 31.
156 Schmitt in: M/G-StPO, § 158 Rn. 28.
157 Weiner & Haas 2009, 54.
158 Siehe auch Peter 2014, 154.
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(e) Beschränkung der Anwesenheitsrechte bei richterlichen Vernehmungen von
Opferzeugen im Ermittlungsverfahren

Grundsätzlich konstituiert § 168c Abs. 2 StPO bei einer Zeugenvernehmung durch
den Ermittlungsrichter ein Anwesenheitsrecht für die Staatsanwaltschaft, den Be-
schuldigten sowie für dessen Verteidiger. Besteht allerdings die dringende Gefahr
eines schwerwiegenden Nachteils für das Wohl des Zeugen durch die Anwesenheit
einer dieser Personen während seiner richterlichen Vernehmung, soll der Richter
den Zeugen gem. § 168e S. 1 StPO getrennt von den Anwesenheitsberechtigten in
einem separaten Raum vernehmen, wenn die Gefahr nicht in anderer Weise abge-
wendet werden kann. Die Vernehmung wird dann mittels Videolink simultan über-
tragen, sodass die Anwesenheitsberechtigten die Vernehmung zeitgleich verfolgen
können (§ 168e S. 2 StPO). Die Regelung ist an die Voraussetzungen des § 247 S.
2 StPO angelehnt.159 Gemäß § 168e S. 4 StPO gelten die Regelungen der §§ 58a,
241a StPO entsprechend und gewähren einen weitergehenden Schutz des Opfer-
zeugen.
´

(f) Recht auf Verweigerung der Mitwirkung bei Untersuchungen
Opfer von Gewalt- und Sexualstraftaten werden in der Regel im Rahmen des Er-
mittlungsverfahrens körperlich untersucht. Kommen Opfer als Zeugen in Betracht,
geht die Strafprozessordnung in § 81c von einer generellen Duldungspflicht aus.
Diese wird im Sinne des Opferschutzes durch den Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit nach § 81c Abs. 4 StPO eingeschränkt. Danach müssen die Untersuchungs-
maßnahmen dem Opfer zumutbar sein. Dabei sind Aufklärungspflicht und Persön-
lichkeitsrecht des Opfers gegeneinander abzuwägen.

(g) Durchführung einer körperlichen Untersuchung
Erscheint eine körperliche Untersuchung geeignet, das Schamgefühl des Zeugen zu
verletzen, dann ist sie gem. § 81d Abs. 1 StPO von einer gleichgeschlechtlichen
Person bzw. Ärztin oder Arzt durchzuführen. Darüber hinaus ist die Anwesenheit
einer Vertrauensperson vorgesehen. Legt der Opferzeuge ein berechtigtes Interesse
an einer Untersuchung durch eine Person gleichen Geschlechts hinreichend dar,
soll diesem Interesse Folge geleistet werden (§ 81d Abs. 1 S. 2 StPO); für die An-
wesenheit einer Vertrauensperson bedarf es keiner solchen Begründung (Satz 3).160

Auf diese Möglichkeiten ist der betroffene Zeuge gem. § 81d Abs. 1 S. 4 StPO hin-
zuweisen.

____________
159 Schmitt in: M/G-StPO, § 168e Rn. 2.
160 Weiner & Haas 2009, 54.
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(h) Vorläufige Einstellung des Ermittlungsverfahrens gegen das Opfer
§ 154e StPO schützt das Opfer im Fall der Erstattung einer Gegenanzeige durch
den Täter wegen falscher Verdächtigung oder Beleidigung. Das Ermittlungsverfah-
ren gegen das Opfer soll dann so lange eingestellt werden, bis die Frage der Schuld
des Täters im Strafverfahren geklärt ist.161

4.1.2.3 Schutzrechte in der Hauptverhandlung

(a) Zuständigkeitsverlagerung an das Landgericht
Eine Besonderheit des strafprozessualen Opferschutzes ist die Zuständigkeitsver-
lagerung für das Hauptverfahren vom Amts- zum Landgericht.162 Ist das Opfer, das
im Verfahren als Zeuge in Betracht kommt, besonders schutzbedürftig, kann die
Staatsanwaltschaft gem. § 24 Abs. 1 Nr. 3 GVG ausnahmsweise unabhängig von
der Straferwartung die Anklage beim Landgericht statt bei dem nach den allgemei-
nen Regeln zuständigen Amtsgericht erheben.163 Durch diese Möglichkeit soll be-
sonders vulnerablen Opferzeugen das Durchleiden von zwei Tatsacheninstanzen
und die damit verbundene erneute Vernehmung in der Berufungsverhandlung beim
Landgericht erspart werden.164 Die besondere Schutzwürdigkeit des Zeugen ist zu
bejahen, wenn durch eine weitere Vernehmung negative psychische Auswirkungen
auf den Zeugen befürchtet werden.165 Dies kommt insbesondere bei kindlichen und
jugendlichen Opferzeugen im Bereich schwerer Sexual- und Gewaltdelikte in Be-
tracht. Maßgeblich ist stets die konkrete Schutzbedürftigkeit des betroffenen Zeu-
gen im konkreten Verfahren, wofür keine allzu hohen Anforderungen zu stellen
sind. So hat beispielsweise das OLG Karlsruhe die besondere Schutzwürdigkeit in
einem Verfahren wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern bestätigt, in dem die
betroffenen Kinder bei ihren polizeilichen Anhörungen bekundet haben, Angst vor
dem Angeklagten zu haben, und aufgrund des Bestreitens der Tatvorwürfe durch
den Angeklagten bei einer Eröffnung des Hauptverfahrens vor dem Amtsgericht
gegebenenfalls mit einer Berufung und einer damit verbundenen wiederholten Ver-
nehmung der kindlichen Opferzeuginnen hätte gerechnet werden können.166

____________
161 Hierzu ebenfalls Weiner & Haas 2009, 170 f.
162 Zugunsten des Opferschutzes wird die zweite Tatsacheninstanz abgeschnitten; kri-

tisch Kilchling 2006, 156 (m.w.N.).
163 Eingeführt durch das (erste) OpferRRG 2004, siehe oben Fn. 102; siehe auch Herr-

mann 2010, 240.
164 BR-Drucks. 829/03, 43.
165 Schmitt in: M/G-StPO, § 24 GVG Rn. 6.
166 OLG Karlsruhe, NStZ 2011, 479.
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(b) Ausschluss der Öffentlichkeit
Im Strafprozess ist die öffentliche Hauptverhandlung der gesetzliche Regelfall
(§ 169 GVG). § 171b Abs. 1 bis 3 GVG ermöglichen im Sinne des Opferschutzes
einige Ausnahmen. Gemäß § 171b Abs. 1 kann die Öffentlichkeit ausgeschlossen
werden, soweit Umstände zur Sprache kommen, die den persönlichen Lebensbe-
reich des durch eine rechtswidrige Tat Verletzten berühren und deren öffentliche
Erörterung schutzwürdige Belange des Verletzten berühren würden. Diese Vor-
schrift ist allerdings als Kann-Vorschrift ausgestaltet, wonach die Entscheidung
über den Ausschluss der Öffentlichkeit dem Gericht obliegt. Dabei sind die schutz-
würdigen Interessen des Verletzten und das Interesse an der öffentlichen Erörte-
rung gegeneinander abzuwägen.167 In Abs. 1 S. 3 und 4 ist festgelegt, dass die be-
sonderen Belastungen für Kinder und Jugendliche bei dieser Entscheidung zu
berücksichtigen sind. Den Belastungen für minderjährige Opfer bestimmter schwe-
rer Sexual- und Gewaltdelikte misst das Gesetz höheres Gewicht zu: In diesen Fäl-
len soll die Öffentlichkeit gem. § 171b Abs. 2 GVG bei der Zeugenvernehmung
ausgeschlossen werden. § 171b Abs. 3 GVG normiert schließlich die Verpflichtung
des Gerichts zum Ausschluss der Öffentlichkeit, sofern die Voraussetzungen aus
Abs. 2 und 3 alternativ vorliegen und das Opfer, dessen Lebensbereich betroffen
ist, den Ausschluss beantragt.

Darüber hinaus ermöglicht § 172 Nr. 1a, Nr. 3, Nr. 4 GVG einen Ausschluss der
Öffentlichkeit bei Gefährdung eines Zeugen oder einer anderen Person, bei Ge-
fährdung eines Privatgeheimnisses sowie zum Schutz eines minderjährigen Zeu-
gen.

Umgekehrt gibt es für Opfer aber auch ein erweitertes Zutrittsrecht zu der Haupt-
verhandlung zu Ãihremµ Fall. § 175 Abs. 2 GVG sieht vor, dass bei ausnahmsweise
nichtöffentlichen strafrechtlichen Verhandlungen oder Verhandlungsabschnitten
Verletzten die Anwesenheit gestattet werden soll. Nur in Ausnahmefällen kann
dem Verletzten die Zulassung verwehrt werden, beispielsweise wenn er selbst noch
als Zeuge vernommen werden soll oder wenn schutzwürdige Interessen eines ande-
ren (Opfer-)Zeugen im Sinne von §§ 171b oder 172 GVG betroffen sind.168

(c) Beschränkung der Anwesenheitsrechte des Angeklagten in der Haupt-
verhandlung

Um Verletzte während ihrer Vernehmung in der Hauptverhandlung vor der belas-
tenden Begegnung mit dem Angeklagten zu schützen, kann das Gericht gem. § 247
S. 2 StPO anordnen, dass der Angeklagte während der Vernehmung eines Verletz-
ten aus dem Sitzungssaal entfernt wird.169 Ist der Verletzte minderjährig, genügt,

____________
167 Schmitt in: M/G-StPO, § 171b GVG, Rn. 4 ff.
168 Schmitt in: M/G-StPO, § 175 GVG, Rn. 5.
169 Herrmann 2010, 239.
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dass ein erheblicher Nachteil für sein Wohl zu befürchten ist. Für einen erheblichen
Nachteil im Sinne dieser Vorschrift ist bereits ein bestehendes Abhängigkeitsver-
hältnis zwischen dem Zeugen und dem Angeklagten oder die Furcht vor Rache aus-
reichend.170 Bei erwachsenen Verletzten ist die dringende Gefahr einer schwerwie-
genden Gesundheitsgefährdung erforderlich. Dies kommt insbesondere bei psychi-
scher Labilität des Opfers in Betracht, wenn infolge der Anwesenheit des Ange-
klagten z.B. die Gefahr eines Nervenzusammenbruchs bei dem Verletzten besteht.
Gegebenenfalls erfordert die richterliche Fürsorgepflicht die Anordnung von Amts
wegen, sollte das Opfer selbst einen entsprechenden Wunsch nicht explizit äu-
ßern.171

Eine Videoübertragung für den aus dem Sitzungssaal ausgeschlossenen Angeklag-
ten wird gesetzlich nicht explizit verlangt;172 er muss anschließend lediglich über
den wesentlichen Inhalt unterrichtet werden (§ 247 S. 4 StPO).

(d) Videosimultanübertragung in der Hauptverhandlung
Das ist anders, wenn ein Zeuge ausnahmsweise außerhalb des Gerichtssaals ver-
nommen wird. Hier verlangt § 247a StPO die Videosimultanübertragung in den
Verhandlungssaal. Diese Schutzmaßnahme kann angeordnet werden, wenn für den
Fall einer Vernehmung in Anwesenheit des Angeklagten die dringende Gefahr ei-
nes schwerwiegenden Nachteils für das Wohl des Zeugen besteht. Dies bezieht sich
insbesondere, anders als bei § 247 StPO, aber nicht ausschließlich auf die Konfron-
tation mit dem Angeklagten; auch die Präsenz bestimmter anderer Verfahrensteil-
nehmer oder die schiere Anwesenheit einer Vielzahl fremder Personen können ent-
sprechende Wirkungen haben.173 Der Zeuge wird dann zu seinem Schutz statt im
Sitzungssaal an einem anderen Ort vernommen und die Vernehmung via Videosi-
multanübertragung in den Sitzungssaal projiziert.174 Lediglich der Zeuge befindet
sich dann in einem anderen Raum, alle übrigen Prozessbeteiligten einschließlich
des vernehmenden Richters halten sich weiterhin im Sitzungssaal auf. Dadurch soll
eine besonders schonende, unbefangene Aussageatmosphäre für kindliche wie auch
andere schutzbedürftige Opferzeugen geschaffen werden.175 § 247a Abs. 1 S. 1
StPO verlangt als Voraussetzung die dringende Gefahr eines schwerwiegenden
Nachteils für das körperliche oder seelische Wohl des Zeugen durch die Verneh-
mung im Sitzungssaal. § 247a StPO steht in keinem Subsidiaritätsverhältnis zu den

____________
170 Weiner & Haas 2009, 114 f.
171 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 247 Rn. 11 f.
172 Es wird freilich empfohlen; vgl. Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 247 Rn. 14a.
173 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 247a Rn. 3.
174 Herrmann 2010, 239.
175 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 247a Rn. 1.
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Schutzmaßnahmen gem. §§ 68 Abs. 1 bis 3, 68a, 68b, 241a oder 247 StPO.176 Zwi-
schen dem Ausschluss des Angeklagten von der Vernehmung nach § 247 StPO und
der audiovisuellen Vernehmung des Zeugen gem. § 247a StPO ist nach den Schutz-
interessen des Zeugen abzuwägen. Grundsätzlich wird die audiovisuelle Verneh-
mung das mildere Mittel im Hinblick auf die Rechte des Angeklagten sein und wä-
re daher dem Ausschluss des Angeklagten vorzuziehen. Allerdings können die
konkreten Zeugeninteressen, insbesondere Opferinteressen, auch ein gegenteiliges
Vorgehen erfordern. Bei Opfern pornografischer Aufnahmen ist daher häufig § 247
StPO der Vorzug zu geben, wenn das Opfer aufgrund der Tat eine gewisse Aversi-
on gegen Videoaufnahmen oder Videoübertragungen entwickelt hat.177

Bei kommissarischer Vernehmung durch einen beauftragten oder ersuchten Richter
gem. § 223 StPO ist § 247a StPO anzuwenden, nicht § 168e StPO.178 Eine Direkt-
übertragung einer nach §§ 223, 247a StPO durchgeführten Vernehmung in die
Hauptverhandlung ist aber unzulässig.179

(e) Ausschließliche Vernehmung minderjähriger Zeugen durch den Vorsitzenden
Speziell auf den Schutz kindlicher und jugendlicher Zeugen vor den psychischen
Belastungen einer Hauptverhandlung ist § 241a StPO zugeschnitten. Diese Perso-
nen sind, insbesondere wenn sie Verletzte einer Straftat sind, besonders schutzbe-
dürftig. Die Vernehmung ausschließlich durch den Vorsitzenden soll die psychi-
schen Belastungen einer (öffentlichen) Vernehmung vor Gericht abfedern und den
Minderjährigen vor unsachgemäßen und aggressiven Fragen der anderen Prozess-
beteiligten schützen.180 Fragen anderer Prozessbeteiligter sind nur mittelbar durch
den Vorsitzenden erlaubt (§ 241a Abs. 2); zulässige Fragen181 darf er zwar inhalt-
lich nicht abändern, kann und sollte sie aber in einer angemessenen, dem Schutz-
zweck des § 241a entsprechenden Form präsentieren.182

4.1.3 Beistandsrechte
Beistandsrechte sollen die angemessene Präsenz und Beteiligung der Verletzten an
dem Strafverfahren sicherstellen und sind Ausdruck ihrer Subjektstellung. Über

____________
176 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 247a Rn. 4.
177 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 247a Rn. 4; BT-Drucks 15/1976, 12.
178 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 223 Rn. 20.
179 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 223 Rn. 20.
180 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 241a Rn. 2.
181 Unzulässige und ungeeignete Fragen kann er zurückweisen (§ 241a Abs. 3 i.V.m.

§ 241 Abs. 2 StPO); auch hierbei ist der Schutzzweck des § 241a zu berücksichtigen;
vgl.Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 241a Rn. 6.

182 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 241a Rn. 4.
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diese symbolische Bedeutung hinaus dienen sie konkret der ± allen Opferrechten
immanenten ± Zielsetzung der Prävention sekundärer Viktimisierung, sollen die
strukturelle Benachteiligung ausgleichen und dazu beitragen, dass die Verletzten
sich in dem Verfahren gegenüber den anderen Beteiligten, insbesondere der Ver-
teidigung, behaupten können (Opferstärkung). Ein besonders praxisrelevanter As-
pekt ist in diesem Kontext auch das Bemühen um eine Minimierung der möglichen
finanziellen Risiken, die nach den allgemeinen kostenrechtlichen Regeln mit einer
Beteiligung an einem justiziellen Verfahren einhergehen.

4.1.3.1 Allgemeine Beistandsrechte

(a) Zeugenbeistand
Aus dem Ãfair trialµ-Prinzip ergibt sich ein allgemeiner Anspruch des Zeugen auf
anwaltlichen Beistand bei Vernehmungen.183 Dieser 1974 durch das Bundesverfas-
sungsgericht184 etablierte Anspruch wurde mit dem 2. Opferrechtsreformgesetz185
auch gesetzlich normiert. § 68b Abs. 1 S. 1 StPO gibt jedem Zeugen das Recht,
sich eines anwaltlichen Beistands zu bedienen. Der anwaltliche Beistand ist dann
auch zur Anwesenheit bei der Vernehmung des Zeugen berechtigt (Satz 2). Es ist
zwar Aufgabe des Zeugen, sicherzustellen, dass sein Anwalt seiner Vernehmung
terminlich beiwohnen kann; allerdings trifft auch die Strafverfolgungsbehörden die
Pflicht, die Vernehmung so zu terminieren, dass ein anwaltlicher Beistand möglich
ist.186 Nach § 68b Abs. 1 S. 3 StPO ist zwar ein Ausschluss des anwaltlichen Zeu-
genbeistands möglich, allerdings müssen konkrete Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass seine Anwesenheit die geordnete Beweiserhebung nicht nur unwe-
sentlich beeinträchtigen würde. Die gesetzlichen Regelbeispiele einer solchen
Beeinträchtigung187 machen deutlich, dass die Hürde für einen Ausschluss sehr
hoch angesetzt ist.188

§ 68b Abs. 2 StPO gebietet die Beiordnung des anwaltlichen Beistands, wenn
schutzwürdige Interessen des Zeugen dies erfordern. Weitere Voraussetzung für die
Bestellung ist, dass der Zeuge seine Befugnisse während der Vernehmung wegen
besonderer Umstände nicht selbst wahrnehmen kann. Hier sind insbesondere per-
sönliche Eigenschaften des Zeugen zu berücksichtigen. Daher kommt die Beiord-
nung häufig bei kindlichen oder jugendlichen Opferzeugen zum Einsatz, die man-
gels persönlicher Reife die Tragweite ihres Handelns und die Ausübung ihrer
prozessualen Rechte noch nicht überblicken können. Die Regelung ist aber nicht
____________
183 Zum Ganzen Kilchling 2006, 145.
184 BVerfGE 38, 105 = NJW 1975, 103.
185 Siehe oben Fn. 103.
186 Peter 2014, 168.
187 § 68b Abs. 1 S. 4 Nr. 1 bis 3 StPO.
188 Peter 2014, 168.
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auf minderjährige Zeugen beschränkt, sondern umfasst ihrem Schutzzweck ent-
sprechend auch die Äungeschickten, ängstlichen oder aus anderen Gründen in ihrer
Aussagefähigkeit und Aussagebereitschaft behinderten und gehemmten Zeu-
gen³.189

(b) Recht auf anwaltlichen Verletztenbeistand für nicht nebenklageberechtigte
Verletzte

Bereits mit dem Opferschutzgesetz von 1986 wurde das Recht der nebenklagebe-
fugten Verletzten auf Beiziehung eines Rechtsanwalts auf die nicht zur Nebenklage
Befugten ausgedehnt. Dieses neu geschaffene Recht aus § 406f Abs. 1 StPO gilt
auch schon während des Ermittlungsverfahrens.190 Dieses zunächst auf richterliche
und staatsanwaltschaftliche Vernehmungen beschränkte Beistandsrecht wurde dann
durch das 2. Opferrechtsreformgesetz von 2009 auch auf polizeiliche Vernehmun-
gen erweitert, § 406f Abs. 1 S. 2 StPO.191 Die Befugnisse des Verletztenbeistands
eines nicht nebenklageberechtigten Verletzten sind freilich auf ein Anwesenheits-
recht während der Vernehmungen des Verletzten beschränkt.192 Darüber hinaus
normiert § 406f Abs. 1 S. 1 StPO ein Vertretungsrecht.

Die Kosten des anwaltlichen Verletztenbeistands trägt der nicht nebenklagebe-
rechtigte Verletzte auch im Fall einer rechtskräftigen Verurteilung des Angeklagten
selbst.193

Darüber hinaus ist gem. § 406f Abs. 2 StPO einer zur Vernehmung mit dem Zeu-
gen erschienenen Vertrauensperson die Anwesenheit während der Vernehmung zu
gestatten.

(c) Recht auf anwaltlichen Verletztenbeistand für nebenklageberechtigte Verletzte
Unabhängig von der Zulassung als Nebenkläger steht den nach § 395 StPO zur
Nebenklage berechtigten Personen gem. § 406h Abs. 1 StPO das Recht auf Hinzu-
ziehung und Vertretung durch einen anwaltlichen Verletztenbeistand im Ermitt-
lungs- und Hauptverfahren zu. Die Befugnis des Beistands erstreckt sich nicht nur
auf ein Anwesenheitsrecht während der Vernehmung des Verletzten entsprechend
§ 406f StPO, sondern umfasst nach § 406h Abs. 2 S. 1 StPO ein uneingeschränktes
Anwesenheitsrecht während der gesamten Hauptverhandlung, selbst im Falle der
Nichtöffentlichkeit.194 Außerhalb der Hauptverhandlung ist der Beistand zur An-

____________
189 BVerfGE 38, 105 (117).
190 Herrmann 2010, 237.
191 Herrmann 2010, 237.
192 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 406f Rn. 2.
193 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 406f Rn. 1.
194 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 406h Rn. 4.
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wesenheit bei allen parteiöffentlichen Beschuldigten-, Zeugen- und Sachverständi-
genvernehmungen sowie zur Teilnahme am Augenschein befugt, es sei denn, die
Anwesenheit oder Benachrichtigung des Rechtsanwalts würde den Untersuchungs-
zweck gefährden, § 406h Abs. 2 S. 1 StPO.

(d) Recht auf Verletztenbeistand durch eine Vertrauensperson
Neben der rechtlichen Betreuung ist bei Vernehmungen des Opfers auch die psy-
chologische Unterstützung durch eine Person, zu der ein persönliches Vertrauens-
verhältnis besteht, von großer Bedeutung.195 Gemäß § 406f Abs. 2 StPO können
Verletzte daher auf Antrag verlangen, dass während ihrer Vernehmung einer Ver-
trauensperson ihrer Wahl die Anwesenheit gestattet wird. Während das Opfer-
schutzgesetz von 1986 die Entscheidung über die Zulassung dieser Begleitperson
noch in das Ermessen des Gerichts gestellt hat, darf seit dem Opferrechtsreformge-
setz von 2004 der Antrag des Verletzten nur noch bei Gefährdung des Untersu-
chungszwecks zurückgewiesen werden.196 Dieses Beistandsrecht ist ebenfalls nicht
auf richterliche oder staatsanwaltschaftliche Vernehmungen beschränkt, sondern
gilt auch für polizeiliche Vernehmungen; gerade bei der ersten Vernehmung von
Kindern und Opfern von schweren Straftaten, insbesondere Sexual- und Gewaltde-
likten, kann die Begleitung durch eine vertraute Person besonders hilfreich sein,
um Befangenheit und Angst des Opfers zu mindern.197 Dabei wird es sich in der
Mehrzahl der Fälle um eine Person aus dem sozialen Nahraum des Opfers handeln
(Familien- oder Freundeskreis o.Ä.), es kann aber auch ein Mitarbeiter oder eine
Mitarbeiterin einer Opferhilfeorganisation sein.

(e) Recht auf psychosoziale Prozessbegleitung
Durch das 3. Opferrechtsreformgesetz wurde zum 1. Januar 2017 ein neuer Bau-
stein des professionellen Opferschutzes auch in Deutschland eingeführt: das Recht
auf psychosoziale Prozessbegleitung.198 Es ergänzt die Möglichkeiten der juristi-
schen Betreuung und der persönlich-emotionalen Unterstützung einer Vertrauens-
person um die fachliche Betreuung durch eine qualifiziert ausgebildete Begleitper-
son. Ziel der psychosozialen Prozessbegleitung ist es, Betroffenen eine Wiederho-
lung ihrer Opfererfahrung im Strafverfahren zu ersparen und sie dabei zu unter-
stützen, im Verfahren aus einer eher passiv-erduldenden Zeugenrolle herauszutre-

____________
195 Siehe auch Kilchling 2006, 152 f. (m.w.N.).
196 Herrmann 2010, 238.
197 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 406f Rn. 4 f.
198 Siehe BT-Drucks. 18/4621, 29 ff.
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ten und eine eher aktiv-selbstbestimmte Haltung einzunehmen.199 Der entsprechen-
de Anspruch ist nunmehr in § 406g StPO explizit normiert.200

Die Definition der psychosozialen Prozessbegleitung, die gesetzlichen Anforderun-
gen an die fachliche Qualifikation sowie die Regelungen zur Vergütung sind in
dem begleitenden PsychPbG normiert.201 Gemäß § 2 Abs. 1 PsychPbG ist unter
psychosozialer Prozessbegleitung eine besondere Form der nicht-rechtlichen Be-
gleitung im Strafverfahren für besonders schutzbedürftige Verletzte vor, während
und nach der Hauptverhandlung zu verstehen. Sie umfasst die Informationsvermitt-
lung sowie die qualifizierte Betreuung und Unterstützung im gesamten Strafverfah-
ren mit dem Ziel, die individuelle Belastung der Verletzten zu reduzieren und ihre
sekundäre Viktimisierung zu vermeiden. § 2 Abs. 2 bekräftigt die Trennung von
(rechtlicher) Beratung und (psychosozialer) Begleitung; die Prozessbegleiter sind
zur Neutralität gegenüber den Angelegenheiten des Strafverfahrens verpflichtet und
dürfen das Opfer weder beeinflussen noch den Inhalt seiner Zeugenaussage adres-
sieren.

Gemäß § 406g Abs. 1 StPO haben Opfer das Recht, sich des Beistands eines psy-
chosozialen Prozessbegleiters zu bedienen; dieser hat das Recht auf Anwesenheit
bei Vernehmungen des Verletzten und während der Anwesenheit des Verletzten in
der Hauptverhandlung. Sie dürfen Ägemeinsam mit dem Verletzten³ anwesend
sein, d.h. wenn und solange dieser anwesend ist. Dies kann im Einzelfall die ge-
samte Prozessdauer umfassen, etwa dann, wenn das Opfer sein Anwesenheitsrecht
als Nebenkläger ausschöpft oder wenn das nicht als Nebenkläger agierende Opfer
nach seiner Zeugenaussage dem Prozessgeschehen weiterhin im Zuschauerraum
folgen möchte. Es muss ferner auch die Situation einschließen, wenn das Opfer in
einem gesonderten Raum per Videolink vernommen wird; während die anderen
Prozessteilnehmer im Gerichtssaal verbleiben, hält sich der Prozessbegleiter wei-
terhin bei dem Opfer auf.

Bestimmte Opfergruppen sind besonders privilegiert und haben einen Anspruch auf
Beiordnung des Prozessbegleiters; dies sind nebenklagebefugte minderjährige Op-
fer schwerer Sexual- und Gewaltdelikte gem. § 397a Abs. 1 Nr. 4 und 5 StPO
(§ 406g Abs. 2 S. 1 StPO). Den weiteren gem. § 397a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 privile-
gierten nebenklagebefugten Opfergruppen kann der Prozessbegleiter beigeordnet
werden, wenn die besondere Schutzbedürftigkeit dies erfordert (§ 406g Abs. 2 S. 1
StPO). Dieses Schutzbedürfnis kann sich sowohl aus personalen Merkmalen des

____________
199 Ausführlich hierzu Priet 2014, 125 ff.; Fastie 2016.
200 Siehe für Einzelheiten Blumenstein 2016.
201 Gesetz über die psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren (PsychPbG) vom

21.12.2015, eingef. d. Art. 4 des 3. OpferRRG, BGBl. I, 2525, 2529. Siehe Anhang,
Nr. 8. Ausführlich Herrmann 2016.
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Verletzten als auch aus konkreten Tatumständen ergeben.202 Neben der Kosten-
freiheit für das Opfer203 bewirkt die Beiordnung auch, dass die Anwesenheit der
Begleitperson während der Vernehmung nicht mit Verweis auf eine potenzielle
Gefährdung des Untersuchungszwecks untersagt werden darf, § 406g Abs. 4 S. 1
StPO.

Insgesamt baut das Konzept der psychosozialen Prozessbegleitung auf den positi-
ven Erfahrungen in Österreich204 auf und kann als weiterer ÄMeilenstein³205 der
strafverfahrensrechtlichen Opferschutzgesetzgebung gelten.

4.1.3.2 Kostenrechtliche Privilegierungen für bestimmte Opfergruppen (privile-
gierte Beistandsrechte)

Grundsätzlich müssen Verletzte die durch die Inanspruchnahme ihrer Beistands-
rechte entstehenden Kosten selbst tragen. Ihnen stehen dann die allgemeinen Mög-
lichkeiten zur Beantragung von Prozesskostenhilfe nach den allgemeinen Grundsät-
zen der §§ 114 ff. ZPO offen. Dies gilt für die nicht privilegierten nebenklagebe-
rechtigten Opfer im Sinne von § 397a Abs. 2 StPO bzw. § 406h Abs. 3 Nr. 2 i.V.m.
§ 397a Abs. 2 StPO ebenso wie für die Beteiligten im Adhäsionsverfahren, § 404
Abs. 4 StPO. Die Gewährung der Prozesskostenhilfe setzt allerdings neben der
Prüfung der Unfähigkeit zur Wahrnehmung der eigenen Interessen auch die wirt-
schaftliche Bedürftigkeit der antragstellenden Person voraus.206 Der Rückgriff auf
die allgemeine Prozesskostenhilfe wird den Ansprüchen an einen effektiven Opfer-
schutz allerdings nicht unbedingt gerecht. Insbesondere für schwer betroffene und
vulnerable Opfer sollte die Inanspruchnahme ihrer aus viktimologischer Sicht oft
dringend anzuratenden Beistandsrechte nicht von prozessökonomischen oder wirt-
schaftlichen Erwägungen abhängig sein. Daher privilegiert das Strafprozessrecht
diese Opfergruppen auch im Hinblick auf die kostenrechtlichen Risiken der Wahr-
nehmung ihrer Rechte.

(a) Kostenfreier Zeugenbeistand
§ 68b Abs. 2 StPO gebietet die Beiordnung des anwaltlichen Vernehmungsbei-
stands, wenn schutzwürdige Interessen des Zeugen dies erfordern (siehe hierzu
oben 4.1.3.1[a]).

Die Bestellung eines Beistands nach § 68 Abs. 2 StPO ist allerdings subsidiär,
wenn der Zeuge bereits einen anwaltlichen Beistand gem. §§ 397 Abs. 2 i.V.m.

____________
202 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 406g Rn. 5.
203 § 406g Abs. 3 S. 3 StPO.
204 Ausführlicher Jesionek 2006. Siehe auch unten Punkt 4.5.1.
205 Ferber 2016, 282.
206 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 397a Rn. 8 f.
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378, 397a, 406f Abs. 1 oder 406g StPO hat.207 Bezüglich anderer Maßnahmen wie
§§ 168c Abs. 3 und 5, 168e, 224 Abs. 1 S. 2, 247, 247a StPO, §§ 171b ff. GVG ist
die im Hinblick auf die schutzwürdigen Interessen des Zeugen am besten geeignete
vom Gericht zu wählen.208

§ 68b Abs. 2 StPO ist bei richterlichen Vernehmungen in und außerhalb der Haupt-
verhandlung, bei staatsanwaltschaftlichen (siehe § 161a Abs. 1 S. 2 StPO) und po-
lizeilichen Vernehmungen (siehe § 163 Abs. 3 S. 1 StPO) anwendbar.209 Das Kos-
tenrisiko trägt stets der Staat.

(b) Recht auf Beiordnung eines anwaltlichen Beistands für privilegierte nebenkla-
geberechtigte Verletzte

Gemäß § 397a bzw. § 406h Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. § 397a StPO steht Verletzten, die
nach § 397a StPO privilegiert nebenklagebefugt sind, das Recht auf Beiordnung
eines anwaltlichen Beistands vor bzw. während der Hauptverhandlung zu. Die Pri-
vilegierung umfasst insbesondere Opfer einer versuchten vorsätzlichen Tötung so-
wie schwerer Sexual- und Gewaltstraftaten, kindliche und jugendliche Opfer sowie
hinterbliebene Angehörige des Opfers einer vorsätzlichen Tötung.210 Alle anderen
(nicht privilegierten) nebenklagebefugten Opfer können gem. § 406h Abs. 3 S. 1
Nr. 2 i.V.m. § 397a Abs. 2 StPO entsprechend Prozesskostenhilfe beantragen.211/212

(c) Recht auf einstweilige Bestellung eines Verletztenbeistands für nebenklage-
berechtigte Verletzte

Nebenklageberechtigte Opfer (§ 395 StPO), die kein privilegiertes Recht auf Bei-
ordnung eines anwaltlichen Beistands haben, können eventuell gem. §§ 406h Abs.
4 S. 1, 397a Abs. 2 StPO ein Recht auf die einstweilige Beiordnung eines anwaltli-
chen Beistands haben. Dies kann z.B. dann der Fall sein, wenn ein besonderes Be-
dürfnis für alsbaldigen anwaltlichen Beistand besteht und das Ergebnis des Antrags
über die Prozesskostenhilfe, etwa wegen einer langwierigen wirtschaftlichen Be-
dürftigkeitsprüfung, nicht zeitnah213 zu erwarten ist. Die einstweilige Beiordnung

____________
207 Schmitt in: M/G-StPO, § 68b Rn. 11.
208 Schmitt in: M/G-StPO, § 68b Rn. 11.
209 Schmitt in: M/G-StPO, § 68b Rn. 9.
210 Siehe zur Bestimmung bestimmter Opfergruppen auch unten Punkt 5.1.
211 Roxin & Schünemann 2012, § 65 Rn. 16.
212 Aus Gründen der Waffengleichheit sieht § 140 Abs. 1 Nr. 9 StPO die notwenige Be-

stellung eines Verteidigers für den Beschuldigten vor, wenn ein Opferanwalt gem. §§
397a, 406h Abs. 3, 4 StPO bestellt wurde; vgl. Schmitt in: M/G-StPO, § 140 Rn. 20a.

213 Die Entscheidung über die Gewährung der PKH kann im Übrigen seit 2013 auch
selbstständig angefochten werden; vgl. Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 397a Rn. 19,
21.
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kann sowohl im Ermittlungs- als auch im Hauptverfahren angezeigt sein.214 Der
Antrag kann schon vorgreifend, d.h. vor der Stellung des PKH-Antrags, erfolgen.
Die Bestellung endet, wenn der Verletzte den Antrag nicht innerhalb einer richter-
lich zu bestimmenden Frist auch tatsächlich stellt, und wenn die Bewilligung abge-
lehnt215 wird.

(d) Recht auf Beiordnung einer psychosozialen Prozessbegleitperson für privile-
gierte nebenklageberechtigte Verletzte

Privilegierte nebenklagebefugte Opfer haben in bestimmten Fällen einen Anspruch
auf psychosoziale Prozessbegleitung auf Staatskosten. Hierbei differenziert § 406g
Abs. 2 StPO zwischen den verschiedenen Opferkategorien nach § 397a Abs. 1 Nr.
1 bis 5 (siehe hierzu oben Punkt 4.1.3.1 [e]).

(e) Anspruch auf unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmetschers oder Überset-
zers für ausländische und hör- oder sprachbehinderte nebenklagebefugte Opfer

Alle nebenklagebefugten Verletzten im Sinne von § 395 StPO haben schließlich
gem. § 187 Abs. 1, 2, 4 GVG Anspruch auf unentgeltliche Hinzuziehung eines
Dolmetschers oder Übersetzers, wenn sie der deutschen Sprache nicht mächtig oder
hör- oder sprachbehindert sind. Der Anspruch besteht während des gesamten Straf-
verfahrens, auch bereits für vorbereitende Gespräche des Verletzten mit seinem
anwaltlichen Beistand.216 Gemäß § 161a Abs. 5 StPO i.V.m. § 185 Abs. 1 und 2
GVG ist auch bei staatsanwaltschaftlichen Vernehmungen eines Zeugen, der der
deutschen Sprache nicht mächtig ist, ein Dolmetscher beizuziehen.

Ergänzend enthalten die §§ 185/186 GVG weitere allgemeine Regelungen zur Hin-
zuziehung eines Dolmetschers und zur Kommunikation mit hör-, sprach- und seh-
behinderten Personen sowie § 191a GVG einen Anspruch auf barrierefreien Zu-
gang für Blinde und sehbehinderte Personen zu Schriftsätzen und anderen
Dokumenten eines gerichtlichen Verfahrens. Auch diese nicht opferspezifischen
Leistungen sind für die Betroffenen unentgeltlich.217

4.2 Opferschutz in den zivilen Verfahrensordnungen (ZPO,
FamFG, ArbGG)

Spezifische, ausdrücklich normierte Opferschutzrechte, wie sie im Strafprozess-
recht verankert sind, kennen Zivilprozessordnung, Familienverfahrensgesetz sowie

____________
214 Meyer-Goßner in: M/G-StPO, § 406h Rn. 9.
215 Nach der Änderung des § 397 Abs. 3 StPO (siehe oben Fn. 213) ist damit wohl die

rechtskräftige Ablehnung gemeint.
216 BGH, NJW 2001, 309; siehe auch Schroth 2011, Rn. 147.
217 Weitere Einzelheiten bei Schmitt in: M/G-StPO, §§ 186, 187, 191a GVG.
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Arbeitsgerichtsgesetz nicht. Dasselbe gilt für den großen Bereich des Sozialrechts,
und dabei insbesondere das Sozialgerichtsgesetz und das Verwaltungsverfahren
nach dem Sozialgesetzbuch/SGB X (dazu unten Punkt 4.3). Allerdings finden sich
auch in diesen Verfahrensordnungen einige Regelungen, die zumindest mittelbar
dem Opferschutz dienen oder mit dieser Zielrichtung nutzbar gemacht werden kön-
nen.

Dabei kommt der Zivilprozessordnung eine Schlüsselrolle zu. Denn die ZPO hat in
den zivilen Verfahrensordnungen die Funktion einer Muster- bzw. Bezugsgerichts-
ordnung für alle auf die privatautonome Durchsetzung von zivilrechtlichen An-
sprüchen ausgerichteten (adversatorischen) Verfahrensordnungen. Diese folgen
nicht nur denselben prozessualen Grundregeln; sie verweisen auch oftmals auf
konkrete Bestimmungen der ZPO. Dies betrifft im vorliegenden Kontext sowohl
das Familiengerichtsverfahren218 als auch den Arbeitsgerichtsprozess.219

4.2.1 Informationsrechte
Die Informationsrechte sind in den Verfahrensordnungen ± sofern es nicht strafver-
fahrensspezifische Regelungen wie beispielsweise die Übermittlung der Anklage-
schrift oder des Urteils bzw. die Folgen der Verurteilung betrifft ± vergleichbar
ausgestaltet. Alle Prozessordnungen kennen Regelungen zu gerichtlichen Mittei-
lungen und zur Akteneinsicht (siehe unten Abbildung 2).

Allerdings haben die Informationsrechte in den nichtstrafrechtlichen Prozessen eine
signifikant andere Zielrichtung als im Strafverfahren. Diese sollen im Strafverfah-
ren vor allem die aus der Rolle als Drittbeteiligte folgenden Informationsdefizite
ausgleichen. Struktur und Interessenlage der Beteiligten stellen sich im Zivil- und
den anderen Verfahren hingegen diametral anders dar. Als Prozesspartei haben
Opfer regelmäßig vollen Zugang zu sämtlichen prozessrelevanten Unterlagen, so-
dass ein Bedürfnis nach expliziten (besonderen) Informationsrechten nicht erkenn-
bar wird. Das Interesse insbesondere der vulnerablen Opfergruppen wird im Ge-
genteil eher eine negative Zielrichtung haben und darauf ausgerichtet sein, den
Zugang des Prozessgegners ± des (ehemaligen bzw. mutmaßlichen) Schädigers ±
zu höchstpersönlichen und intimen Details zu beschränken. Es geht in dem Kontext
dieser Studie mithin nicht um Fragen des Zugangs des Opfers zu Informationen,
sondern um denjenigen der Täterseite. Entsprechende Schutzmechanismen wie im
Strafverfahren (vgl. § 68 Abs. 2 und 3 StPO) fehlen in den anderen Verfahrensord-
nungen, wie gesehen, bislang vollständig. Möglicher Änderungsbedarf de lege fe-
renda wird unter Punkt 5.2 erörtert.

____________
218 Kemper in: NK-FamFG, Einleitung Rn. 107; § 1 Rn. 1 ff., § 113 Rn. 1 ff.; Prütting in:

Prütting & Helms, FamFG, § 1 Rn. 9; Helms in: Prütting & Helms, FamFG, § 113
Rn. 1.

219 Koch in: EK-ArbR, § 46 Rn. 1; Richardi in: MH-ArbR, § 4 Rn. 7 f.
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Für unbeteiligte Opferzeugen ist, jedenfalls unter Opferschutzaspekten, kein der
Situation im Strafverfahren vergleichbares Interesse an zusätzlichen Informationen
zu den federführend von anderen Parteien initiierten zivilen Verfahren erkennbar.

4.2.2 Schutzrechte
(a) Pflicht zum persönlichen Erscheinen und Anhörung der Parteien
Die persönliche Anwesenheit des Opfers hat im Zivilverfahren eine grundlegend
andere Funktion als im Strafprozess, wo es als Opferzeuge in der Regel zur Mit-
wirkung verpflichtet ist. Diese zwangsweise Einbeziehung des Opfers in das Straf-
verfahrenssetting war bekanntlich einer der Ausgangspunkte für die Schaffung op-
ferschützender Normen, um die (Zwangs-)Begegnung mit dem Täter, auch wenn
sie sich bloß auf die Zeugenaussage beschränkt, für das Opfer erträglich(er) zu ge-
stalten.

In den zivilen Verfahrensordnungen ist die Ausgangslage eine signifikant andere.
Das Opfer ist hier Prozesspartei und als solche nicht notwendigerweise zum per-
sönlichen Erscheinen vor Gericht verpflichtet. Es kann sich durchgängig durch
einen Rechtsanwalt vertreten lassen. Da die Verletzten, anders als im Strafprozess,
Parteistellung haben, ist die Parteivernehmung als Beweismittel nur in Ausnahme-
fällen vorgesehen.220 Für die strafrechtprozessualen Schutz- und Äußerungsrechte
des Zeugen bzw. Opferzeugen ergibt sich damit kein entsprechender Anwen-
dungsbereich. Stattdessen sehen die einzelnen Prozessordnungen eigene Regelun-
gen zur Mitwirkung der Parteien an der Sachaufklärung vor. Grundsätzlich gibt es
in keiner außerstrafprozessualen Verfahrensordnung eine Pflicht zur Anwesenheit
und Mitwirkung der Parteien in der mündlichen Verhandlung.

Lediglich wenn das Gericht das persönliche Erscheinen zur Sachverhaltsaufklärung
ausdrücklich anordnet, ist das Opfer, jedenfalls zeitweise, zur Anwesenheit ver-
pflichtet. Gemäß § 141 Abs. 1 S. 1 ZPO soll das Gericht eine solche Anordnung
treffen, wenn es zur Aufklärung des Sachverhalts geboten erscheint. Dies ist dann
zumeist auf einen einzigen Verhandlungstermin beschränkt, beispielsweise den
frühen ersten Termin.221 Zielsetzung ist die Herstellung von Waffengleichheit in
____________
220 Die Parteivernehmung des Gegners gem. § 445 ZPO ist grundsätzlich subsidiär, vgl.

Baumbach, Lauterbach, Albers & Hartmann, ZPO, Übersicht § 445 Rn. 7; Huber in:
Musielak & Voit, ZPO, § 445 Rn. 1, 8. Die Vernehmung der beweispflichtigen Partei
erfolgt gem. § 447 ZPO nur auf Antrag und mit Zustimmung der anderen Partei. Eine
Ausnahme gilt bei der Parteivernehmung von Amts wegen gem. § 448 ZPO, die je-
doch nur nach Erhebung aller angebotenen Beweise erfolgen darf und damit ebenfalls
subsidiär ist, vgl. Huber in: Musielak & Voit, ZPO, § 448 Rn. 2; Schreiber in: MüKo-
ZPO, § 448 Rn. 2.

221 Ein früher erster Termin wird oftmals angeordnet, wenn der Streitstoff nicht ohne die
Anhörung der Parteien selbst aufgeklärt werden kann und die Anhörung in einem frü-
hen Stadium der Verfahrensbeschleunigung dient (oftmals bei kleinen Streitigkeiten,
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dem Termin.222 Das Gesetz sieht daher als Regelfall vor, dass das ± gleichzeitige ±
Erscheinen beider Parteien angeordnet wird. Gerade in Fällen mit strafrechtlichem
Hintergrund wird diese Form der Parteianhörung häufig praktiziert.223 Ein Aufei-
nandertreffen des Opfers mit der gegnerischen Partei ist in diesen Fällen beinahe
vorprogrammiert. Ein wesentlicher verfahrenspraktischer Grund für die recht häu-
fige Anordnung ist neben der Sachaufklärung auch das Bemühen der Gerichte, die
Vergleichsbereitschaft der Parteien zu sondieren.224 Die Maßnahme ist ihrem
Rechtscharakter nach ein Zwangsmittel.225 Bei Unzumutbarkeit hat das Gericht
allerdings gem. § 141 Abs. 1 S. 2 ZPO von einer solchen Anordnung abzusehen.
Dies ist der Fall, wenn einer Partei wegen großer Entfernung oder aus sonstigem
wichtigen Grund die persönliche Wahrnehmung des Termins nicht zuzumuten ist.
Indem das Gesetz explizit das Beispiel der großen Entfernung nennt, wird vorran-
gig auf die damit verbundenen Umstände verwiesen: die weite Anreise und der
damit verbundene zeitliche bzw. finanzielle Aufwand sowie Terminschwierig-
keiten.226 Als sonstige wichtige Gründe kommen auch Krankheit oder Gebrech-
lichkeit in Betracht.227 Lediglich eine Kommentierung führt auch das Leiden unter
dem Zusammentreffen mit dem Gegner als zulässiges weiteres Absehenskriterium
auf; konkrete Anwendungsfälle aus der Rechtsprechung sind dort allerdings nicht
nachgewiesen.228 Opferschutzerwägungen sind mithin nach der gegenwärtigen
gesetzlichen Konzeption kein expliziter Normzweck. Um eine systematische Be-
rücksichtigung von Opferschutzerwägungen zu erreichen, wäre wohl eine Klarstel-
lung de lege ferenda erforderlich.

Im familiengerichtlichen Verfahren ist die Ausgangslage eine andere. § 33 Abs. 1
S. 1 FamFG bietet einen weiteren Spielraum für die getrennte, gegebenenfalls zeit-
lich versetzte Ladung (und Befragung). Anders als § 141 Abs. 1 S. 1 ZPO sieht das
Gesetz als Regelfall bereits die Anordnung des persönlichen Erscheinens einzelner
Verfahrensbeteiligter vor. Sind mehrere Beteiligte persönlich anzuhören, so sind
gem. § 33 Abs. 1 S. 2 FamFG die anderen Beteiligten von der Anwesenheit auszu-
schließen, wenn der Schutz des anzuhörenden Beteiligten dies gebietet. Diese For-
mulierung kontrastiert mit der Vergleichsnorm des § 141 Abs. 1 ZPO und ist eine

__________
bei welchen der persönliche Eindruck wichtig ist, oder wenn ein Vergleich möglich
scheint).

222 Reichold in: Thomas & Putzo, ZPO, § 141 Rn. 1.
223 Siehe oben Fn. 86.
224 Weitere Einzelheiten bei Kahlert 2003.
225 Kahlert 2003, 3390.
226 Von Selle in: BeckOK-ZPO, § 141 Rn. 8; Althammer in: Stein & Jonas ZPO, § 141

Rn. 22; Kahlert 2003, 3392.
227 Von Selle in: BeckOK-ZPO, § 141 Rn. 8; Stadler in: Musielak & Voit, ZPO, § 141

Rn. 4.
228 Baumbach, Lauterbach, Albers & Hartmann, ZPO, § 141 Rn. 19.



52 4. Opferschutz in den untersuchten Verfahrensordnungen

explizite Schutznorm. Sie ist insbesondere für Opfer von Straftaten relevant, die
eine Anordnung nach dem GewSchG beantragen.

Einen noch weitergehenden Ermessensspielraum als die Zivilgerichte hat das Ar-
beitsgericht. Nach § 51 Abs. 1 ArbGG kann das Gericht das persönliche Erschei-
nen der Parteien in jeder Lage des Verfahrens anordnen. Im direkten Vergleich fällt
auf, dass es sich bei § 141 Abs. 1 ZPO um eine Soll- und bei § 51 Abs. 1 ArbGG
um eine Kann-Vorschrift handelt. Ratio ist maßgeblich die Prozessökonomie. Im
Übrigen verweist § 51 Abs. 1 ArbGG lediglich auf § 141 Abs. 2 und 3 ZPO, nicht
aber auf Abs. 1. Selbst die wenigen ermessensleitenden Ausnahmekriterien des
Abs. 1 sind damit nicht oder jedenfalls nicht unmittelbar anwendbar.229

Für die Verhandlung über Entschädigungs- und Schadensersatzansprüche nach
§ 823 Abs. 1 und 2 BGB und andere zivilrechtliche Ansprüche gelten die Verfah-
rensvorschriften der ZPO und des GVG. §§ 171b Abs. 1, 3 und 172 GVG sind
zwar auf Strafverfahren zugeschnitten, gelten aber auch im Zivilverfahren. Nach
§ 52 S. 2 ArbGG gilt § 171b GVG auch im arbeitsgerichtlichen Verfahren.

Gemäß § 171b Abs. 1, 3 GVG ist im Sinne des Persönlichkeitsschutzes die Öffent-
lichkeit dann auszuschließen, wenn der persönliche Lebensbereich eines Prozess-
beteiligten, insbesondere des Verletzten einer Straftat, von der Verhandlung betrof-
fen wird und eine öffentliche Erörterung seine Interessen in schutzwürdiger Weise
berührt und der Betroffene darauf anträgt. Ohne einen solchen Antrag steht der
Ausschluss gem. § 171b Abs. 1 S. 1 GVG im Ermessen des Gerichts.

In familiengerichtlichen Verfahren gilt § 170 GVG und damit grundsätzlich Nicht-
öffentlichkeit (§ 170 Abs. 1 S. 1). Für Gewaltschutzsachen gilt dies gem. §§ 111
Nr. 6, 210 FamFG, § 1 GewSchG ebenso. Die Öffentlichkeit kann zwar durch das
Gericht gem. § 170 Abs. 1 S. 2 GVG zugelassen werden, allerdings nicht gegen
den Willen der Verfahrensbeteiligten (§ 170 Abs. 4 GVG). Damit wird dem Ge-
danken Rechnung getragen, dass Familiensachen oftmals den höchstsensiblen Be-
reich der privaten Lebensführung betreffen. Auch wenn das Opfer oder die gegne-
rische Partei nicht widerspricht, ist stets eine Abwägung des Öffentlichkeitsinteres-
ses und der privaten Schutzinteressen vorzunehmen.230 Hierbei ist insbesondere die
persönliche Betroffenheit des Opfers einer Straftat zu berücksichtigen und daher
bei Gewaltschutzanordnungen die Zulassung der Öffentlichkeit sehr restriktiv zu
handhaben. Dies gilt grundsätzlich auch in der Rechtsbeschwerdeinstanz, für die
§ 170 Abs. 2 GVG kein Widerspruchsrecht der Parteien vorsieht.231

____________
229 Zum Ganzen Kahlert 2003 (m.w.N.).
230 Hüßtege in: Thomas & Putzo, ZPO, § 170 GVG Rn. 5.
231 Hüßtege in: Thomas & Putzo, ZPO, § 170 GVG Rn. 7.



4.2 Opferschutz in den zivilen Verfahrensordnungen (ZPO, FamFG, ArbGG) 53

(c) Anhörung des Opfers in Abwesenheit des Täters
Eine mit § 247 S. 2 StPO vergleichbare Opferschutzregelung sieht die ZPO nicht
vor. Dasselbe gilt im ArbGG.

Hingegen ist das Familienverfahren grundsätzlich auf den Schutz der Beteiligten
hin ausgelegt. Wie bereits dargestellt, sieht § 33 Abs. 1 S. 2 FamFG ausdrücklich
die Möglichkeit vor, bei der persönlichen Anhörung die anderen Beteiligten von
der Anwesenheit in der mündlichen Verhandlung auszuschließen, wenn mehrere
Beteiligte im Sinne des § 7 FamFG angehört werden. Diese Möglichkeit besteht
insbesondere, wenn dies zum Schutz eines Beteiligten erforderlich ist.232 Der Aus-
schluss ist zum Schutz des Opfers unter Berücksichtigung des Einzelfalls dann er-
forderlich, wenn die Gefahr besteht, dass das Opfer durch den Verursacher derart
eingeschüchtert wird, dass nicht mehr mit einer wahrheitsgetreuen Aussage zu
rechnen ist, oder wenn seine bloße Anwesenheit beim Opfer einen krankheitsähnli-
chen Zustand hervorruft.233 Dies ist in Gewaltschutzsachen gem. § 210 FamFG, § 1
Abs. 1 GewSchG regelmäßig anzunehmen. Dem steht die Pflicht zur persönlichen
Anhörung eines Beteiligten nach § 34 Abs. 1 FamFG, die sich aus der Amtsermitt-
lungspflicht des Gerichts234 ergeben kann,235 nicht entgegen. Der Anspruch auf
rechtliches Gehör aus § 34 Abs. 1 Nr. 1 FamFG besteht insbesondere bei drohen-
den Eingriffen in die Persönlichkeitsrechte eines Verfahrensbeteiligten. Insbeson-
dere bei Anordnungen nach dem GewSchG ist stets mit schweren Eingriffen in die
Persönlichkeitsrechte zu rechnen. Unmittelbar betroffen ist hiervon aber in der Re-
gel die beklagte Partei und damit der Verursacher (Täter). Auch dabei wird im Re-
gelfall eine getrennte Anhörung gem. § 33 Abs. 1 S. 2 FamFG angezeigt sein.

(d) Videosimultanübertragung
Gemäß § 247a StPO ist eine Vernehmung eines Opferzeugen außerhalb des Sit-
zungssaals mit simultaner Video-Ton-Übertragung in den Sitzungssaal dann zuläs-
sig, wenn die dringende Gefahr eines schwerwiegenden Nachteils für das Wohl des
Zeugen droht. Auch § 128a Abs. 1 ZPO ermöglicht den Parteien und anderen Pro-
zesspersonen, sich während der Verhandlung an einem anderen Ort aufzuhalten
und von dort aus mitzuwirken. Die Verhandlung wird dann gem. § 128a Abs. 1 S. 2
ZPO mittels Video-Ton-Übertragung simultan in das Sitzungszimmer übertragen. §
128a Abs. 2 ZPO ermöglicht ein solches Setting auch für die Beweisaufnahme. Im
Rahmen einer Vernehmung kann ein Zeuge, ein Sachverständiger oder eine Partei
sich an einem anderen Ort aufhalten, während die Vernehmung in den Sitzungssaal
übertragen wird. Die Regelungen dienen der Verfahrensbeschleunigung und Pro-

____________
232 Siehe dazu auch Brinkmann in: Schulte-Bunert & Weinreich, FamFG, § 33 Rn. 30.
233 Burschel in: BeckOK-FamFG, § 33 Rn. 11.
234 § 26 FamFG.
235 Reichold in: Thomas & Putzo, ZPO, § 34 FamFG Rn. 1.
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zessökonomie, nicht hingegen dem Schutz der aussagenden Person.236 Dies ergibt
sich aus der gesetzlich normierten Zweckbestimmung, außerhalb des Sitzungsrau-
mes Prozesshandlungen (Abs. 1) bzw. Vernehmungen (Abs. 2) zu ermöglichen.
Ziel ist ± anders als bei § 33 Abs. 1 FamFG ± gerade nicht die Vermeidung einer
persönlichen Begegnung durch die Herstellung einer räumlichen Trennung der Par-
teien innerhalb des Gerichtsgebäudes, sondern im Gegenteil deren virtuelle Zu-
sammenführung durch die technische Überbrückung einer räumlich-örtlichen Dis-
tanz, wenn sich die Parteien oder eine andere Prozessperson an unterschiedlichen
Orten aufhalten. Daher ist die Videoübertragung gerade auf die wechselseitige
Übertragung ausgerichtet (vgl. § 128a Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 S. 2 und 3 ZPO). §
128a Abs. 3 ZPO sieht im Übrigen nur eine Echtzeitübertragung vor. Die Auf-
zeichnung und weitere Verwendung ist nicht ausdrücklich vorgesehen; untersagt ist
sie jedoch nicht.237

Der Spielraum, den § 128a ZPO bietet, könnte grundsätzlich auch für den Opfer-
schutz nutzbar gemacht werden. Die Anordnung steht im gerichtlichen Ermessen.
Seit der Änderung im Jahre 2013238 ist das Einverständnis der Parteien nicht mehr
erforderlich; damit könnte die gegnerische Partei die physische Anwesenheit des
Opfers im Sitzungszimmer jedenfalls nicht (mehr) erzwingen. Der aktuelle Geset-
zestext gibt diesen Anwendungsfall freilich nicht explizit her; etwaige Präzedenz-
fälle aus der Rechtsprechung sind denn auch nicht bekannt, jedenfalls nicht veröf-
fentlicht.

Gemäß § 46 Abs. 1 ArbGG gilt § 128a ZPO im arbeitsgerichtlichen Verfahren ent-
sprechend.

§ 32 Abs. 3 FamFG verweist ebenfalls auf § 128a ZPO. Anders als dort ist im Fa-
milienverfahren allerdings auch der Schutz der Parteien vor dem unmittelbaren
Aufeinandertreffen ein zulässiges Kriterium für die Anordnung.239 Dies dürfte ge-
rade in Gewaltschutzsachen praxisrelevant sein.

(e) Schutzrechte für unbeteiligte Opferzeugen
Neben dem Regelfall der parteiischen Prozessführung von Opfern in eigener Sache
sind auch Fallkonstellationen denkbar, in denen Opfer in Fremdverfahren als Zeu-
____________
236 Fritsche in: MüKo-ZPO, § 128a Rn. 10.
237 Reichold in: Thomas & Putzo, ZPO, § 128a Rn. 8.
238 Geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Intensivierung des Einsatzes von Videokonfe-

renztechnik in gerichtlichen und staatsanwaltschaftlichen Verfahren v. 25.04.2013,
BGBl. I, 935. Zielsetzung des Gesetzes ist die Implementierung einer zeitgemäßen
Ausstattung aller Gerichtszweige mit Videotechnik zur Verfahrensbeschleunigung
und Erhöhung der Wirtschaftlichkeit bei den professionellen Rechtsvertretern der
Anwaltschaft; Opferschutzaspekte sind nicht erwähnt; vgl. BT-Drucks. 17/1224 v.
24.03.2010.

239 Brinkmann in: Schulte-Bunert & Weinreich, FamFG, § 32 Rn. 21.
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gen berufen werden, beispielweise wenn mehrere Personen Opfer ein und dessel-
ben Schädigers wurden.240 Im Extremfall könnte ein (Mit-)Opfer sogar vom Täter
als Zeugin oder Zeuge gegen ein anderes (Mit-)Opfer benannt werden. In jedem
der genannten Fälle ist ihre Position im Prozessgeschehen dann derjenigen des Op-
ferzeugen im Strafverfahren vergleichbar.

Von den speziellen Zeugenschutzrechten der StPO241 finden sich in anderen Ver-
fahrensordnungen nur wenige Rudimente. Dies betrifft zum einen die Zeugnisver-
weigerungsrechte, die in §§ 383, 384 ZPO eigenständig geregelt sind, jedoch keine
expliziten Opferschutztatbestände kennen. Immerhin gilt bei der die Zeugenver-
nehmung einleitenden Befragung zur Person, die gem. § 395 Abs. 2 ZPO die An-
gabe des Wohnortes einschließt, die Besonderheit, dass in diesem Fall die Informa-
tion zur politischen Gemeinde ausreichend sein kann; die Angabe der vollen Privat-
anschrift ist nicht unbedingt erforderlich.242 Diese Praxis gewährt den Opferzeugen
allerdings nur einen relativen Schutz. Denn im Einzelfall kann bereits die Angabe
allein des Wohnortes dem Opferschutz zuwiderlaufen, beispielsweise dann, wenn
das Opfer nach der Tat den Wohnort gewechselt hat, um sich vor (weiteren) Kon-
taktaufnahmeversuchen des Täters zu schützen. Darüber hinaus bieten die Rege-
lungen in § 68 Abs. 1 und Abs. 2 StPO, die nach Ansicht der Kommentarliteratur
analog anwendbar sein sollen,243 zumindest einen gewissen Schutz.

Andere Verfahrensordnungen sehen auch keine mit § 58a StPO vergleichbare
Norm vor, die die Video-Aufzeichnung einer Vernehmung außerhalb der Haupt-
verhandlung zur Vermeidung von Mehrfachvernehmungen explizit gestattet. Be-
weismittel im zivil-, familien- und arbeitsgerichtlichen Verfahren müssen im Rah-
men der mündlichen Verhandlungen erhoben werden. Zwar enthält der ÄVideo-
Paragraph³ der ZPO nach herrschender Meinung kein explizites Aufzeichnungs-
verbot. § 128a Abs. 3 ZPO ist allerdings, wie ausgeführt,244 für den Opferschutz
nicht unmittelbar anwendbar, sodass sein Potenzial auch für diesen Einsatzbereich
bislang leerläuft.

4.2.3 Beistandsrechte
Die §§ 68b, 406f, g, h StPO gewähren umfassende Beistandsrechte für denjenigen,
der Opfer einer Straftat wurde. Ein vergleichbarer Schutzstandard fehlt in anderen

____________
240 Siehe oben Punkt 3.2.3.
241 §§ 52, 53, 55, 58a, 68 Abs. 2 u. 3, 68a Abs. 1, 69 Abs. 2 S. 2, 241a StPO.
242 Damrau in: MüKo- ZPO, § 395 Rn. 3; Greger in: Zöller, ZPO, § 395 Rn. 2.
243 Damrau in: MüKo- ZPO, § 395 Rn. 3; Greger in: Zöller, ZPO, § 395 Rn. 2; Huber in:

Musielak, ZPO, § 395 Rn. 2, der bei einer Gefahrenlage auch § 68 Abs. 2 und 3 StPO
anwenden will. Konkrete Präzedenzfälle aus der Rechtsprechung werden allerdings in
keiner der Kommentierungen nachgewiesen.

244 Siehe oben 4.2.2(d).
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außerstrafprozessualen Verfahrensordnungen, wenngleich auch dort einige Bei-
standsrechte für die Verfahrensbeteiligten vorgesehen sind.

(a) Anwaltlicher Beistand
Auch die anwaltliche Vertretung in den Zivilverfahren basiert auf einem anderen
Konzept als im Strafverfahren. Die Beiziehung eines Rechtsanwalts ist hier eher
die Regel denn die Ausnahme. In Zivilprozessen bei den Landgerichten und Ober-
landesgerichten ergibt sich dies bereits aus dem Anwaltszwang für die Prozesspar-
teien (§ 78 Abs. 1 ZPO), in den Verfahren vor den Amtsgerichten ist die anwaltli-
che Vertretung optional ausgestaltet (§ 79 Abs. 2 S. 1 ZPO). Die ± aktive wie pas-
passive ± Wahrnehmung der Opfer- und Verletztenrechte ist eine so vielschichtige
Querschnittsthematik,245 dass Opfer Zivilprozesse in der Praxis wohl überwiegend
nur mit anwaltlicher Beratung wagen werden.246 Die Zivilprozessordnung erlaubt
überdies auch die Vertretung durch mehrere Prozessbevollmächtigte, § 84 ZPO.
Die Reichweite der Vertretung ist insgesamt ein Ämaius³ gegenüber der strafpro-
zessualen Verfahrensbegleitung durch einen anwaltlichen Beistand. Allerdings sind
die kostenrechtlichen Konsequenzen mit zu beachten, die im Weiteren gesondert
behandelt werden.247

In Gewaltschutzsachen bei den Familiengerichten können die Parteien sich jeder-
zeit eines Verfahrensbeistands bedienen, der nicht notwendigerweise eine Zulas-
sung als Rechtsanwalt haben muss. § 10 Abs. 2 FamFG listet in Nr. 1 bis 3 ver-
schiedene Personengruppen auf, die ebenfalls als Bevollmächtigte auftreten
können; dies schließt auch volljährige Familienangehörige ein.248 Entsprechendes
gilt im arbeitsgerichtlichen Verfahren auf der Grundlage von § 11 Abs. 2 ArbGG,
der in Nr. 1 bis 5 sogar eine noch erweiterte Liste potenzieller Vertretungspersonen
vorgibt.

Mit diesen Möglichkeiten, sich vertreten zu lassen, kann das Opfer ± weitergehend
als im Strafverfahren ± ein persönliches Erscheinen abwenden und sich damit
selbst vor einer potenziellen Konfrontation mit dem Täter in der Sitzung schützen,
es sei denn das Gericht ordnet das persönliche Erscheinen an.249

____________
245 Pawlik 2010, 114; in diesem Sinn auch Weiner in: Weiner & Ferber 2016, 31 ff.
246 Siehe auch Baumbach, Lauterbach, Albers & Hartmann, ZPO, § 79 Rn. 2 mit dem

Hinweis, dass selbst schreib-, sprach- und argumentationsgewandte Bürger Ävor Ge-
richt subjektiv wie objektiv glatt überfordert [sind]³.

247 Siehe unten Punkt 4.2.4 und 5.2.2.
248 In Kindschaftssachen sieht § 158 FamFG im Übrigen einen Verfahrensbeistand für

Minderjährige vor. Diese Institution des beigeordneten sog. Kinderanwalts hat im
vorliegenden Kontext gegenwärtig keine Bedeutung, könnte de lege ferenda jedoch
ein Vorbild für einen künftigen erweiterten allgemeinen Opferschutz in den Zivilver-
fahren sein (siehe dazu unten Punkt 5.2).

249 Siehe oben Punkt 4.2.1(a).
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(b) Beistand durch eine Vertrauensperson
Neben dem anwaltlichen Beistand ist die (emotionale) Unterstützung des Opfers
während seiner Aussage ein weiterer wichtiger Bestandteil des strafprozessualen
Opferschutzes. Dementsprechend kann sich das Opfer während der Vernehmung
im Strafverfahren durch eine Vertrauensperson als (Vernehmungs-)Beistand gem.
§ 406f Abs. 2 StPO unterstützen lassen. Auch die ZPO sieht in § 90 verschiedene
Optionen zur Unterstützung durch einen nichtanwaltlichen Verfahrensbeistand vor,
und zwar sowohl im Parteiprozess (§ 79 ZPO) als auch im Anwaltsprozess (§
78).250 Als Beistand kommt gem. § 90 Abs. 1 S. 2 ZPO zunächst jede Person in
Betracht, die gem. § 79 Abs. 2 ZPO zur Vertretung befugt ist. Unter Opferschutz-
aspekten am bedeutsamsten sind dabei (volljährige) Familienangehörige (§ 79 Abs.
2 Nr. 2251). Darüber hinaus können gem. § 90 Abs. 1 S. 3 ZPO weitere Personen
zugelassen werden, sofern dies objektiv sachdienlich erscheint und ein besonderes
Bedürfnis der Partei an der Unterstützung gerade durch diese Person besteht.252
Sachdienliches Kriterium ist hier insbesondere das persönliche Vertrauensverhält-
nis zwischen der Partei und dem Beistand.253

Entsprechende Regelungen sehen jeweils auch § 12 FamFG und § 11 Abs. 6 Arb
GG vor.

Fraglich ist, ob auch die Begleitperson einer Opferhilfeorganisation teilnahmebe-
fugt wäre. Während die überwiegende Meinung Hilfskräfte wie Privatgutachter
oder sonstige Fachleute nicht als Beistand zulassen will, wird Gegenteiliges nur
von Jacoby vertreten.254 Jacoby weist, freilich ohne auf einen Präzedenzfall aus der
Rechtsprechung zurückgreifen zu können, auf die Notwendigkeit der Erweiterung
des Beistands auf Hilfskräfte hin sowie darauf, dass eine Anwesenheit solcher Per-
sonen andernfalls auf öffentliche Sitzungen beschränkt wäre.255

Das zivilprozessuale Beistandsrecht unterscheidet sich funktional allerdings in ent-
scheidender Weise von der Beistandsfunktion der Vertrauensperson im Strafpro-
zess.256 Beistände gem. §§ 90 ZPO, 12 FamFG und 11 Abs. 6 ArbGG sind auf-
grund ihrer Möglichkeit, gem. § 90 Abs. 2 ZPO wie ein Vertreter Erklärungen in
der mündlichen Verhandlung für die Partei abgeben zu können, eben nicht bloße
____________
250 Hüßtege in: Thomas & Putzo, ZPO, § 90 Rn. 1.
251 Die Vorschrift verweist auf § 15 der Abgabenordnung, abgedruckt bei Baumbach,

Lauterbach, Albers & Hartmann, ZPO, § 79.
252 Hüßtege in: Thomas & Putzo, ZPO, § 90 Rn. 2.
253 Baumbach, Lauterbach, Albers & Hartmann, ZPO, § 90 Rn. 1; BT-Drucks. 16/3655,

91.
254 Jacoby in: Stein & Jonas, ZPO, § 90 Rn. 7 mit Nachweisen zur herrschenden Mei-

nung.
255 Jacoby in: Stein & Jonas, ZPO, § 90 Rn. 7.
256 Siehe dazu oben Punkt 4.1.3.1(d).
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Begleitpersonen mit der Aufgabe der emotionalen (Unter-)Stützung des Opfers,
sondern haben eine prozessuale Funktion: Sie unterstützen die Partei in der Pro-
zessführung und können neben ihr bzw. neben dem Prozessvertreter auftreten;257

ihre Aussagen werden der Partei zugerechnet.258 Die Zulassung ist daher vom Ge-
setzgeber bewusst eng geregelt.259

Die Anwesenheit anderer als der o.g. gesetzlich berufenen Personengruppen, na-
mentlich Opferbegleiter oder -begleiterinnen von Opferhilfeeinrichtungen, außer-
halb des Rahmens von § 90 ZPO wird zwar grundsätzlich als zulässig erachtet;260
ein Anspruch darauf besteht allerdings nicht. Gegebenenfalls wäre allenfalls die
Anwesenheit im Zuschauerraum möglich. Aber auch diese wäre immer dann prob-
lematisch, wenn das Verfahren nichtöffentlich stattfindet.261

Diese aus der Perspektive des Opferschutzes unbefriedigende Rechtslage vermag
zu erklären, warum sich die (einfache ebenso wie die professionelle bzw. psycho-
soziale) Prozessbegleitung jenseits des Strafverfahrens unter den gegenwärtigen
gesetzlichen Rahmenbedingungen noch nicht etablieren konnte.

(c) Hinzuziehung eines Dolmetschers
Spezielle opferbezogene Ansprüche auf kostenlose Dolmetscherleistungen existie-
ren weder im Zivilprozess noch im familien- oder im arbeitsgerichtlichen Verfah-
ren. Es gelten die allgemeinen Regelungen der §§ 185/186 GVG, wonach Perso-
nen, die der deutschen Sprache nicht mächtig oder die hör- oder sprachbehindert
sind, Anspruch auf Hinzuziehung eines Dolmetschers haben. § 191a GVG gewährt
darüber hinaus einen Anspruch auf barrierefreien Zugang für Blinde und sehbehin-
derte Personen zu Schriftsätzen und anderen Dokumenten eines gerichtlichen Ver-
fahrens.

____________
257 Toussaint in: MüKo-ZPO, § 90 Rn. 2; BT-Drucks. 16/3655, 91. Dagegen sind Ver-

fahrensbeistände i.S.v. §§ 158, 174 FamFG selbst Verfahrensbeteiligte; Piekenbrock
in: BeckOK-ZPO, § 90 Rn. 1; Schöpflin in: Schulte-Bunert & Weinreich, FamFG,
§ 12 Rn. 2.

258 Vgl. § 90 Abs. 2 ZPO; § 12 S. 5 FamFG; § 11 Abs. 6 ArbGG.
259 BT-Drucks. 16/3655, 91.
260 In diesem Sinne z.B. BT-Drucks. 16/3655, 90.
261 Im Prinzip könnte die Partei, deren Lebensbereich betroffen ist, nach § 171b Abs. 4

GVG einem Ausschluss der Öffentlichkeit widersprechen, sodass Opferbegleiter wei-
terhin anwesend sein könnten (wohl aber nur im Zuschauerraum). Damit wäre das
Opfer allerdings vor die Wahl gestellt, um den Preis eines nicht garantierten Bei-
standsrechts auf ein explizites Schutzrecht zu verzichten.
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(d) Beistandsrechte für unbeteiligte Opferzeugen
In der ZPO und im ArbGG existieren keine den §§ 68b und 406f Abs. 1 und 2
StPO entsprechenden expliziten Beistandsregelungen zugunsten unbeteiligter (Op-
fer-)Zeugen. Gleichwohl gilt auch in der ZPO der Grundsatz, dass Zeugen nicht
zum bloßen Objekt eines Verfahrens gemacht werden dürfen und sich daher eines
anwaltlichen Beistands bedienen können.262 Formaler Ansatzpunkt hierfür ist das
Recht des Zeugen, sich bei Fragen des Zeugnisverweigerungsrechts nach § 384
ZPO jederzeit juristisch beraten zu können.263 Für die Begleitung durch eine Ver-
trauensperson gilt das oben Gesagte entsprechend.

Im Familienverfahren kann ein Zeuge entweder im Freibeweisverfahren als Aus-
kunftsperson (§ 29 FamFG) oder als Zeuge im Strengbeweisverfahren (§ 30 Fa-
mFG) vernommen werden. Hierfür gelten dieselben Regeln wir nach der ZPO.
Auch für die nichtjuristische Begleitung gilt das oben Ausgeführte: Ein expliziter
Anspruch ist nicht erkennbar.

4.2.4 Prozess-/Verfahrenskostenhilfe
Die Geltendmachung bzw. Abwehr zivilrechtlicher Ansprüche hat ebenso wie die
Wahrnehmung anwaltlicher Unterstützung weitreichende finanzielle Konsequen-
zen. Anstelle der einkommensunabhängigen Unterstützung bestimmter privilegier-
ter Opfergruppen durch die Beiordnung kostenloser anwaltlicher Verletztenbei-
stände im Strafverfahren steht in den Zivilverfahren grundsätzlich nur die Prozess-
kostenhilfe gem. §§ 114 ff. ZPO bzw. Verfahrenskostenhilfe gem. § 76 Abs. 1
FamFG in Verbindung mit den Vorschriften der Zivilprozessordnung zur Verfü-
gung. Auch vor den Arbeitsgerichten gelten gem. § 11a Abs. 1 ZPO die Vorschrif-
ten der ZPO über die Prozesskostenhilfe entsprechend. Darüber hinaus finden die
§§ 114 ff. ZPO Anwendung, soweit zivilrechtliche Ansprüche im Wege des Adhä-
sionsverfahrens bei den Strafgerichten geltend gemacht werden.264

Voraussetzung für die Gewährung ist jeweils, dass die Partei die Kosten der Pro-
zessführung selbst nicht aufbringen kann, die beabsichtigte Prozessführung hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg hat und nicht mutwillig ist; eine Ausnahme gilt im zi-
vil- und familiengerichtlichen Verfahren lediglich in den Instanzen mit Anwalt-
zwang (LG, OLG), wenn die Gegenpartei anwaltlich vertreten ist oder die Vertre-
tung durch einen Rechtsanwalt erforderlich scheint (§ 121 ZPO, § 78 FamFG)265.

____________
262 BVerfG, NJW 1975, 103 (104); Wessing & Ahlbrecht 2013, 181.
263 Huber in: Musielak & Voit, ZPO, § 384 (m.w.N.).
264 § 404 Abs. 5 StPO i.V.m. §§ 114 ff. ZPO.
265 Allerdings ist auch hier Voraussetzung für die Beiordnung eines Rechtsanwalts, dass

Prozess- bzw. Verfahrenskostenhilfe bewilligt ist oder gleichzeitig mit der Beiord-
nung bewilligt wird; Bork in: Stein & Jonas, ZPO, § 121 Rn. 2; Fischer in: Musielak
& Voit, ZPO § 121 Rn. 4.
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Die Prozess- bzw. Verfahrenskostenhilfe deckt allerdings stets nur die eigenen
Kosten ab. Unterliegt das Opfer als klägerische bzw. beklagte Partei ganz oder
teilweise, so hat es nach den Vorschriften der §§ 91 ff. ZPO neben den Kosten für
die eigene Rechtsvertretung auch ganz oder anteilig die Kosten des Rechtsstreits
(Gebühren und Auslagen) sowie die außergerichtlichen Kosten266 der gegnerischen
Partei einschließlich der gesetzlichen Gebühren und Auslagen267 zu tragen. Wurde
dem klägerischen Opfer Prozesskostenhilfe bewilligt, so hat dies gem. § 123 ZPO
auf die Verpflichtung, die dem Gegner entstandenen Kosten268 zu erstatten, keinen
Einfluss. Auch bei Bewilligung von Prozesskostenhilfe bleibt damit in den meisten
Fällen269 ein erhebliches Kostenrisiko bestehen.

Die hier infrage stehenden zivilprozessualen Kostenrisiken des Opfers werden im
Übrigen auch nicht oder nur zu einem geringen Teil von den Leistungskatalogen
der speziellen Angebote der Rechtsschutzversicherungen zum Opferrechtsschutz

____________
266 Anwaltskosten, Kosten sonstiger Prozessbevollmächtigter wie Beistände oder Ge-

richtsvollzieher sowie Kosten, die der Partei selbst im Rahmen des Rechtsstreits er-
wachsen sind; Walter in: Saenger, ZPO, Vorbemerkung zu §§ 91±107 Rn. 6.

267 Gesetzliche Gebühren nach dem RVG sind u.a. die Verfahrens- und Termingebühr;
Auslagen nach VV Nr. 7000 ff. RVG sind z.B. Fahrtkosten und die Pauschale für
Entgelte für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen. Erstattungsfähig sind
gem. § 91 Abs. 2 ZPO nur die gesetzlichen Gebühren und Auslagen nach dem RVG.
Gemäß § 3a RVG vereinbarte Gebühren sind gegenüber dem Gegner nur in Höhe der
gesetzlichen Gebühren erstattungsfähig, es sei denn, der Gegner hat der Honorarver-
einbarung vertraglich oder im Rahmen eines Prozessvergleichs zugestimmt; Schulz
in: MüKo-ZPO, § 91 Rn. 137; Saenger & Uphoff 2014, 1413.

268 ÄDie dem Gegner entstandenen Kosten sind neben den vor dem Bewilligungszeit-
punkt angefallenen und gezahlten Gerichtskosten und solchen nach § 13 Abs. 3 S. 1
JVEG [«] im Wesentlichen dessen außergerichtliche Kosten, denn der obsiegende
Gegner der PKH-Partei hat entweder unter den Voraussetzungen des § 122 Abs. 2
schon keine (sonstigen) Gerichtskosten verauslagt oder sie sind ihm aufgrund seines
Obsiegens nach § 31 Abs. 3 S. 1 GKG von der Staatskasse zurückzuzahlen [«].³,
Kratz in: BeckOK-ZPO, § 123 Rn. 2.

269 Eine Ausnahme von der Erstattungspflicht i.S.d. § 123 ZPO besteht im Rahmen des
§ 12a Abs. 1 S. 1 ArbGG, der bei den Arbeitsgerichten im Urteilsverfahren (1. Ins-
tanz) einen Anspruch der obsiegenden Partei auf Entschädigung wegen Zeitversäum-
nis und auf Erstattung der Kosten für die Zuziehung eines Prozessbevollmächtigten
oder Beistands ausschließt. Diese Kostenpräklusion schützt unterliegende Opfer zwar
weitgehend vor Erstattungsansprüchen der gegnerischen Partei (es verbleiben ledig-
lich Erstattungsansprüche wegen tatsächlicher Aufwendungen der Partei und wegen
hypothetischer Parteikosten; vgl. Vollstädt in: Schwab & Weth, ArbGG, § 12a Rn. 3).
Sie schließt darüber hinaus aber auch entsprechende Erstattungsansprüche obsiegen-
der Opfer für ihre eigenen Kosten aus, soweit keine PKH bewilligt ist oder die Partei
im Rahmen der PKH einen Rechtsanwalt hinzugezogen hat, obwohl dieser nicht bei-
geordnet war. Siehe hierzu Koch in: EK-ArbR, § 12a ArbGG Rn. 2; Vollstädt in:
Schwab & Weth, ArbGG, § 12a Rn. 3; Schleusener & Kühn 2008 (jew. m.w.N.).
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abgedeckt.270 Selbst die gezielte Vorsorge von Bürgerinnen und Bürgern für den
Fall krimineller Viktimisierung und ihren juristischen Folgekosten ± hielte man den
Rekurs auf private Vorsorge in diesem Bereich denn kriminalpolitisch überhaupt
für zumutbar ± wäre somit (jedenfalls unter den aktuellen Bedingungen) wenig
geeignet, dieses finanzielle Risiko abzufedern.

4.3 Opferschutz in der Sozialgerichtsbarkeit (SGG)
Für den Opferschutz bei den Sozialgerichten gelten im Wesentlichen die für die
zivile Gerichtsbarkeit dargestellten Regeln. Als Besonderheit bei den im Kontext
dieser Studie relevanten OEG-Verfahren ist zu beachten, dass den gerichtlichen
Klageverfahren dort stets das vorgeschaltete Verwaltungsverfahren vorausgeht.271

4.3.1 Informationsrechte
Dabei gilt zunächst bezüglich der Informationsrechte und deren Funktion das zum
Zivilrecht Gesagte.272 Ein systematisches Informationsdefizit der Opfer im Hin-
blick auf ihre Ansprüche ist auch im Sozialgerichtsprozess nicht erkennbar. Als
Partei haben sie, wie auch in den zivilen Verfahrensordnungen, Einblick in alle
verfahrenserheblichen Vorgänge. Dies schließt grundsätzlich auch Behördenakten
ein (§ 120 SGG); dieses Einsichtsrecht gilt entsprechend auch in dem vorge-
schalteten Verwaltungsverfahren.273

4.3.2 Schutzrechte
Für die allgemeinen Zeugenschutzrechte gelten ebenfalls die Grundsätze der ZPO
in entsprechender Anwendung. Spezielle, auf die Situation von Opfern von Strafta-
ten zugeschnittene Schutzvorschriften existieren nicht. Das mag zumindest auf den
ersten Blick etwas überraschend erscheinen, da das Aufgabenspektrum der Sozial-
gerichte mit den OEG-Sachen ja gerade eine spezifische, auf die finanzielle Bewäl-
tigung der Folgen krimineller Viktimisierung ausgerichtete Materie umfasst und im
Regelfall Opfer mit schweren und oft dauerhaften Verletzungen die Verfahren an-
strengen. Dieses Defizit kann unter anderem damit erklärt werden, dass die Opfer-
entschädigung vom Gesetzgeber dem aus der Kriegsopferversorgung entstandenen

____________
270 In der Regel beschränkt sich der Versicherungsschutz auf Kosten für den Verletzten-

beistand, die Nebenklagekosten, OEG/SGG-Sachen, mitunter auch die Interessen-
wahrnehmung im Rahmen des Täter-Opfer-Ausgleichs. Die Kostenrisiken von Op-
fern bei der Abwehr bzw. Geltendmachung zivilrechtlicher Ansprüche werden allen-
falls durch den zusätzlichen Schadensersatz-Rechtsschutz erfasst ± und dies nur
teilweise. Ausführlicher Mathy 2009.

271 Siehe oben Punkt 3.2.
272 Siehe oben Punkt 4.2.1.
273 Vgl. § 25 SGB X.
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Sozialen Entschädigungsrecht zugeordnet worden ist und damit der zugrunde lie-
gende Straftatbezug in den Hintergrund tritt; auch lässt das prozessuale Setting den
Bedarf an Opferschutzvorschriften nach strafprozessualem Vorbild nachrangig er-
scheinen. 274

(a) Anordnung des persönlichen Erscheinens
Gemäß § 111 Abs. 1 S. 1 SGG haben auch die Sozialgerichte die Möglichkeit, zu
mündlichen Verhandlungen das persönliche Erscheinen der Parteien anzuordnen.
In diesen Verfahren ist das Opfer regelmäßig Klägerpartei. Dabei hat das Gericht
einen größeren Ermessensspielraum als im Zivilprozess; dort soll das Gericht das
Erscheinen anordnen.275 Das persönliche Erscheinen dient auch der Garantie des
rechtlichen Gehörs, die im sozialgerichtlichen Verfahren wie in allen Verfahrensar-
ten gilt. Dementsprechend verlangt § 62 SGG die Anhörung eines jeden Beteilig-
ten. Diese kann allerdings auch schriftlich oder elektronisch erfolgen. Anders als
im Zivilprozess bezieht sich die Anordnung des persönlichen Erscheinens im Übri-
gen nicht auf das gleichzeitige Erscheinen, sondern, insoweit dem Konzept des
Familienverfahrens entsprechend, auf die einzelne Partei. Der Grundsatz der per-
sönlichen Anhörung gilt ebenfalls bereits im vorgeschalteten Verwaltungsverfah-
ren.276

(b) Öffentlichkeit
Auch Sozialgerichtsprozesse finden grundsätzlich öffentlich statt. Für den mögli-
chen Ausschluss der Öffentlichkeit gelten, mit Ausnahme des nicht einschlägigen §
170 GVG, die allgemeinen Grundsätze der §§ 169 ff. GVG entsprechend. Daher
stehen, wie im Zivil- und im Strafprozess, auch hier die Möglichkeiten des § 171b
GVG zur Verfügung. Danach ist gem. § 171b Abs. 1 und 3 GVG aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes auf Antrag die Öffentlichkeit dann auszuschließen, wenn
der persönliche Lebensbereich eines Prozessbeteiligten, insbesondere eines Ver-
letzten einer Straftat, von der Verhandlung betroffen wird und eine öffentliche Er-
örterung seine Interessen in schutzwürdiger Weise berühren würde. Ohne einen
Antrag steht der Ausschluss gem. § 171b Abs. 1 S. 1 GVG im Ermessen des Ge-
richts. § 172 GVG regelt u.a. den Schutz Minderjähriger (Nr. 4).

(c) Videotechnik
Was den möglichen Einsatz der Videosimultananhörung betrifft, so enthält das
Sozialgerichtsgesetz in § 110a SGG eine eigene Regelung, die vollinhaltlich mit

____________
274 Ausführlicher hierzu oben Punkt 3.2.
275 Siehe oben Punkt 4.2.2(a); vgl. auch Kahlert 2003.
276 Vgl. §§ 21, 24 SGB X.
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dem § 128a ZPO vergleichbar ist.277 Der identische Regelungsinhalt der beiden
Paragraphen erklärt sich damit, dass die Vorschrift ebenfalls mit dem Gesetz zur
Intensivierung des Einsatzes von Videokonferenztechnik278 eingeführt wurde. Dar-
aus folgt freilich auch, dass unmittelbare Regelungszwecke die Verfahrensbe-
schleunigung und die wirtschaftliche Effizienz sind; Opferschutz ist auch hier kein
expliziter Normzweck.

(d) Schutz für unbeteiligte Zeugen
Der Schutz von unbeteiligten Opferzeugen weist ebenfalls nur wenige Besonder-
heiten auf, die nicht speziell Opfer adressieren. Die Zeugnisverweigerungsrechte
(§§ 383, 384 ZPO) und die Regeln zur Zeugenvernehmung bestimmen sich im We-
sentlichen nach den Vorschriften der ZPO; vgl. § 118 Abs. 1 SGG. Der Verweis
schließt auch § 395 Abs. 2 ZPO ein, der im Zivilprozess so ausgelegt wird, dass ein
Zeuge bei der Vernehmung nicht verpflichtet ist, die genaue Wohnadresse zu nen-
nen; auch die analoge Anwendung des § 68 Abs. 1 bis 3 StPO, der dem Zeugen
unter besonderen Voraussetzungen die Offenlegung weiterer persönlicher Umstän-
de erlaubt, wird für möglich erachtet.279 Weitere Vorschriften zur sachlichen Be-
schränkung der Fragen existieren nicht.

Eine Besonderheit ist im Hinblick auf minderjährige Opfer festzustellen. § 455
ZPO gilt hier nicht. Die Vernehmung von Zeugen im Sozialgerichtsprozess unter-
liegt keinen Altersschranken; Zeugen können geladen werden ohne Rücksicht da-
rauf, ob sie volljährig sind.280 Unklar ist, ob ein Dritter, etwa ein minderjähriger
Zeuge, die Teilnahme eines Beteiligten an der Beweisaufnahme verhindern kann.
Teilweise wird angedeutet, dass in diesen Fällen die Beweisaufnahme als solche
unterbleibt.281

4.3.3 Beistandsrechte

(a) Anwaltlicher Beistand
Das Recht auf anwaltlichen Beistand ergibt sich aus § 73 Abs. 2 SGG.282 Für die
Prozesskostenhilfe verweist § 73a SGG im Wesentlichen auf die Regelungen der
§§ 114 ff. ZPO. Der Anwalt ist hier im Übrigen tatsächlich in der Hauptsache
Rechtsvertreter im eigentlichen Sinne; das Bedürfnis des Opfers nach einer poten-
____________
277 Siehe oben Punkt 4.2.2(d).
278 Siehe oben Fn. 238.
279 Siehe oben Punkt 4.2.2(e).
280 Auch Kinder und Geisteskranke können Zeugen sein; vgl. Meyer-Ladewig, SGG,

§ 118 Rn. 10d.
281 Hintz in: BeckOK-SozR, § 116 SGG Rn. 2.
282 Für das Verwaltungsverfahren ist § 13 Abs. 1 SGB X maßgebend.
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ziellen Pufferfunktion gegenüber möglichen persönlichen Angriffen der Verteidi-
gung wie im Strafprozess oder als Interessenwahrer in der direkten prozessualen
Auseinandersetzung mit dem Täter bzw. dessen Rechtsvertretung wie im Zivilpro-
zess ist aufgrund der alternativen Teilnehmerstruktur und der Rechtsmaterie in
OEG-Streitsachen eher wenig evident.

(b) Allgemeiner Beistand
Wie im Zivil-, Familien- und Arbeitsgerichtsverfahren283 kennt auch SGG in § 73
Abs. 7 eine vergleichbare Regelung zum Beistandsrecht.284 Die Regelung hat je-
doch auch hier eine andere Funktion als der Beistand durch eine Vertrauensperson
gem. § 406f Abs. 2 StPO. § 73 Abs. 7 SGG bezweckt ebenfalls das aktive Auftre-
ten in Vertretung für oder in Ergänzung zu der Partei, nicht die völlig anders ausge-
richtete psychologische Unterstützung durch eine Vertrauensperson.285

(c) Hinzuziehung eines Dolmetschers
Keine Besonderheiten gibt es schließlich im Hinblick auf das Recht zur Hinzuzie-
hung eines Dolmetschers und den Anspruch auf weitere Kommunikationshilfen
gem. §§ 185, 186, 191a GVG.286 In dem vorausgehenden Verwaltungsverfahren
gibt es lediglich eingeschränkte Kommunikationshilfen.287

(d) Zeugenbeistand
Für unbeteiligte Zeugen existiert kein explizit normiertes anwaltliches Beistands-
recht. Ein solches ergibt sich dann auch hier indirekt aus dem Ãfair trialµ-Prinzip.
Ein solcher allgemeiner Anspruch des Zeugen auf anwaltlichen Beistand bei Ver-
nehmungen wurde, wie bereits ausgeführt,288 im Jahr 1974 durch das Bundesver-
fassungsgericht anerkannt.

4.4 Vergleichende Analyse der bestehenden Schutzlücken
Auf der Basis der bisherigen ausführlichen Darstellung des aktuellen Status Quo
der Opferrechte in den untersuchten Prozessordnungen werden die Schutzstandards

____________
283 § 90 ZPO, § 12 FamFG, § 11 Abs. 6 ArbGG.
284 Auch hierfür gibt es eine entsprechende Regelung für das Verwaltungsverfahren, vgl.

§ 13 Abs. 4 SGB X.
285 Vgl. oben Punkt 4.2.3(b).
286 Vgl. oben Punkt 4.2.3(c).
287 Siehe § 19 SGB X.
288 Siehe oben Punkt 4.1.3.1(a).
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abschließend miteinander verglichen und auf dieser Basis Lücken im Opferschutz
in den nichtstrafrechtlichen Verfahrensarten aufgezeigt.

Einen synoptischen Überblick über den aktuellen Regelungsbestand gibt die nach-
folgende Abbildung 2. Die Gegenüberstellung der Schutzstandards lässt deutliche
Unterschiede erkennen. Die besonders evidenten Lücken, die Reformbedarf indi-
zieren, sind rot markiert, Regelungen mit abweichender Zielsetzung in Kursiv-
schrift angezeigt. Soweit eine strafrechtliche Regelung in einem anderen Gerichts-
zweig nicht relevant ist, sind die entsprechenden Felder unbesetzt. Dies betrifft
insbesondere die auf das strafrechtliche Ermittlungsverfahren bezogenen Regelun-
gen. Darüber hinaus sind auch solche Regelungsbereiche entsprechend ausgespart,
bei denen sich trotz Fehlens einer Komplementärregelung zu einer strafprozessua-
len Schutznorm aufgrund der abweichenden Prozessstruktur289 ein evidenter Er-
gänzungsbedarf nicht ergibt.

4.4.1 Informationsrechte
Opferrelevante Schutzlücken im Bereich der Informationsrechte sind nicht fest-
stellbar. Die prozessordnungsübergreifend relevanten Kategorien ± Akteneinsichts-
rechte und Informationen zum jeweiligen Verfahrensstand ± sind, soweit sie auf-
grund der unterschiedlichen Rechtsstellung der Betroffenen überhaupt opferrele-
vant sein können, überall geregelt. Für Opfer in Parteistellung ergeben sich a priori
keine Informationsdefizite. Die Interessenlage von Opferzeugen unterscheidet sich
ebenfalls signifikant von derjenigen im Strafprozess: Sie sind hier keine Verfah-
rensbeteiligten und haben grundsätzlich auch kein spezifisches schützenswertes
Eigeninteresse, weder am Verfahrensgegenstand noch am Ausgang des Verfahrens.

4.4.2 Schutzrechte
Im Bereich der Schutzrechte werden in der Summe einige Regelungslücken evi-
dent, die einen Anpassungsbedarf nahelegen.

(a) Ein vergleichbares Niveau haben die prozessualen Schutzstandards verfahrens-
übergreifend im Bereich der Zeugnisverweigerungsrechte einerseits und beim An-
spruch auf rechtliches Gehör andererseits. Auch bei den Möglichkeiten zum Aus-
schluss der Öffentlichkeit ergibt sich kein zusätzlicher Regelungsbedarf. FamFG-
Verfahren finden grundsätzlich nichtöffentlich statt (§ 170 GVG); Ausnahmen sind
im Einzelfall auf Antrag möglich, wenn nicht mindestens eine Partei (also auch das
Opfer) widerspricht. In Zivil-, SGG- und ArbGG-Sachen kann die Öffentlichkeit
nach den Regeln der §§ 171b, 172 GVG ausgeschlossen werden.

____________
289 Siehe oben Abschnitt 3.
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Abbildung 2: Synopse Opferschutzrechte (StPO, ZPO, FamFG, ArbGG und SGG)*

StPO ZPO FamFG ArbGG SGG

Prozess-/Verfahrenskosten-
hilfe

397a II i.V.m.
114 ff. ZPO;
404 V i.V.m.
114 ff. ZPO

114 ff. 76 I i.V.m.
114 ff. ZPO

11a I i.V.m.
114 ff. ZPO

73a i.V.m.
114 ff. ZPO

Kostenfreier Verletztenbei-
stand

397a I 121 78
(158)

Informationsrechte

Übermittlung Anklageschrift 201 S. 2

Mitteilung über Verfahrens-
stand

406d I 214, 274 33 II 1, 41,
216

46, 50 110, (25
SGB X)

Informationen über
Folgen der Verurteilung

406d II

406i

406j

Akteneinsicht 406e 299 13 46 120 I, II,
III, (25
SGB X)

48 II

Schutzrechte

Allgemeiner Zeugenschutz 48 III

52 383 entspr.
ZPO

entspr.
ZPO

118 i.V.m.
ZPO

53 383

55 384

58a (255) 128a III 1
(kein Aufz.-
Verbot)

Schutz persönlicher Daten 68 II, III

Beschränkung Fragerecht 68a I

Rechtliches Gehör 69 II 2 141 I 1 33 I 1,
34 I Nr. 1

51 I 62, (21, 24
SGB X)

34 II

E rm i t t l u n g s v e r f a h r e n : 158 III

* Zum besseren Verständnis der Darstellungsweise siehe die Erläuterungen unter Punkt 4.4 und
4.4.2(c).
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StPO ZPO FamFG ArbGG SGG

158 IV 1, 2

Protokollierung

168c III

168e

81c

81d

154e

Zuständigkeitsverlagerung 24 I Nr. 3 GVG

Haup t v e r h a nd l u n g :

Öffentlichkeit 171b I-III, 172,
175 II 2 GVG

171b I, III,
172 GVG

170 I 1
GVG

52 S. 2 61 i.V.m.
171b, 172
GVG

Vernehmung
Minderjähriger

241a 455 30 I i.V.m.
455 ZPO

46 II 2 i.V.m.
455 ZPO

Audiovisuelle Vernehmung 247a 128a I, II 32 III 46 II 110a I, II

Entfernung Angekl./Täter 247 S. 2 33 I 2

Beistandsrechte

Anwaltlicher Beistand 406f I nicht
nkbV

79 II, 78b,
78

10 II 1, 2 11 II 1 73 II SGG,
(13 SGB X)

406h I nkbV 121

406h III Nr.1,
397 a

406h IV, 397a II

404 V

Vertrauensperson 406f II 90 12 11 VI 73 VII,
(13 IV
SGB X)

Psychosoziale Prozessbe-
gleitung

406g StPO,
PsychPbG

Kostenfreier
Zeugenbeistand

68b II

Dolmetscher 187 I, II, IV
GVG, 185 GVG

185 GVG 185 GVG 185 GVG 185 GVG,
(19 SGB X)
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(b) Evidente Regelungslücken sind hingegen im Bereich des personalen Opfer-
schutzes erkennbar. Dies betrifft Opfer in der Rolle als Partei ebenso wie Opfer in
der Rolle als Zeugen.

� Persönlichkeitsschutz
Die allgemeine Pflicht des Gerichts zur Berücksichtigung der besonderen
Schutzbedürftigkeit von Opferzeugen (vgl. § 48 Abs. 3 StPO) findet ebenso wie
die Schutzregelungen gegen eine Einsicht in persönliche Daten (vgl. § 68 Abs.
2, 3 StPO) und bestimmte Inhalte (vgl. § 68a Abs. 1 StPO) in den anderen Pro-
zessordnungen keine Entsprechung. Dies betrifft die Befragung zu intimen De-
tails ebenso wie die Pflicht zur Angabe der Wohnadresse, sei es in Schriftsät-
zen, bei Anhörungen oder Befragungen. Regelungsbedarf gibt es diesbezüglich
vor allem im Zivilprozess. In den familiengerichtlichen Fällen hingegen kennen
die Verfahrensbeteiligten sich persönlich und ihre Lebenssituation in aller Re-
gel im Detail. In den arbeitsgerichtlichen und sozialgerichtlichen Verfahren
sind die Schädiger nicht am Verfahren beteiligt und haben daher auch keine
Einsicht in die Verfahrensakten. Eine Schutzlücke besteht dort nicht.

� Anhörung des Opfers in Abwesenheit des Täters
Eine dem § 247 S. 2 StPO vergleichbare Regelung findet sich lediglich in § 33
Abs. 1 S. 2 FamFG. ZPO, SGG und ArbGG kennen diese Möglichkeit nicht.

� Audiovisuelle Vernehmung
Alle Verfahrensordnungen bieten Raum für die indirekte Vernehmung von Par-
teien und Zeugen via audiovisueller Verbindung aus einer anderen Örtlichkeit,
vgl. § 128a Abs. 1, 2 ZPO, § 32 Abs. 3 FamFG, § 110a Abs. 1, 2 SGG, § 46
Abs. 2 ArbGG. Ratio dieser Regelungen ist bislang allerdings ausschließlich
die Prozessökonomie, nicht der Opferschutz. Hinweise darauf, dass die Praxis
sie – was rechtlich bei entsprechender Auslegung möglich wäre – auch zu Op-
ferschutzzwecken anwenden würde, gibt es nicht. Eine explizite gesetzliche
Klarstellung erscheint daher wünschenswert.

(c) Ein besonderer Punkt betrifft den Schutz kindlicher bzw. minderjähriger Opfer.
Diesbezüglich sind zwei Aspekte anzusprechen.

� Vernehmungsperson
Die exklusive Vernehmung Minderjähriger durch Vorsitzende (vgl. § 241a
StPO) finden in den anderen Prozessordnungen kein Pendant; die Möglichkeit
zur Anhörung des Opfers in Abwesenheit des Täters (Entfernung des Täters)
existiert neben der StPO ausschließlich in Familiensachen (§ 33 Abs. 1 S. 2
FamFG); dies betrifft namentlich Gewaltschutzsachen.

� Altersgrenze
Die Altersgrenze für den Schutz minderjähriger (Opfer-)Zeugen liegt im Straf-
prozessrecht inzwischen bei 18 Jahren. Die frühere einheitliche Altersgrenze
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von 16 Jahren, die in den anderen Prozessordnungen nach wie vor Standard ist
(vgl. § 455 ZPO), wurde in § 241a StPO durch das 2. Opferrechtsreformgesetz
angehoben.290 Maßgebend hierfür waren zahlreiche internationale Rahmenvor-
schriften, die für kindliche Opfer wie auch für Zeugen eine Schutzaltersgrenze
von 18 Jahren vorsehen. Diese sind zwar vorwiegend auf das materielle und das
formelle Strafrecht zugeschnitten. Eine Angleichung erscheint daher nicht
zwingend, könnte jedoch gleichwohl bedenkenswert sein.

Gegebenenfalls könnten die beiden angesprochenen Fragen gemeinsam in einem
eigenen Paket zur Verbesserung des Schutzes Minderjähriger im deutschen Pro-
zessrecht neu geregelt werden. Sie betreffen nicht ausschließlich Opferzeugen und
sind daher in der Übersicht (Abbildung 2) farblich gesondert markiert. Darüber
hinaus könnten in einem solchen separaten Gesetzespaket zwei weitere Aspekte
berücksichtigt werden, auf die vorliegend nur am Rande hingewiesen werden konn-
te. Einer betrifft die Figur des Verfahrensbeistands für Minderjährige (sog. Kinder-
anwalt), der in § 158 FamFG für das Verfahren in Kindschaftssachen vorgesehen
ist. Diese Möglichkeit könnte auch in anderen Verfahrensarten innerhalb und au-
ßerhalb des FamFG für Zwecke des Schutzes minderjähriger Opfer nutzbar ge-
macht werden. Noch einen Schritt weiter geht Österreich. Dort werden Jugendliche
bei ihrer Vernehmung nicht vom Richter, sondern von einer sachverständigen Per-
son vernommen.291 Dies könnte ein weiterer Aspekt sein, der im Rahmen einer
möglichen Kinderschutznovelle, auch wenn es für das deutsche Prozessrecht eine
recht weitgehende Innovation wäre, mit bedacht werden könnte.

4.4.3 Beistandsrechte
Das Strafprozessrecht gewährt auch umfassende Beistandsrechte für die Opfer ei-
ner Straftat.292 Ein vergleichbarer Schutzstandard fehlt in anderen außerstrafpro-
zessualen Verfahrensordnungen, wenngleich auch dort einige Beistandsrechte für
Verfahrensbeteiligte vorgesehen sind.

(a) Vergleichbare Standards finden sich zunächst bei der Sprachhilfe. Gemäß § 185
GVG ist für eine Partei, die der deutschen Sprache nicht mächtig ist, nicht nur im
Strafverfahren (vgl. § 187 Abs. 4 GVG), sondern auch im Zivilprozess, in fami-
liengerichtlichen sowie in arbeits- und sozialgerichtlichen Verfahren ein Dolmet-
scher hinzuzuziehen. Weitere Kommunikationshilfen gem. §§ 185, 186, 191a GVG
sind ebenfalls allgemein verfügbar.

(b) Anwaltliche Beistandsrechte sind ebenfalls überall gewährleistet. Soweit im
Zivilprozess Anwaltszwang nicht besteht (vgl. § 78 Abs. 1 ZPO), können sich die

____________
290 Zum Ganzen BR-Drucks. 178/09, 66 f.
291 Siehe gleich unten Punkt 4.5.1.2(c).
292 Insbesondere §§ 406f, g, h StPO.
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Parteien gem. § 79 Abs. 2 S. 1 ZPO von einem Rechtsanwalt vertreten lassen. Die
Vertretung ist ein Ämaius³ gegenüber der bloßen strafprozessualen Verfahrensbe-
gleitung. Parteien und Zeugen können sich jederzeit eines Verfahrensbeistands be-
dienen. Entsprechendes regeln § 10 FamFG, § 73 Abs. 2 SGG und § 11 Abs. 2 S. 1
ArbGG. Damit kann das Opfer ein persönliches Erscheinen abwenden und sich
selbst vor der Konfrontation mit dem Täter in der Sitzung schützen ± jedenfalls
sofern das Gericht das persönliche Erscheinen nicht ausdrücklich anordnet, was in
Verfahren mit strafrechtlichem Kontext allerdings häufige Praxis ist. Für Zeugen
existieren vergleichbare Rechte.

Anders als im Strafverfahren gibt es keine dem § 68b Abs. 2 StPO vergleichbare
Möglichkeit auf einen kostenfreien Zeugenbeistand. Unter Berücksichtigung der
unterschiedlichen Interessenlage der Zeugen293 ist ein besonderes Bedürfnis nach
einem kostenfreien anwaltlichen Beistand nicht erkennbar.

(c) Regelungsbedarf ergibt sich hingegen bei dem Recht auf Beistand durch eine
Vertrauensperson. Formal existieren Vorschriften zum Beistandsrecht zwar in allen
Prozessordnungen. Ein Recht auf Begleitung durch einen nichtanwaltlichen Ver-
fahrensbeistand besteht gem. § 90 ZPO, § 12 FamFG, § 11 Abs. 6 ArbGG sowie
§ 73 Abs. 7 SGG; es basiert aber auf einer anderen prozessualen Konzeption. Die
Figur des Beistands hat dort eine prozessuale Funktion. Sie ist daher kein funktio-
nales Äquivalent für die passive, auf psychologische Unterstützung ausgerichtete
Prozessbegleitung durch eine Person aus dem sozialen Umfeld oder die Begleitper-
son einer Opferhilfeeinrichtung. Daher besteht in diesem Bereich gesetzlicher An-
passungsbedarf zur Herstellung einer adäquaten Rechtsgrundlage, um ein dem
Strafverfahren vergleichbares Schutzniveau zu erreichen.

(d) Dasselbe gilt im Hinblick auf die psychosoziale Prozessbegleitung (vgl. § 406g
StPO). Die Erfahrungen aus Österreich zeigen, dass auch in Zivilprozessen dieses
professionalisierte Hilfsangebot von hohem Nutzen sein kann.294 Im Hinblick auf
die besondere Konfliktlage in Gewaltschutzverfahren kann auch in diesem Bereich
ein entsprechender Bedarf angenommen werden.

(e) Besonders evident erscheint schließlich die unzureichende kostenrechtliche Ab-
federung der Rechtsverfolgung. Das Kostenrisiko für die Opfer ist in allen Verfah-
ren außerhalb des Strafverfahrens deutlich höher. Als Zivilpartei ist das Opfer stets
prozessführende Hauptpartei und nicht wie das Opfer im Strafverfahren nur ÃNe-
benbeteiligterµ. Selbst für besonders vulnerable Opfergruppen, die gem. § 397a
StPO Anspruch auf Beiordnung eines (für sie kostenfreien) Opferanwalts haben,
besteht allenfalls die Möglichkeit, Prozesskostenhilfe zu beantragen. Diese wird
grundsätzlich nur bei wirtschaftlicher Bedürftigkeit gewährt; eine Ausnahme gilt
im zivil- und familiengerichtlichen Verfahren lediglich in den Instanzen mit An-
____________
293 Siehe oben Punkt 4.4.1.
294 Siehe unten Punkt 4.5.1.2(a).
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waltszwang (LG, OLG) oder wenn die Gegenpartei anwaltlich vertreten ist (§ 121
ZPO, § 78 FamFG). Darüber hinaus bringen es die strukturellen Unterschiede mit
sich, dass jenseits des Strafprozesses zusätzliche Kostenposten in Ausgleich zu
bringen sind: Neben den Kosten für die eigene Rechtsvertretung sind dies die Ver-
fahrenskosten sowie die Kosten für die Rechtsvertretung der gegnerischen Partei
einschließlich deren notwendigen Auslagen; die letzteren sind aus der PKH ausge-
nommen (vgl. § 123 ZPO). Das Kostenrisiko für das Opfer wird auch dadurch er-
hört, dass die Staatskasse als potenzieller Kostenträger ausfällt.

Das zivilprozessuale Kostenmodell und die allgemeine PKH kommt im Übrigen
auch im Adhäsionsverfahren zur Anwendung. Dieses gesplittete Kostenregime
innerhalb der straf- und schadensersatzrechtlichen Verbundverfahren lässt die kos-
tenrechtliche Ungleichbehandlung der Verletzten besonders gut erkennen.

4.5 Exkurs in das österreichische und schweizerische Recht

4.5.1 Besonderheiten beim Opferschutz in Österreich

4.5.1.1 Strafprozess
Österreich gehört zu den Rechtsordnungen mit hohen Opferschutzstandards. Es
existiert ein ausdifferenziertes System aktiver und passiver Opferrechte im Straf-
verfahren. Dabei sind Zielsetzung und Inhalt der Informations-, Schutz-, Beistands-
und Beteiligungsrechte des österreichischen Strafprozessrechts im Wesentlichen
vergleichbar mit den deutschen Regelungen.295 Einige Regelungen sind auch wei-
tergehend. So gehört die angemessene Beteiligung der Opfer zu den fundamentalen
Verfahrensgrundsätzen der österreichischen StPO.296 Diesem Grundsatz folgend
sind beispielsweise bei der Entscheidung über die Verfahrenseinstellung im Rah-
men der Diversion ± anders als im deutschen Recht297 ± die Interessen der Opfer zu
berücksichtigen und im größtmöglichen Ausmaß zu fördern;298 vor der Einstel-
lungsentscheidung sind sie zu hören.299 In einigen Bereichen hatte das Nachbarland
auch eine Vorreiterrolle. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die psychosoziale
Prozessbegleitung.

____________
295 Ausführlich Jesionek 2006; Hilf & Anzenberger 2008; Sautner 2010; 2017.
296 § 10 öStPO. Hierzu zählen auch die Verpflichtung aller justiziellen Akteure zur

Rücksichtnahme auf die Rechte und Interessen sowie die Schutzbedürfnisse der Op-
fer.

297 Kritisch Kilchling 2002, 61 (m.w.N.).
298 Dies impliziert, dass der Schadenswiedergutmachung Vorrang vor anderen Einstel-

lungs-ÃAuflagenµ zukommt.
299 § 206 öStPO.
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Österreich hat ein integriertes Modell der Prozessbegleitung zunächst in Modell-
projekten entwickelt und zum 1. Januar 2006 implementiert, das eine bestmögliche
fachliche Begleitung des Opfers im Strafverfahren gewährleisten soll.300 Es setzt
sich aus zwei Komponenten zusammen: der juristischen und der psychosozialen
Prozessbegleitung, die jeweils getrennt durch eine anwaltliche bzw. eine zur psy-
chosozialen Betreuung qualifizierte Begleitperson gewährleistet werden sollen.
Wahlweise kann das Opfer eine oder beide Arten der Prozessbegleitung in An-
spruch nehmen.301 Im Ergebnis erfährt das Opfer damit einen doppelten Schutz:
auf rechtlicher wie auf psychosozialer Ebene. Anspruchsberechtigt sind Opfer
schwerer Sexual- und Gewaltstraftaten und Angehörige Getöteter.302

Gemäß § 66 Abs. 2 öStPO umfasst die psychosoziale Prozessbegleitung die Vorbe-
reitung der Betroffenen auf das Verfahren und die mit ihm verbundenen emotiona-
len Belastungen sowie die Begleitung zu Vernehmungen im Ermittlungs- und
Hauptverfahren; juristische Prozessbegleitung bedeutet nach derselben Vorschrift
die rechtliche Beratung und Vertretung durch einen Rechtsanwalt. Die Prozessbe-
gleitung ist für das Opfer kostenfrei. Dieses Modell der juristischen Prozessbeglei-
tung ist eine interessante Alternative zu dem komplexen System der anwaltlichen
Beistandsrechte im deutschen Strafprozessrecht. Eine weitere verfahrensrechtliche
Besonderheit unterscheidet das österreichische vom deutschen Modell: Über die
Gewährung der psychosozialen und der juristischen Prozessbegleitung entscheidet
nicht das Gericht. Diese Kompetenz wird von beauftragten Opferschutzeinrichtun-
gen wahrgenommen, die die Opfer dann an die individuellen Begleitpersonen wei-
tervermitteln. Die Einrichtungen sind vom österreichischen Bundesministerium für
Justiz kontraktiert; diese sind auch für die finanzielle Abwicklung zuständig.

4.5.1.2 Zivilverfahren
(a) Das Recht auf kostenfreie psychosoziale Prozessbegleitung wurde bereits drei
Jahre nach der Einführung im Strafprozess im Rahmen des 2. Gewaltschutzgeset-
zes 2009 auch in das Zivilverfahrensrecht übertragen303, und zwar sowohl in die
Zivilprozessordnung304 als auch in das sog. Außerstreitgesetz,305 das im Wesentli-
chen dem deutschen FamFG entspricht. Das österreichische Justizministerium
weist in seiner Gesetzesbegründung darauf hin, dass sich die Verantwortung der
Justiz für den Opferschutz nicht auf das Strafrecht beschränkt, sondern ebenfalls
____________
300 Siehe Jesionek 2006, 39 ff.; zur Praxis ausführlich Nachbaur 2014.
301 Einzelheiten bei Anzenberger 2014, 754 ff.
302 § 65 Ziff. 1a und b öStPO.
303 Siehe zur ausführlichen Gesetzesbegründung 193 ME/XXIII GP. Die in dem Ministe-

rialentwurf ebenfalls vorgesehene juristische Prozessbegleitung wurde im parlamenta-
rischen Verfahren fallengelassen.

304 § 73b öZPO.
305 § 7 Abs. 1 AußStrG.
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den Bereich des Zivilverfahrens umfasst.306 Nunmehr ist eine psychosoziale Pro-
zessbegleitung, welche dem Opfer in einem Strafverfahren gewährt wurde, auf
Verlangen des Opfers unter den gleichen Voraussetzungen auch in einem zwischen
ihm und dem Beschuldigten des Strafverfahrens geführten Zivilverfahren möglich.
Dabei soll eine kontinuierliche Betreuung durch dieselbe Betreuungsperson, die
das Opfer bereits durch das Strafverfahren begleitet hat und zu der in der Regel
schon ein Vertrauensverhältnis besteht, auch im nachfolgenden Zivilprozess ge-
währleistet werden. Voraussetzung ist daher, dass dem Opfer in einem voran-
gegangenen oder parallellaufenden Strafverfahren gegen den Beschuldigten bereits
psychosoziale Prozessbegleitung gewährt worden ist. Darüber hinaus muss gem.
§ 73b Abs. 1 öZPO der Gegenstand des Zivilprozesses in sachlichem Zusammen-
hang mit dem Gegenstand des Strafverfahrens stehen, und die Prozessbegleitung
muss zur Wahrung der prozessualen Rechte des Opfers unter größtmöglicher Rück-
sicht auf seine persönliche Betroffenheit erforderlich sein. Gemäß § 73b Abs. 1 S.
2 öZPO gilt die Regelung auch für Opfer, die als Zeuge über den Gegenstand des
Strafverfahrens vernommen werden sollen. Der psychosoziale Prozessbegleiter hat
gem. § 73b Abs. 2 öZPO die Stellung einer Vertrauensperson; der juristische Bei-
stand durch einen Rechtsanwalt wird hingegen nicht ersetzt.307

(b) Ein zweiter Bereich, in dem strafrechtliche Standards in das Zivilverfahren
übertragen wurden, betrifft die Möglichkeit eingeschränkter Personenangaben von
Opfern im prozessualen Schriftverkehr und der mündlichen Verhandlung.308 In
Fällen, in denen die Bekanntgabe der Wohnadresse an die gegnerische Partei un-
zumutbar ist, kann diese geheimgehalten werden. Voraussetzung ist gem. § 75a
öZPO, dass die betreffende Partei ein schutzwürdiges Interesse in schlüssiger und
lebensnaher Weise darlegen kann. Die Wohnadresse muss dem Gericht dann in
einem gesonderten Schriftsatz übermittelt werden, der unter Verschluss bleibt.
Ebenso sind Urkunden und Dokumente, welche die Anschrift enthalten, zu anony-
misieren. Die Originale sind ebenfalls unter Verschluss zu halten. Sie sind ebenso
wie der Schriftsatz mit der Volladresse von der Akteneinsicht ausgeschlossen.

Dieselben Regeln gelten auch im Hinblick auf (Opfer-)Zeugen, für den Schriftver-
kehr mit den Parteien309 ebenso wie für die Zeugenvernehmung im Termin.310

(c) Für die Vernehmungssituationen im Termin wurden ebenfalls Schutzregelungen
für eine opferschonende Befragung aus dem Strafprozess übernommen, auch hier

____________
306 193 ME/XXIII GP, 3.
307 Diese und weitere Details bei Anzenberger 2014, 758 ff.; Deixler-Hübner 2017.
308 193 ME/XXIII GP, 15 f.
309 Dies betrifft insbesondere die notwendigen Zeugenangaben der beweisführenden

Partei.
310 §§ 76 und 177 öZPO; vgl. 193 ME/XXIII GP, 16 f.; zum Ganzen Deixler-Hübner

2017.
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wiederum synchron sowohl für Parteien wie für Zeugen.311 So ist jetzt auch im
Zivilverfahren auf Antrag die räumlich abgesonderte Befragung mit simultaner
Videoübertragung möglich.312 Der Kreis der Anspruchsberechtigten ist auf Opfer
schwerer Sexual- und Gewaltstraftaten beschränkt.313 Voraussetzung ist, dass in
einem Verfahren, dessen Gegenstand in sachlichem Zusammenhang mit einem
Strafverfahren steht, eine Aussage in Anwesenheit der gegnerischen Partei nicht
zumutbar ist. Die (Un-)Zumutbarkeit kann sich sowohl aus dem Beweisthema
selbst als auch aus der persönlichen Betroffenheit ergeben.

Für Minderjährige gelten weitergehende Schutzvorschriften.314 In diesen Fällen
kann das Gericht auf Antrag oder von Amts wegen ganz von einer Vernehmung
absehen oder diese auf bestimmte Beweisthemen beschränken, wenn andernfalls
das Kindeswohl gefährdet wäre. Maßgebliche Kriterien für die potenzielle Kindes-
wohlgefährdung sind die geistige Reife, der Gegenstand der Vernehmung und das
Näheverhältnis zu den Prozessparteien. Im Interesse des Kindeswohls müssen Be-
weisinteressen einer Partei gegebenenfalls zurücktreten; dies gilt auch dann, wenn
sie dadurch möglicherweise eines für ihre Prozessführung essenziellen Beweismit-
tels verlustig geht. Ist die minderjährige Person Opfer einer schweren Sexual- oder
Gewaltstraftat, gelten die zuvor beschriebenen allgemeinen Regeln zur schonenden
Vernehmung. Dabei haben Minderjährige auch im Zivilprozess das Recht auf Be-
gleitung durch eine Vertrauensperson. Die Prüfung der Kindeswohlgefährdung
(Schutz vor belastenden Vernehmungen gem. § 289b öZPO) geht der Entscheidung
über die opferschonende Vernehmungssituation (§ 289a öZPO) systematisch vor.

Ein zusätzlicher Schutzmechanismus zur Herstellung einer schonenden Verneh-
mungssituation für Minderjährige ergibt sich im Übrigen daraus, dass die Verneh-
mung durch einen geeigneten Sachverständigen anstelle des Richters erfolgt.315

(d) In konsequenter Umsetzung der viktimologischen Opferkonzeption316 sind die
dargestellten Opferschutzrechte im österreichischen Zivilverfahren unabhängig
vom Ausgang des Strafverfahrens: Weder ist eine Verurteilung Anspruchsvoraus-
setzung317 noch ein Freispruch ein Ausschlusskriterium.318

____________
311 193 ME/XXIII GP, 17 ff.; zum Ganzen Deixler-Hübner 2017.
312 § 289a öZPO.
313 Opfer i.S.v. § 65 Ziff. 1a öStPO.
314 § 289b öZPO.
315 193 ME/XXIII GP, 18.
316 Vgl. oben Punkt 2.1 und 2.2.
317 Deixler-Hübner 2017; Anzenberger 2014, 758.
318 193 ME/XXIII GP, 14.
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4.5.2 Opferschutz in der Schweiz

4.5.2.1 Strafprozess
Die Opferrechte im schweizerischen Strafverfahren sind in der (noch jungen319)
StPO und dem Opferhilfegesetz320 geregelt. Art und Umfang der Rechte entspre-
chen im Wesentlichen den deutschen Standards.321 Sie können ebenfalls in ver-
gleichbare Kategorien unterteilt werden. Alle hier näher relevanten Kategorien ±
Informationsrechte, Schutzrechte und Beistandsrechte ± finden auch dort entspre-
chenden Niederschlag.

Auch in der Schweiz wurde das Recht auf kostenfreie psychosoziale Prozessbeglei-
tung bereits früher eingeführt als in Deutschland. Anders als in Deutschland und
Österreich ist die Prozessbegleitung ganzheitlich auf eine Betreuung aus einer
Hand angelegt.322 Sie umfasst die angemessene medizinische, psychologische, so-
ziale, materielle und juristische Hilfe, die als Folge der Straftat notwendig gewor-
den ist.323 Opfer sollen möglichst umfassend bei der Verarbeitung und der Bewäl-
tigung der Straftat unterstützt und begleitet werden. Die Beratungsstelle ist sowohl
für die Vorbereitung des Opfers auf das Strafverfahren, insbesondere im Hinblick
auf die Unterstützung bei der Bewältigung der emotionalen Belastungen und der
Beantwortung rechtlicher Fragen, als auch für die Begleitung im Verfahren zustän-
dig. Die juristische Begleitung schließt die anwaltliche Vertretung allerdings nicht
mit ein. Die Betreuungsperson hat im Verfahren die Rechtsstellung der Vertrau-
ensperson.

Eine weitere Besonderheit ist bei der Ausgestaltung des Rechts auf Beiziehung
einer Vertrauensperson zu finden. In Fällen, in denen die Öffentlichkeit ausge-
schlossen wird, kann sich das Opfer von bis zu drei Vertrauenspersonen begleiten
lassen; dies kommt insbesondere bei Sexualdelikten in Betracht.324

4.5.2.2 Zivilverfahren
Bei der Geltendmachung zivilrechtlicher Ansprüche entspricht die Situation der
Opfer in der Schweiz im Wesentlichen der aktuellen Rechtslage in Deutschland.
Betroffene können ihre Ansprüche entweder im Rahmen des Strafverfahrens ver-
folgen325 oder einen Zivilprozess anstrengen. Im ersteren Fall kann das Opfer, wie
beim Adhäsionsverfahren in Deutschland, in vollem Umfang von den strafpro-

____________
319 Siehe oben Fn. 12.
320 Opferhilfegesetz (OHG) vom 23.03.2007.
321 Einzelheiten bei Hilf & Schwander 2017.
322 Zur Praxis Weishaupt 2006.
323 Art. 14 Abs. 1 OHG.
324 Art. 70 Abs. 2 schweizStPO.
325 Zivilklage im Rahmen der Privatklägerschaft gem. Art. 122 ff. schweizStPO.
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zessualen Schutzstandards profitieren. Im Zivilprozess geht das Opfer hingegen
aller Schutzrechte verlustig. Spezielle Opferschutzregelungen kennt das schwei-
zerische Zivilprozessrecht, anders als das mittlerweile ergänzte österreichische,
nicht.

Kettiger kommentiert die Situation wie folgt:

ÄDie heutige Rechtslage verhindert, dass die Opfer ohne Preisgabe ihres Schutzes zu
den ihnen rechtmäßig zustehenden Zivilansprüchen kommen können. In zahlreichen
Fällen wird sich somit das Opfer entscheiden müssen, ob es seine Zivilklage unter
Preisgabe seiner Schutzrechte und unter allfälliger Erleidung einer Sekundärviktimi-
sierung im Zivilprozess durchsetzen oder zu seinem Schutz auf die Forderungen
verzichten will. Dies kann nicht das Ergebnis wohlverstandener Opferhilfe sein.³326

Das Zitat könnte ohne größere inhaltliche Abstriche auch auf die gegenwärtige
Situation in Deutschland übertragen werden.

____________
326 Kettiger 2012, 17±19.



5. Bausteine für einen verbesserten Opferschutz über das
Strafprozessrecht hinaus

Aufbauend auf den in den vorigen Abschnitten dargestellten Bedürfnissen von Op-
fern im Zivilprozess und den anderen in die Untersuchung einbezogenen Verfah-
rensarten sowie den als relevant identifizierten Schutzlücken sollen abschließend
konkrete Vorschläge für eine Übertragung ausgewählter Schutz- und Beistands-
rechte in die anderen Verfahrensordnungen entwickelt werden.

Grundsätzlich sind für einen solchen Transfer verschiedene Möglichkeiten denk-
bar:

 ein universelles Modell,

 eine verfahrensspezifische,

 eine personenbezogene oder

 eine situationsbezogene Schutzkonzeption.

Das universelle Modell stünde für eine mehr oder weniger systematische 1:1-
Übertragung der in der StPO verankerten Standards in die anderen Verfahrensord-
nungen. Die verfahrensspezifische Schutzkonzeption konzentriert sich auf typische
prozessuale Settings in bestimmten Verfahrensstadien oder Verfahrensarten und die
daraus abgeleitete Interessenlage der Betroffenen, beispielsweise Gewaltschutzver-
fahren im Sinne von § 210 FamFG. Die personenbezogene Schutzkonzeption
knüpft demgegenüber an persönliche Eigenschaften von Opfern oder Opfergruppen
und daraus ableitbare spezifische Schutzbedürfnisse an, wie es typischerweise bei
kindlichen Opfern Praxis ist. Die situationsbezogene Schutzkonzeption orientiert
sich schließlich an bestimmten Prozesssituationen, beispielsweise die richterliche
Parteianhörung oder die Zeugenvernehmung, und zielt auf die möglichst einheitli-
che Regulierung solcher Situationen über die Prozessordnungen hinweg.

Eine Orientierung an dem universellen Modell scheidet im vorliegenden Fall eben-
so aus wie die Schaffung einheitlicher Regelungen über die Prozessordnungsgren-
zen hinweg. Zu unterschiedlich sind die strukturellen und rechtlichen Rahmen-
bedingungen zwischen dem Strafprozess und den zivilen Prozessordnungen
einerseits sowie zwischen den hier einbezogenen zivilen Verfahrensarten ein-
schließlich der OEG-Sachen beim Sozialgericht andererseits (siehe oben Abbildung
2). Vorzugswürdig erscheint daher eine personenbezogene Schutzkonzeption, die
auf typische bzw. typisierbare Schutzbedürfnisse bestimmter Opfergruppen ab-
stellt. Ergänzend werden einzelne verfahrensspezifische Lösungen für Fälle nach
dem Gewaltschutzgesetz vorgeschlagen. Diese Verfahren sind auf einen eng defi-
nierten spezifischen Sachbereich zugeschnitten und haben einen ebenso spezifi-
schen deliktischen Hintergrund. Sie sind ferner durch die prozessuale Besonderheit
charakterisiert, dass Strafverfahren nicht selten erst nachgelagert stattfinden. Der
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Konnex zu einem vorgelagerten Strafverfahren und die damit verbundene Indiz-
wirkung, die die Opfervermutung wesentlich trägt,327 fehlen daher. Gleichwohl
kann es an der Opfereigenschaft der Betroffenen im Regelfall ebenfalls keinen
Zweifel geben. Es können allerdings einige abweichende Regelungen erforderlich
sein.

5.1 Bestimmung des Adressatenkreises

Auch innerhalb des Strafverfahrens selbst ist die Anspruchsberechtigung für die
Schutz- und Beistandsrechte nicht einheitlich für alle Opfer geregelt. Hierfür fehlt
es bereits an einer praktikablen allgemeinen Opferdefinition.328 Stattdessen be-
stimmen sich die Rechte der Betroffenen auf der Basis unterschiedlicher Rege-
lungsprinzipien. Im Wesentlichen kommen zwei Prinzipien zur Anwendung. Am
häufigsten entscheidet sich die Anspruchsberechtigung auf der Grundlage der Zu-
gehörigkeit zu bestimmten Opfergruppen, die auf der Basis abstrakter Kriterien
definiert werden. Dies sind die bekannten drei (Haupt-)Kategorien von Opfern,
nämlich:

 Verletzte,

 nebenklagebefugte Verletzte im Sinne von § 395 StPO,

 sog. privilegierte nebenklagebefugte Verletzte gem. § 397a Abs. 1 StPO.

Mitunter werden innerhalb dieser Gruppen weitere Differenzierungen vorgenom-
men. So stehen den zur Nebenklage befugten Opfern einige Rechte automatisch zu,
während die Wahrnehmung anderer Rechte davon abhängig ist, dass das Opfer sich
dem Verfahren auch tatsächlich als Nebenkläger anschließt. Innerhalb der Gruppe
der privilegierten nebenklagebefugten Opfer differenziert das Gesetz beispielswei-
se bei der psychosozialen Prozessbegleitung329 zwischen zwei Unterkategorien von
Opfern.

In einzelnen Fällen erfolgt demgegenüber eine individualisierte Privilegierung auf
der Basis einer Einzelfallprüfung. Die wichtigsten Beispielsfälle sind:

 § 48 Abs. 3 StPO,

 § 68b StPO,

 § 24 Abs. 1 Nr. 3 GVG.

Maßgebliches Kriterium für die Bestimmung der Begünstigten opferschützender
Regelungen ist in allen Fällen die – potenzielle oder tatsächliche – Schutzbedürf-
tigkeit (im viktimologischen Sinn). Individuelle Lösungen haben im Allgemeinen
den Vorteil, dass sie Besonderheiten des Einzelfalles in der Regel besser gerecht
____________

327 Siehe oben Punkt 2.2.
328 Siehe oben Punkt 2.1.
329 Vgl. Punkt 4.1.3.1(e).
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werden können. Die Feststellung einer Anspruchsberechtigung auf der Grundlage
von Einzelfallprüfungen ist jedoch aufwendig und für die Betroffenen aufgrund der
inhärenten fehlenden Vorhersehbarkeit mit einem erheblichen Unsicherheitspoten-
zial verbunden. In ungünstigen Fällen könnte sich der Schwerpunkt der prozessua-
len Auseinandersetzung sogar von den eigentlichen materiellrechtlichen Kernfra-
gen – die für die Opfer im Vordergrund stehen – hin zu prozessrechtlichen Schar-
mützeln um die Inanspruchnahme von Opferrechten verschieben. Im Hinblick auf
die mit (schweren) Viktimisierungserlebnissen verbundenen Erfahrungen von Un-
sicherheit und Kontrollverlust kann diese Rechtsunsicherheit ein zusätzlicher Risi-
kofaktor sekundärer Viktimisierung sein. Rechtssicherheit über die verfügbaren
prozessualen Schutz- und Beistandsrechte kann daher ein wichtiger Stabilisierungs-
faktor sein. Daher erscheinen Regelungen aufgrund abstrakter, eindeutig definierter
Gruppenzugehörigkeit vorzugswürdig. Dies kann in einzelnen Bereichen auch für
eine Einbeziehung mehrerer Gruppen oder aller Opfer sprechen.

Freilich spielen bei einigen der hier vorgeschlagenen Regelungen auch finanzielle
Erwägungen eine Rolle. Im Hinblick auf die möglichen finanziellen Konsequenzen
für die Staatskasse ist die Festlegung des Kreises der Berechtigten auch eine Frage
der politischen Priorisierung.

Die Vorschläge unter Punkt 5.2 sind, soweit sich nichts anderes ergibt, exempla-
risch auf die Gruppe der privilegierten nebenklagebefugten Verletzten im Sinne des
§ 397a Abs. 1 StPO ausgerichtet. Diese Wertung ist selbstredend nicht zwingend.

5.2 Konkrete Vorschläge

Die Reihenfolge der nachfolgend präsentierten Reformvorschläge orientiert sich an
einer abgestuften Logik. Die erste Option eines funktional erweiterten Adhäsions-
verfahrens basiert auf der Überlegung, dass mit der Überleitung möglichst vieler
Streitfälle mit strafrechtlichem Hintergrund aus dem Zivil- in das Strafverfahren
opferbezogene Eingriffe in das Zivilprozessrecht weitgehend vermieden werden
könnten (Punkt 5.2.1). Auf der zweiten Stufe setzt das Konzept einer Minimierung
der Kostenrisiken für die Prozessführung von Opfern an. Es geht davon aus, dass
eine regelmäßige anwaltliche Vertretung des Opfers in Kombination mit einer wei-
testgehend reduzierten persönlichen Anwesenheit während des Prozesses das Be-
dürfnis für die Einführung expliziter Opferschutzbestimmungen ebenfalls reduzie-
ren würden (Punkt 5.2.2). Auf einer dritten Stufe sind dann Vorschläge für die
Implementierung spezifischer Schutzvorschriften angesiedelt, die zum Ziel haben,
die mit der mündlichen Verhandlung und dem Risiko einer persönlichen Konfron-
tation mit dem Täter einhergehenden Ängste und Gefahren sekundärer Viktimisie-
rung auch hier zu minimieren (Punkte 5.2.3 bis 5.2.7). Abschließend wird, in aller
Kürze, die frühere Diskussion um den potenziellen Nutzen einer größeren materiel-
len Bindungswirkung strafrichterlicher Feststellungen für die Zivilgerichte noch
einmal aufgegriffen und bewertet (Punkt 5.2.8).
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5.2.1 Aufwertung bzw. Funktionserweiterung des Adhäsions-
verfahrens

Der erste Vorschlag greift die aufgezeigten signifikanten Unterschiede zwischen
dem Strafverfahren und dem Zivilprozess auf. Diese werden besonders augen-
scheinlich im Fall des Adhäsionsverfahrens. Dort wird über Schadensersatz-
ansprüche des Opfers unter den vorteilhaften – opfersensiblen bzw. -sensibleren –
prozeduralen Rahmenbedingungen der Strafprozessordnung entschieden. Diese
umfassen neben dem oben dargestellten vielfältigen Katalog opferschützender Re-
gelungen eine Reihe zusätzlicher Vorteile:330 Von besonderer Bedeutung sind die
Vermeidung zusätzlicher, gegebenenfalls mehrfacher Verhandlungen und Verneh-
mXQJeQ iQ eiQem seSarateQ =ivilSro]ess� die 0|JlichNeit� als Ä=eXJe iQ eiJeQer
Sache³ aXf]XtreteQ� XQd der AXsschlXss der :iderNlaJe� 'arüEer hiQaus kann das
Opfer in seiner Rolle als Adhäsionskläger in vielfältiger Weise von den Verfah-
rensregeln des Inquisitionsprozesses profitieren, insbesondere im Hinblick auf die
Beweissituation. Ein prozesstaktischer Vorteil ergibt sich ferner aus dem Entschei-
dungsverbund mit der Anklage, welcher der Vergleichsbereitschaft des (mutmaßli-
chen) Täters häufig zuträglich sein dürfte. Schließlich profitiert das Opfer von dem
Wegfall von Vorschusspflichten und der Streitwertgrenzen sowie dem Umstand,
dass Absehensentscheidungen im Falle unzulässiger oder unbegründeter Forderun-
gen nicht in Rechtskraft erwachsen.331

Mit völlig anderen prozessualen Rahmenbedingungen ist das Opfer hingegen kon-
frontiert, wenn es seine Ansprüche wahlweise auf dem Zivilrechtsweg verfolgt oder
wenn es auf diesen Rechtsweg angewiesen ist. Letzteres ist stets der Fall, wenn es
um die Geltendmachung anderer als der gegenwärtig unter § 403 StPO zulässigen
vermögensrechtlichen Ansprüche geht, wenn ein Hauptverfahren nicht stattfindet,
der Angeklagte freigesprochen wird, das Verfahren eingestellt wird oder ein Strafbe-
fehl ergeht und der Täter keinen Einspruch einlegt. Dasselbe gilt, wenn das Opfer in
Regress genommen wird. Besonders spürbar werden die Unterschiede für Opfer, die
zunächst an einem Strafverfahren teilgenommen haben und von den dort geltenden
hohen Opferschutzstandards profitieren konnten. Sie könnten sich dann im Zivilpro-
]ess iQ eiQe aQdere Sro]essXale Ã:irNlichNeitµ verset]t fühleQ� Zas sXEMeNtiv Qicht
nur als unangemessen empfunden werden könnte, sondern auch im Hinblick auf die
Problematik sekundärer Viktimisierung zusätzliche Brisanz erhielte.

Da die signifikant unterschiedlichen prozessualen Rahmenbedingungen, wie ge-
zeigt, systembedingt sind und allenfalls punktuell ausgeglichen werden können,
könnte es zielführend sein, den Zugang zum Adhäsionsverfahren zu erweitern. Be-

____________

330 Siehe z.B. Velten in: SK-StPO, vor §§ 403–406c, Rn. 5; Dallmeyer 2005; Werner in:
Werner & Felber 2016, 29 f.

331 § 406 Abs. 1 S. 3 und Abs. 3 S. 3 StPO; ausführlicher Felber in: Weiner & Felber
2016, 98 ff.



5.2 Konkrete Vorschläge 81

denkenswert könnte daher eine Erweiterung der im Adhäsionsverfahren zu behan-
delnden Fragen über die nach der heutigen Fassung des § 403 StPO verhandelbaren
vermögensrechtlichen Ansprüche hinaus sein. Mit einer solchen Erweiterung könn-
ten Opfer, wenn sie es wünschen, häufiger als bislang von den vorteilhaften pro-
zessualen Rahmenbedingungen im ÃSchXt]raXm StrafSro]essµ GeEraXch macheQ�
Mit einem Transfer weiterer Fallgruppen in das Adhäsionsverfahren bestünde die
Möglichkeit, die Reichweite des strafprozessualen Opferschutzes zu erweitern,
ohne in das traditionelle Regelungsgefüge der adversatorischen Verfahrensordnun-
gen eingreifen zu müssen.

Idealiter wäre das Adhäsionsverfahren dann eine Art Wahlinstrument des Opfers
zur Durchsetzung sämtlicher Ansprüche, die mit der Straftat in Verbindung stehen.
AllerdiQJs Qicht als Ä=ZaQJsadhlsioQsverfahreQ³� Zie es iQ der laQJeQ rechts-
politischen Diskussion um diese prozessuale Alternative mitunter diskutiert wur-
de,332 sondern im Sinne einer Wahlgerichtsbarkeit. Damit einher ginge eine Funk-
tionserweiterung des Adhäsionsverfahrens. Ratio wäre dann nicht mehr nur der
Beschleunigungsgedanke, der seine Einführung und sukzessive Erweiterung we-
sentlich bestimmt hat,333 sondern die Zurverfügungstellung einer prozessualen Op-
tion unter bestmöglichen Opferschutzstandards, wie sie das Zivilprozessrecht auch
in Zukunft wohl nur bedingt bieten kann.

Eine solche Konzeption könnte möglicherweise auch einige Grundgedanken der
'isNXssioQ Xm eiQe soJ� Ä3arallel -Xstice³334 aufgreifen, freilich bezogen auf das
Adhäsionsverfahren als in Funktion und Reichweite erweitertes Verfahrensangebot
zur Behandlung von Opferansprüchen – und nicht etwa als politisches Vehikel zur
Einschränkung oder gar Abschaffung der Nebenklage, was keinesfalls wünschens-
wert wäre.335 Denkbar wäre ferner, die Behandlung der nichtstrafrechtlichen Fra-
gen mittels eines Verfahrens-Interlokuts von der Strafverhandlung abzutrennen und
in einem eigenen, gesonderten Verfahrensabschnitt zu verhandeln. Die Verhand-
lungsführung könnte insoweit auch einem dafür zuständigen (Einzel-)336Richter
übertragen werden.

Allerdings wäre die Reichweite eines solchen Modells in seiner gegenwärtigen
Grundstruktur sachlich begrenzt. Nicht erfasst wären damit Fallkonstellationen, in

____________

332 In diesem Sinne etwa Greiner 2011.
333 Das Opfer soll einfacher und schneller, d.h. ohne zusätzliche Zivilklage, einen voll-

streckbaren Titel bekommen können; Kaiser 1992; Velten in: SK-StPO; Weiner &
Felber 2016. Ausführlicher auch Spiess 2008, 16 ff.

334 Von Galen 2013; Pfeiffer 2014.
335 Beide Instrumente haben völlig unterschiedliche Funktionen; in diesem Sinne auch

Schöch 2014.
336 So könnte im Rahmen der Zuständigkeitsverteilung zum Beispiel je ein – ggf. in Ad-

häsionssachen besonders geschultes – Mitglied jeder Strafkammer diese Aufgabe
übertragen bekommen. Auch andere Lösungsmodelle wären denkbar.
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denen das Opfer Ansprüche gegen Dritte erhebt (beispielsweise Pressesachen we-
gen unangemessener Berichterstattung) sowie alle Verfahrenskonstellationen, in
denen das Opfer beklagte Partei ist (es sei denn, man würde das Widerklageverbot
aufheben). Nicht übertragbar wären ferner ArbGG- und SGG-Sachen. Einen selbst-
ständigen Bereich bilden ferner die Gewaltschutzverfahren nach §§ 210 ff. FamFG.
Versperrt wäre der Zugang schließlich auch in allen Fällen, die erst gar nicht in das
Hauptverfahren münden.337

Auch bei einer Erweiterung des Adhäsionsverfahrens in dem hier diskutierten Sin-
ne würden die Praxisprobleme, die das Adhäsionsverfahren aktuell kennzeichnen,
freilich nicht per se gemindert. Die restriktive, oft als wenig opferfreundlich kom-
mentierte Rechtsprechung338 hat ihre tieferen Ursachen in der begrenzten Kompati-
bilität der von dem Amtsermittlungs- und dem Beibringungsgrundsatz geprägten
unterschiedlichen Verfahrensteile.

Erforderlich wäre daher in jedem Fall eine grundlegende Überarbeitung der §§ 403
ff. StPO. Dies würde den Rahmen dieser explorativen Studie sprengen.

5.2.2 Minimierung oder umfassende Freistellung von Kostenrisiken

Grundsätzlich sollten Opfer die Möglichkeit der durchgehenden Rechtsvertretung
haben. Das entlastet sie strukturell am besten von den Belastungen, die mit der
Prozessführung verbunden sind. Freilich kann es nicht darum gehen, in Verfahren
mit Opferbezug einen allgemeinen Anwaltszwang einzuführen. Dies wäre zum
einen ein sehr weitgehender Eingriff in die tradierten allgemeinen Regelungen zur
Rechtsvertretung bei den Amts-, Land- und Fachgerichten. Zum anderen sollte die
Entscheidung über die Beiziehung einer anwaltlichen Vertretung wie alle Opfer-
rechte optional ausgestaltet sein.

Wie dargestellt sind die Parteien im Zivilverfahren mit höheren Kostenrisiken kon-
frontiert als Opfer im Strafverfahren (selbst wenn sie dort als Nebenkläger formal
am Verfahren beteiligt sind). Dies betrifft neben den Kosten für die eigene Rechts-
vertretung die Verfahrenskosten sowie die außergerichtlichen Kosten der gegneri-
schen Partei einschließlich der gesetzlichen Gebühren und Auslagen.339 Das für
Opfer ungünstige zivilrechtliche Kostenverteilungsprinzip gilt grundsätzlich auch
im Adhäsionsverfahren. Auch im günstigen Fall einer Beiordnung nach §§ 121
Abs. 1, 2 ZPO bzw. § 404 Abs. 5 S. 5 StPO umfasst die kostenrechtliche Entlas-
tungswirkung wie im Strafverfahren lediglich die eigenen Kosten.340

____________

337 Das sind in der Praxis mehr als drei Viertel aller strafrechtlichen Ermittlungsverfah-
ren, vgl. Statistisches Bundesamt, Staatsanwaltschaften 2015, Tab. 2.4.1 u. 2.4.2.

338 Nachweis bei Schroth 2011, Rn. 339 ff.;Weiner & Felber 2016.
339 Siehe oben Punkt 4.2.4.
340 Einzelheiten bei Schneckenberger in: Weiner & Felber 2016, 152 ff.
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Eine Minimierung bzw. vollständige Freistellung von Kostenrisiken wäre daher
empfehlenswert. Als Minimallösung wäre mindestens der Wegfall der Bedürftig-
keitsprüfung bei der Prozesskostenhilfe wünschenswert. Darüber hinaus wird die
Ergänzung und partielle Ersetzung des zivilprozessualen PKH-Modells in Anleh-
nung an das strafprozessuale Beiordnungsmodell vorgeschlagen. Eine solche Sys-
temänderung hätte Bedeutung über die Zivilverfahren im engeren Sinne hinaus. Sie
könnte zugleich dazu beitragen, einen der mutmaßlich wesentlichen Gründe für die
relative Bedeutungslosigkeit des Adhäsionsverfahrens zu beseitigen: das im Ge-
gensatz zum Strafverfahren nicht nur finanziell höhere, sondern zugleich – selbst
bei vorheriger anwaltlicher Beratung341 – schwer kalkulierbare Kostenrisiko.342

Eine Besserstellung in zivilen Verfahren könnte (jedenfalls in einem ersten Schritt)
auf Fälle im Sinne von § 397a Abs. 1 StPO beschränkt werden. Die Privilegierung
dieser Opfergruppen ist in Anbetracht der zugrunde liegenden schweren Strafta-
ten343 oder der persönlichen Situation344 angezeigt, welche die Gefahr der sekundä-
ren Viktimisierung besonders evident erscheinen lassen, sodass jedenfalls bei die-
sen Opfern ein entsprechendes Schutzbedürfnis auch über das Strafverfahren
hinaus vorliegen kann. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass die Kostenlast für
die betroffenen Opfer nicht nur unmittelbare finanzielle Konsequenzen, sondern
darüber hinaus auch potenzielle viktimologische Relevanz hat. Eine anwaltliche
Vertretung ist in dieser Situation nicht nur im Hinblick auf die in zivilrechtlichen
Fragen wichtige juristische Beratung von Bedeutung, sondern auch wegen der Ver-
tretungsfunktion, die zugleich ein wesentlicher Beitrag zur Abschirmung des Op-
fers vor dem Prozessgegner sein kann. Über diesen direkten Nutzen hinaus kann
ein erweiterter Beiordnungsanspruch auch verhindern, dass verunsicherte Betroffe-
ne auf den – aus viktimologischer Perpektive – dringend erforderlichen Beistand
nur deshalb verzichten, weil sie das Kostenrisiko scheuen.345

Um dieses Ziel zu erreichen, erscheint eine Verankerung in den bereits existieren-
den Regelungen der StPO mit einer Öffnungsklausel für andere Verfahren empfeh-
lenswert. Die Regelung passt sachlich am besten in den Regelungskontext des fünf-
ten Buchs der StPO, das alle wesentlichen Bestimmungen, die die prozessuale
Stellung des Opfers betreffen, bündelt. Auf der Basis einer solchen technischen
Umsetzung wäre der wünschenswerte Konnex zu strafrechtlich relevanten Fällen
gewahrt, was zugleich als Vorkehrung gegen möglichen Missbrauch durch Unbe-

____________

341 Die Kosten dieser Beratung sind ihrerseits in zahlreichen typischen Situationen nicht
erstattungsfähig; siehe Schroth 2011, Rn. 391.

342 Weiner in: Weiner & Felber 2016, 35 f.
343 § 397a Abs. 1 Nr. 1, 2 (erster HS), 3 StPO.
344 § 397a Abs. 1 Nr. 2 (zweiter HS), 4, 5 StPO.
345 Velten in: SK-StPO, § 397a Rn. 2. Siehe zur gesetzgeberischen Ratio des § 397a StPO

auch BT-Drucks. 16/12098, 9 f.
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rechtigte im Zivilprozess wirkt. Daher sollte die Privilegierung auf Fälle beschränkt
werden, in denen diese bereits im Strafverfahren bewilligt wurde. Die Strafgerichte
haben darüber hinaus auch die erforderliche Sachkunde für diese Entscheidung. Ein
weiterer praktischer Vorteil dieser Lösung wäre, dass nur ein Antrag und eine ge-
richtliche Entscheidung für das bzw. die weiteren Verfahren erforderlich wären.
Bereits jetzt gilt bezogen auf das Strafverfahren, dass eine Beiordnungsent-
scheidung, egal in welchem Stadium sie erfolgt, sich auf das gesamte weitere Ver-
fahren erstreckt.346 Eine Erweiterung im hier vorgeschlagenen Sinne würde dann
eine durchgehende rechtliche Betreuung des Opfers auch über das Strafverfahren
hinaus ermöglichen und das Opfer zugleich vor dem Risiko späterer abweichender
Entscheidungen schützen.

Um nicht nur das Adhäsionsverfahren zu erfassen, wäre zusätzlich eine Öffnungs-
klausel über die Beendigung des Strafverfahrens hinaus erforderlich. Denn Zivil-
klagen schließen sich in der Regel erst an das Strafverfahren an (in Fällen von
§ 823 Abs. 2 BGB ist diese Reihenfolge systematisch auch entsprechend angelegt).
Zu denken wäre ferner an besondere Konstellationen in Gewaltschutzsachen. Diese
sind in aller Regel strafrechtlich relevant, finden zeitlich aber vorgelagert statt; ge-
gebenenfalls wäre daher an eine ergänzende Regelung für Fälle zu denken, die
nicht zwangsläufig ins strafrechtliche Ermittlungsverfahren münden.347

Anknüpfungssachverhalt und Anknüpfungsnorm sollte daher § 397a StPO sein, der
um folgende Regelungselemente zu ergänzen wäre, die unmittelbar an Abs. 1 an-
schließen und vorzugsweise in einem eigenen neuen § 397a Abs. 1a StPO platziert
und wie folgt formuliert werden könnten:

____________

346 BGH, NStZ 2009, 297.
347 In diesen Fällen bieten die §§ 397a/406h i.V.m. § 395 Abs. 1 Nr. 5 StPO derzeit nur

unzureichenden Schutz.

348 Je nach Präferenz könnten einzelne weitere Verfahrensarten ergänzt werden, gegebe-
nenfalls auch unter Einbeziehung von OEG-Sachen.

349 Eventuell könnte an eine zeitliche Begrenzung gedacht werden.

350 Die einzelnen Punkte stehen unabhängig voneinander. Im Hinblick auf die Reichweite
und finanziellen Konsequenzen kann über die Erstattungsfähigkeit der einzelnen Kos-
tenpositionen gesondert entschieden werden.

§ 397a Abs. 1a [neu] StPO [1]

1Die Beiordnung erstreckt sich auf andere gerichtliche Verfahren über [zi-
vilrechtliche348] Ansprüche, die mit der Straftat, die zur Nebenklage be-
rechtigt, in Zusammenhang stehen; dies gilt auch nach der rechtskräfti-
gen Beendigung des Strafverfahrens.349
2Erstattungsfähig sind in diesen Fällen auch die gesetzlichen Gebühren
und Auslagen i.S.v. § 91 Abs. 2 ZPO der anderen Partei und die Gerichts-
kosten.350
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Ergänzend sollte in § 397a Abs. 2 für die Fälle der Prozesskostenhilfe die beste-
hende Ausnahmeklausel des S. 2 um eine Regelung betreffend die gegnerischen
Kosten wie folgt ergänzt werden:

Für das Adhäsionsverfahren müsste eine Folgeregelung ergänzt werden. Ohne eine
solche Ergänzung wären die Adhäsionskläger benachteiligt. Konkret könnte in
§ 404 Abs. 5 S. 2 StPO ein einfacher Verweis auf § 397a Abs. 1a S. 2 StPO (neu)
eingefügt werden, der wie folgt formuliert werden könnte:

Aus Gründen der Gleichstellung der potenziell Betroffenen sollte darüber hinaus-
gehend über eine Anpassung der Beschwerdemöglichkeiten nachgedacht werden.
Nachdem die Unanfechtbarkeit der gerichtlichen Entscheidungen nach § 397a im
Jahr 2013 abgeschafft worden ist,352 wäre zu empfehlen, § 404 Abs. 5 S. 3 letzter
HS ebenfalls zu streichen, sodass auch diese Entscheidungen entsprechend rechts-
mittelfähig werden.

Zusätzlich wäre eine (echte oder deklaratorische) Verweisnorm zu dem erweiterten
§ 397a StPO in der ZPO (§§ 114 ff.) erforderlich. Diese Verweisnorm würde ihrer-
seits von den Generalverweisen in ArbGG, FamFG und SGG miterfasst, sodass ein
einheitlicher Standard für alle relevanten Verfahrensarten gewährleistet ist. Die
Verweisnorm könnte entweder in § 121 ZPO eingefügt oder als spezifischer Sach-
verhalt in einem neuen § 121a ZPO ausgestaltet werden:

____________

351 Siehe oben Nr. [1].
352 Siehe oben Fn. 213.

§ 397a Abs. 2 [ergänzt] StPO [2]

2§ 114 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz, Absatz 2, § 121 Absatz 1 bis 3 so-
wie § 123 der Zivilprozessordnung sind nicht anzuwenden.

§ 404 Abs. 5 [ergänzt] StPO [3]

1Dem Antragsteller und dem Angeschuldigten ist auf Antrag Prozesskos-
tenhilfe nach denselben Vorschriften wie in bürgerlichen Rechtsstreitig-
keiten zu bewilligen, sobald die Klage erhoben ist. 2§ 121 Abs. 2 der Zi-
vilprozessordnung gilt mit der Maßgabe, dass dem Angeschuldigten, der
einen Verteidiger hat, dieser beigeordnet werden soll; dem Antragsteller,
der sich im Hauptverfahren des Beistandes eines Rechtsanwalts bedient,
soll dieser beigeordnet werden; § 397a Abs. 1a S. 2 [neu351] gilt entspre-
chend. 3Zuständig für die Entscheidung ist das mit der Sache befasste
Gericht; die Entscheidung ist nicht anfechtbar.
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Um Betroffene in Gewaltschutzverfahren auch dann einzubeziehen, wenn parallel
nicht mindestens ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren stattfindet, wird ferner
empfohlen, eine entsprechende Ergänzung in das FamFG aufzunehmen, die auch
diese besondere Fallkonstellation erfasst.354 Die Vorschrift wäre sachlich im 7.
Abschnitt des Zweiten Buchs (Verfahren in Gewaltschutzsachen) einzufügen und
könnte beispielsweise als neuer § 212a FamFG normiert werden:

Alternative 1:

Alternativ zu den bis hierher erörterten Neuregelungen für eine bessere Kostende-
ckung innerhalb des Systems der Beiordnung und der PKH wäre auch die Schaf-
fung eines separaten Ausgleichsystems für Kostenansprüche der gegnerischen Par-
tei (Täter) gegenüber der Staatskasse denkbar. Ein solcher Anspruch würde
sachlich eigentlich in den Regelungskontext des OEG passen, systematisch jedoch
nicht, da es in die Kriegsopferfürsorge verweist. Versorgungsämter wären wohl
nicht der passende Schuldner für einen Kostenausgleich.

Alternative 2:

Für minderjährige Opfer könnte alternativ für alle Verfahrensarten ein Verfahrens-
EeistaQd iQ AQlehQXQJ aQ deQ Ä.iQderaQZalt³ im )amilieQverfahreQ �vJl� � ���
FamFG) eingeführt werden. Anders als nach dem Kinderbeistandsgesetz in Öster-
reich,356 das die Kosten auf die Parteien überträgt, sollte das Angebot für die Betei-
ligten kostenneutral sein.

____________

353 Siehe oben Nr. [1].
354 Siehe oben Fn. 347.
355 Siehe oben Nr. [1] und [2].
356 Siehe hierzu oben Punkt 4.5.1.

§ 121a [neu] ZPO [4]

1Handelt es sich um ein Verfahren, dessen Gegenstand mit einer Straftat,
die nach der Strafprozessordnung zur Nebenklage berechtigt, in Zusam-
menhang steht, so findet abweichend von § 121 die Vorschrift des § 397a
Abs. 1a [neu353] der Strafprozessordnung Anwendung. 2§ 121 Abs. 3 und
§ 123 gelten nicht.

§ 212a [neu] FamFG [5]

1Dem Antragsteller stehen die Rechte eines Nebenklägers gem. § 397a
[neu355] der Strafprozessordnung zu. 2Die Entscheidungen trifft das nach
§ 211 zuständige Gericht.
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5.2.3 Erweiterung der einfachen Prozessbegleitung und der psychoso-
zialen Prozessbegleitung

Wie dargestellt, sind die Vorschriften zum zivilprozessualen Beistandsrecht anders
konstruiert als im Strafverfahren, nämlich als Beistandsrecht mit Vertretungs-
funktion.357 Entsprechend präzise sind die zulassungsfähigen Personengruppen
definiert. Darum geht es bei der einfachen Prozessbegleitung durch eine Vertrau-
ensperson nicht. Ein echter Anspruch auf eine solche Unterstützung fehlt. Dasselbe
gilt für die professionelle Unterstützung durch eine fachlich ausgebildete psycho-
soziale Begleitperson. Die Übertragung beider Ansprüche in andere Prozessord-
nungen wird daher ebenfalls empfohlen.

(a) Das Recht auf die Begleitung der Parteien durch eine Vertrauensperson könnte
unmittelbar in den Regelungskontext des § 90 ZPO eingebaut werden. Da ein sol-
ches Recht die Chancengleichheit der Parteien nicht tangiert und auch kostenneut-
ral ist, kann sie alternativ für alle oder jedenfalls für alle nebenklagebefugten Opfer
gewährt werden. Sie ist in sämtlichen Verfahrensarten sinnvoll. Die im Wesentli-
chen ähnlich konzipierten §§ 12 FamFG, 11 Abs. 6 ArbGG, 73 Abs. 7 SGG
bräuchten dann lediglich um eine entsprechende Verweisklausel ergänzt zu werden.
Die Grundregelung könnte man beispielsweise als neuen § 90 Abs. 3 ZPO imple-
mentieren und wie folgt formulieren:

Die Verweisnormen könnten in den anderen Prozessordnungen gleichlautend sein.
Da der Schutzzweck der Regelung nicht allein auf die psychologische Unterstüt-
zung im Hinblick auf eine mögliche Begegnung mit dem Täter ausgerichtet ist,
sondern zugleich Schutz in der aufgrund des Prozessgegenstandes (die Viktimisie-
rung und ihre Folgen) potenziell belastenden Situation sowie gegenüber dem Ge-
richt vermitteln soll, ist die Regelung auch im Arbeits- und Sozialgerichtsprozess
von Relevanz. Die Verweise könnten wie folgt formuliert werden:

____________

357 Siehe oben Punkt 4.2.3(b).
358 Bei Einführung eines Antragserfordernisses müsste auch eine ergänzende Regelung

über Entscheidung und mögliche Rechtsmittel gegen die Entscheidung eingebaut
ZerdeQ� ]�%�� ÄhEer deQ AQtraJ eQtscheidet der 9orsitzende. Die Entscheidung ist
XQaQfechtEar�³

§ 90 Abs. 3 [neu] ZPO [6]

1Handelt es sich um ein Verfahren, dessen Gegenstand mit einer Straftat
[, die nach der Strafprozessordnung zur Nebenklage berechtigt,] in Zu-
sammenhang steht, können die Parteien [auf Antrag358] auch mit einer an-
deren Person ihres Vertrauens erscheinen, wenn sie zugleich Verletzte
dieser Straftat sind. 2Die Vertrauensperson ist gemeinsam mit der Partei
zur Anwesenheit berechtigt. 3Die Absätze 1 Satz 2 bis 4 und 2 gelten nicht.
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(b) Die Übertragung des Anspruchs auf psychosoziale Prozessbegleitung sollte
sowohl im Hinblick auf die Erforderlichkeit als auch auf die Kosten enger begrenzt
werden. Eine grundsätzliche Orientierung kann das österreichische Recht bieten,
das bislang Vorreiter bei der Einführung im Zivilprozess ist.360 Zwei wesentliche
Grundsätze sollten von dort sinngemäß übernommen werden: Zum einen muss der
Gegenstand des Zivilverfahrens auch hier in sachlichem Zusammenhang mit dem
Gegenstand des Strafverfahrens stehen, zum anderen muss psychosoziale Prozess-
begleitung bereits im Strafverfahren gewährt worden sein.

Anknüpfungssachverhalt und Anknüpfungsnorm könnte auch hier die straf-
prozessuale Regelung sein. Die Entscheidung im Strafverfahren könnte in ihrer
Wirkung entsprechend auf die Zivilverfahren ausgedehnt werden. Damit wären
wiederum der sachliche Konnex zu einem strafrechtlich relevanten Ausgangsge-
schehen hergestellt und durch die einmalige Zulassungsentscheidung frühzeitig
Rechtssicherheit sowie eine durchgängige Betreuung sichergestellt. Die Differen-
zierung der Beiordnungsberechtigten gem. § 406g Abs. 3 StPO sollte ebenfalls
beibehalten werden. Durch eine ergänzende Verweisnorm in der ZPO und dem
FamFG müsste der Anspruch dann ebenfalls noch formal in diese Verfahren inkor-
poriert werden. Da die Gefahr einer unmittelbaren Konfrontation mit dem Täter in
arbeitsgerichtlichen und in OEG-Verfahren nicht evident ist, erscheint eine Erstre-
ckung auf diese Verfahrensarten nicht angezeigt.

Die Erweiterung könnte in § 406g StPO als neuer Abs. 3a eingefügt und wie folgt
formuliert werden:

In die ZPO und das FamFG müssten wiederum entsprechende Verweisnormen ein-
gefügt werden. In einer engeren Variante könnte die Übertragung auf Fälle mit
beigeordnetem Prozessbegleiter gem. § 406g Abs. 3 begrenzt werden. Eine weiter
gefasste Variante könnte direkt an die grundsätzlich allen Opfern zustehenden
____________

359 Vgl. Formulierungsvorschlag Nr. [6].
360 Siehe oben Punkt 4.5.1.
361 Siehe oben Fn. 349.

§ 12 S. 6 FamFG / § 11 Abs. 6 S. 6 ArbGG / [7]

§ 73 Abs. 7 S. 6 SGG [neu]
6§ 90 Abs. 3 [neu359] der Zivilprozessordnung gilt entsprechend.

§ 406g Abs. 3a [neu] StPO [8]

Die Rechte aus Absatz 1 sowie die Beiordnung nach Absatz 3 erstrecken
sich auf andere gerichtliche Verfahren über [zivilrechtliche] Ansprüche,
die mit der Straftat, die zur psychosozialen Prozessbegleitung berechtigt,
in Zusammenhang stehen; dies gilt auch nach der rechtskräftigen Been-
digung des Strafverfahrens.361
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Rechte aus § 406g Abs. 1 anknüpfen; in diesem Fall müssten die Komplementär-
normen in der ZPO und im FamFG über die Verweisfunktion hinaus auch eine Un-
tersagensermächtigung entsprechend § 406g Abs. 4 StPO vorsehen.

Für den Zivilprozess sollte eine eigenständige Regelung im Anschluss an § 90 ZPO
geschaffen werden. Ein möglicher § 90a ZPO (neu) könnte in der engeren Variante
die folgenden Elemente enthalten:

Die weiter gefasste Alternativvariante sollte die folgenden Elemente enthalten:

Auch im FamFG bedürfte es einer entsprechenden Regelung. Eine einfache dekla-
ratorische Verweisnorm auf § 90a (neu) ZPO erscheint allerdings nicht hinrei-
chend. Denn es sollten grundsätzlich auch diejenigen Fälle berücksichtigt werden,
die kein oder noch kein strafrechtliches Ermittlungsverfahren zur Folge haben. Für
diese Fälle könnte eine vorläufige Entscheidung durch das Familiengericht vorge-
sehen werden. Diese sollte allerdings keine Bindungswirkung für ein späteres
Strafverfahren haben. Da es sich bei Gewaltschutzsachen um eine spezifische Fall-
gruppe362 handelt, sollte auf eine weitere Differenzierung der Berechtigten entlang
der Personengruppen gem. § 406g Abs. 2 S. 1 und 2 StPO verzichtet werden. Statt-
dessen sollten alle Betroffenen die Chance auf eine vorläufige Beiordnung haben.

____________

362 Siehe § 210 FamFG.

§ 90a [neu] ZPO [9]

1Handelt es sich um ein Verfahren, dessen Gegenstand mit einer Straftat
in Zusammenhang steht, hat eine Partei, die Verletzte dieser Straftat ist,
das Recht auf psychosoziale Prozessbegleitung entsprechend § 406g der
Strafprozessordnung, sofern ihr im Strafverfahren bereits ein psychoso-
zialer Prozessbegleiter beigeordnet worden ist. 2§ 406g Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 2 der Strafprozessordnung gelten entsprechend.

§ 90a [neu] ZPO [9a]

(1) 1Handelt es sich um ein Verfahren, dessen Gegenstand mit einer Straf-
tat in Zusammenhang steht, hat eine Partei, die Verletzte dieser Straf-
tat [im Sinne von § 395 / § 397a Abs. 1 der Strafprozessordnung] ist,
das Recht auf psychosoziale Prozessbegleitung entsprechend § 406g
Absatz 1 der Strafprozessordnung, sofern sie diese bereits im Straf-
verfahren wahrgenommen hat. 2§ 406g Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der
Strafprozessordnung gelten entsprechend.

(2) 1Einem nicht beigeordneten psychosozialen Prozessbegleiter kann die
Anwesenheit bei der Vernehmung der Partei untersagt werden, wenn
dies den Untersuchungszweck gefährden könnte. 2§ 406g Abs. 4 der
Strafprozessordnung gilt entsprechend.
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Eine solche Regelung wäre vorzugsweise im Anschluss an den zuvor ebenfalls
empfohlenen neuen § 212a als § 212b (neu) FamFG einzufügen:

5.2.4 Opfersensible Beschränkung der Anordnung des persönlichen
Erscheinens

Die Anordnung des – im Regelfall gleichzeitigen – Erscheinens der Parteien birgt
ein systematisches Risiko des persönlichen Aufeinandertreffens von Opfer und
Täter.364 Daher erscheint eine opfersensible Beschränkung dieses Instruments an-
gezeigt. Hierfür kommen zwei Ansatzunkte in Betracht, die sich idealiter komple-
mentär ergänzen, je nach Fallkonstellationen aber auch jeweils einzeln potenzielle
Schutzwirkung entfalten können: zum einen die Beschränkung der Anordnung des
persönlichen Erscheinens als solcher, zum anderen Vorkehrungen für eine begeg-
nungsfreie Befragungssituation. Beide Elemente lassen sich einfacher einsetzen,
wenn eine durchgehende (anwaltliche) Vertretungsmöglichkeit gewährleistet ist.
Insoweit besteht eine mittelbare Verbindung zu Punkt 5.2.2.

(a) Die opfersensible Beschränkung der Anordnung des persönlichen Erscheinens
wäre technisch lösbar durch eine inhaltliche Erweiterung des § 141 ZPO in einem
neuen, zusätzlichen Abs. 1 Satz 3. Denn nach gegenwärtiger Rechtslage beziehen
sich die Gründe, die ein Absehen von der entsprechenden Anordnung begründen
können, primär auf organisatorische Kriterien (große Entfernung, Verhinderung
wegen Krankheit); Opferschutz ist bislang kein expliziter Normzweck. Wenn das
persönliche Erscheinen aber grundsätzlich bereits aus den genannten organisatori-
schen Gründen verzichtbar erscheint, sollte dies erst recht aus Gründen des Opfer-
schutzes möglich sein.

Für eine solche Neuregelung sind verschiedene Lösungen mit unterschiedlicher
Reichweite denkbar. Eine einfache Lösung wäre die Einführung einer expliziten
Anhörungspflicht. Das Absehen aus Opferschutzerwägungen wäre dann unter das
0erNmal ÄaXs soQstiJem ZichtiJeQ GrXQd Qicht ]X]XmXteQ³ ]X sXEsXmiereQ� 'ie
konkrete Belastungssituation müsste von der Opferpartei dargelegt und vom Ge-
richt gewürdigt werden. Der Bezug auf die persönliche Qualifikation einer der Par-
____________

363 Siehe oben Nr. [9/9a].
364 Siehe oben Punkt 4.2.2(a).

§ 212b [neu] FamFG [10]

1Die Vorschriften des § 90a [neu363] der Zivilprozessordnung über psycho-
soziale Prozessbegleitung gelten entsprechend. 2Auf Antrag kann das Ge-
richt einen psychosozialen Prozessbegleiter vorläufig beiordnen. 3Die
Beiordnung wirkt nur für das Verfahren nach § 210 und endet, wenn ein
Strafgericht eine neue Entscheidung nach § 406g Absatz 3 der Strafpro-
zessordnung getroffen hat.
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teien gem. § 397a StPO sollte hierfür eigentlich ausreichend sein; eine grundsätzli-
che Anerkennung durch die Rechtsprechung steht allerdings bislang aus. Eine sol-
che einfache Variante des § 141a Abs. 1 S. 3 (neu) ZPO könnte wie folgt lauten:

Alternativ könnte eine Antragsregelung für besonders schutzbedürftige Opfer im
Sinne des § 397a StPO eingeführt werden, vorzugsweise ebenfalls kombiniert mit
einer Pflicht zur Anhörung beider Parteien, die hier systematisch auf die Absehens-
entscheidung auszurichten wäre. Diese Variante des vorgeschlagenen § 141a Abs. 1
S. 3 (neu) ZPO würde sich dann wie folgt darstellen:

Eine dritte Variante könnte auf eine eindeutige inhaltliche Klarstellung gegründet
werden, gegebenenfalls ebenfalls kombiniert mit der Pflicht zur Anhörung der Par-
teien.

In allen Varianten kann das Gericht das persönliche Erscheinen gleichwohl anord-
nen; in der zweiten Variante wäre diese Möglichkeit etwas restriktiver ausgestaltet.

(b) Für den Fall, dass das Gericht das persönliche Erscheinen tatsächlich für erfor-
derlich hält, sollte – unabhängig von bzw. in Ergänzung zu den neuen Regelungs-
optionen gem. (a) zur Anordnung der Anwesenheit – die Möglichkeit einer begeg-
nungsfreien Verhandlung mit den zur Anwesenheit verpflichteten Parteien vor-
gesehen werden. Auch hierfür sind zwei alternative Wege bzw. Modelle denkbar.

Eine Lösungsalternative wäre eine räumliche Trennung der Parteien mit gleichzei-
tiger audiovisueller Übertragung. Dies wäre technisch umsetzbar durch eine An-
knüpfung an die Regelung des § 128a Abs. 1 ZPO, der ein solches Verfahren aus

§ 141 Abs. 1 S. 3 [neu] ZPO [11a]

3Die Parteien sind vor der Anordnung zu hören.

§ 141 Abs. 1 S. 3 [neu] ZPO [11b]

3Das Gericht soll von der Anordnung auf Antrag einer Partei, deren per-
sönliches Erscheinen angeordnet wurde, absehen, wenn die Partei in ei-
nem Strafverfahren, dessen Gegenstand in einem sachlichen Zusam-men-
hang mit dem Gegenstand des Verfahrens steht, privilegiert im Sinne des
§ 397a Abs. 1 der Strafprozessordnung ist; [die Parteien sind vor der Ent-
scheidung zu hören].

§ 141 Abs. 1 S. 3 [neu] ZPO [11c]

3Eine Unzumutbarkeit ist in der Regel auch anzunehmen, wenn eine Par-
tei, deren persönliches Erscheinen angeordnet werden soll, in einem
Strafverfahren, dessen Gegenstand in einem sachlichen Zusammenhang
mit dem Gegenstand des Verfahrens steht, privilegiert im Sinne des
§ 397a Abs. 1 der Strafprozessordnung ist; [die Parteien sind vor der An-
ordnung zu hören].
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Gründen der Prozessökonomie zulässt; Opferschutz ist auch hier – anders als bei-
spielsweise bei § 33 Abs. 1 S. 2 FamFG – kein expliziter Normzweck.365 Daher
wäre ein ergänzender klarstellender Satz wünschenswert, der diese technische Lö-
sung auch für den Opferschutz nutzbar macht. Dies wäre technisch umsetzbar
durch die Einfügung eines neuen § 128a Abs. 1 S. 2 ZPO:

Wahlweise oder alternativ könnte, in Anlehnung an die Regelung des § 33 Abs. 1
S. 2 FamFG, eine zeitlich versetzte Anhörung vorgesehen werden, ohne dass es der
logistisch aufwendigeren räumlich-technischen Trennungslösung im Sinne des
§ 128a bedürfte. Dementsprechend könnte § 141 Abs. 2 ZPO um einen neuen Satz
3 mit folgendem Wortlaut ergänzt werden:

Diese Ergänzung wäre auch ohne die zuvor diskutierten Möglichkeiten zur Be-
schränkung der Anordnung des persönlichen Erscheinens denkbar.

(c) § 33 FamFG enthält die bereits erwähnte eigenständige Regelung zur Anord-
nung des persönlichen Erscheinens und zur Anhörung; insoweit erscheint eine Er-
gänzung nicht erforderlich. Im ArbGG und SGG ist die Gefahr von Konfrontati-
onssituationen zwischen Opfer und Täter nicht evident; eine Schutzlücke ist daher
ebenfalls nicht erkennbar.

5.2.5 Opfersensible Beschränkung der Parteivernehmung

Die Vernehmung einer Partei zu Beweiszwecken ist im Zivilprozess ein Hilfsbe-
weis, der nur subsidiär zum Einsatz kommt.366 Man könnte daher erwägen, die
Parteivernehmung aus Gründen effektiven Opferschutzes in bestimmten Fällen
ganz auszuschließen. Ein vollständiger Ausschluss ist allerdings weder zielführend
noch sinnvoll, weil dieses Beweismittel in Fallkonstellationen ohne weitere tat-
____________

365 Siehe oben Punkt 4.2.2(c) und (d).
366 Siehe oben Fn. 220.

§ 128a Abs. 1 S. 2 [neu] ZPO [12]

2Dies gilt insbesondere dann, wenn eine Partei in einem Strafverfahren,
dessen Gegenstand in einem sachlichen Zusammenhang mit dem Gegen-
stand des Verfahrens steht, privilegiert im Sinne des § 397a Abs. 1 der
Strafprozessordnung ist.

§ 141 Abs. 2 S. 3 [neu] ZPO [13]

3 Ist eine der Parteien in einem Strafverfahren, dessen Gegenstand in ei-
nem sachlichen Zusammenhang mit dem Gegenstand des Verfahrens
steht, privilegiert im Sinne des § 397a Abs. 1 der Strafprozessordnung, so
soll die persönliche Anhörung dieser Partei auf Antrag in Abwesenheit der
anderen Partei erfolgen.
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sächliche Anknüpfungspunkte oder Beweismittel unverzichtbar ist. Er würde zu-
dem der Regelung des § 448 ZPO zuwiderlaufen, nach der die Parteivernehmung
auch von Amts wegen durch das Gericht angeordnet werden kann, wenn das Er-
gebnis der Verhandlung und einer etwaigen Beweisaufnahme nicht ausreicht, um
eine Überzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit einer zu erweisenden Tatsa-
che zu begründen. Würde man eine entsprechende Schutzregelung zugunsten von
Opfern einfügen, die eine Anordnung von Amts wegen in Opferfällen ausschließt,
müsste das Opfer dann jedoch in der Konsequenz auch die Folgen der ggf. ungüns-
tigen Beweislast tragen, wenn die Klage mangels hinreichender Beweise als unbe-
gründet abgewiesen würde.

Jedoch ist auch ein Rückgriff auf die räumlich-technische Schutzlösung im Weg
der Videovernehmung nach § 128a Abs. 2 ZPO möglich, der für die Parteiverneh-
mung anwendbar und grundsätzlich vor § 451 i.V.m. § 375 ZPO (s.u.) zu prüfen
ist.367 Ratio dieser Regelung ist allerdings – ebenso wie bei § 128a Abs. 1368 – bis-
lang die Verfahrensbeschleunigung und Prozessökonomie, nicht der Schutz der
aussagenden Person.369 Daher erscheint auch hier im Einklang mit der gleichfalls
empfohlenen Erweiterung des § 128a Abs. 1 ZPO eine entsprechende Ergänzung
sinnvoll. Gesetzestechnisch wäre dies mit der Ergänzung des bisherigen § 128a
Abs. 2 ZPO um einen neuen Satz 2 zu lösen:370

Eine Beschränkung der Anwesenheit der anderen Partei – also des Täters – wäh-
rend der Vernehmung der (Opfer-)Partei nach dem Vorbild des § 247 S. 2 StPO372

wäre im Parteiprozess schwerlich realisierbar, da neben dem Richter grundsätzlich
auch die jeweils andere Partei berechtigt ist, Fragen zu stellen. Eine Wegnahme
dieses Rechtes würde zugleich die Waffengleichheit beschränken. Ferner ist die
Vernehmung der beweispflichtigen (Opfer-)Partei – soweit sie nicht von Amts we-
gen erfolgt – gem. § 447 ZPO nur auf Antrag und mit Zustimmung der anderen
Partei (Täter) möglich. Die Gegenpartei wird eine solche Zustimmung jedoch kaum
erteilen, wenn sie selbst bei der Vernehmung nicht anwesend sein kann.

Um eine Konfrontation zu vermeiden, gleichzeitig aber Beweis erbringen zu kön-
nen, könnte eventuell auch auf die Beweisaufnahme durch den beauftragten oder

____________

367 Siebert in: Saenger, ZPO, § 128a Rn. 3.
368 Siehe oben Punkt 5.2.4(b).
369 Fritsche in: MüKo-ZPO, § 128a Rn. 10.
370 Siehe für eine mögliche modifizierte Fassung [13a] auch unten Punkt 5.2.7(c).
371 Siehe oben Nr. [12].
372 Entfernung [sic!] der Person aus dem Gerichtssaal; siehe oben Punkt 4.1.2.3(c).

§ 128a Abs. 2 S. 2 [neu] ZPO [14]

2Abs. 1 Satz 2 [neu371] ist entsprechend anzuwenden.
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ersuchten Richter nach den §§ 451 i.V.m. 375 ZPO zurückgegriffen werden. Nach
den Regeln des § 375 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1 ZPO darf einem Mitglied des Prozessge-
richts oder einem anderen Gericht die Aufnahme des Zeugenbeweises übertragen
werden, wenn von vornherein anzunehmen ist, dass das Prozessgericht das Beweis-
ergebnis auch ohne unmittelbaren Eindruck von dem Verlauf der Beweisaufnahme
sachgemäß zu würdigen vermag, und wenn zur Ausmittlung der Wahrheit die Ver-
nehmung des Zeugen an Ort und Stelle dienlich erscheint. Sachdienlichkeit ist da-
bei anzunehmen, wenn die Delegation bezweckt, einen höheren Wahrheitsgehalt zu
erzielen.373

Einer Übertragung vorausgehen muss damit eine Beweisprognose, da eine Übertra-
gung der Beweisaufnahme nur erfolgen darf, wenn von vornherein anzunehmen ist,
dass das Prozessgericht das Beweisergebnis auch ohne unmittelbaren Eindruck von
dem Verlauf der Beweisaufnahme sachgemäß zu würdigen vermag; dies wird je-
doch in aller Regel nicht anzunehmen sein, wenn von vornherein mit widerspre-
chenden Aussagen zu rechnen ist.374 Eine solche Widersprüchlichkeit wurde vom
OLG Köln in Anlehnung an die Rechtsprechung des BGH im Rahmen einer Scha-
densersatzklage wegen einer Schlägerei angenommen. In dem Urteil des OLG
Köln heißt es:

Ä1ach der 5echtsSrechXQJ des %G+ �1-:-RR 1997, 152), dem sich der Senat an-
schließt, kommt es auf die Glaubwürdigkeit der Zeugen an, wenn zwischen deren
Aussagen ein objektiver, nicht auflösbarer Widerspruch besteht. Die Wertung der
Glaubwürdigkeit der Zeugen setze aber die Vernehmung der Zeugen durch alle er-
kennenden Richter voraus, die sich einen persönlichen Eindruck von dem bzw. den
Zeugen machen müssen. Eine Ausnahme ist nach der Rechtsprechung des BGH
(NJW 1997, 1586 = LM H 6–1997 § 355 ZPO Nr. 15) nur zu machen, wenn das Ge-
richt in seiner Spruchbesetzung auf eine aktenkundige und der Stellungnahme durch
die Parteien zugängliche Beurteilung zurückgreifen kann; die formlose Unterrich-
tung eines Teils des Spruchkörpers über den von anderen Mitgliedern gewonnenen
Sers|QlicheQ (iQdrXcN JeQüJe daJeJeQ Qicht�³ 375

Solche ÄAXssaJe-gegen-AXssaJe³-Konstellationen sind in Verfahren mit Strafta-
thintergrund nicht ungewöhnlich. Daher ist der tatsächliche Nutzen dieser pro-
zessualen Möglichkeit fraglich. Dies gilt umso mehr unter dem Aspekt, dass die
Vernehmung der Partei gem. § 398 ZPO wiederholt werden müsste, wenn sich die
Beweisprognose nachträglich als unzutreffend erweist.376

Eine weitere Erleichterung würde sich im Übrigen einstellen, wenn zugunsten von
(anderen) Opferzeugen eine an §§ 48 Abs. 3 Nr. 3 i.V.m. 68a Abs. 1 StPO ange-
lehnte opfersensible Beschränkung des Fragerechts eingeführt werden würde, wo-

____________

373 Siebert in: Saenger, ZPO, § 375 Rn. 3; Huber in: Musielak, ZPO, § 375 Rn. 3.
374 Huber in: Musielak, ZPO, § 375 Rn. 2; OLG Köln, NJW-RR 1998, 1143.
375 OLG Köln, NJW-RR 1998, 1143.
376 Huber in: Musielak, ZPO, § 375 Rn. 2.
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nach einzelne Fragen, die den persönlichen Lebensbereich betreffen, für unzulässig
erklärt werden können.377 Diese Beschränkung des Fragerechts aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes würde gem. § 451 ZPO entsprechend für die Parteiverneh-
mung gelten.

Für Verfahren in Gewaltschutzsachen sowie ArbGG- und SGG-Sachen gilt im Üb-
rigen das oben Gesagte.378

5.2.6 Opfersensibler Umgang mit Schriftsätzen und Dokumenten

Anders als im Strafverfahren haben Täter und Opfer in den zivilen Verfahren als
Parteien vollen Einblick in alle Schriftsätze und begleitenden Dokumente. Infolge
dieser Transparenz hat der Täter grundsätzlich auch vollständigen Einblick in alle
prozessrelevanten Informationen über die Lebensumstände des Opfers. Aus der
Perspektive des Opferschutzes ist daher zu prüfen, in welchem Umfang die Weiter-
leitung besonders sensibler Informationen bzw. der Einblick in bestimmte Doku-
mente beschränkt werden kann, ohne die prozessuale Waffengleichheit zu beein-
trächtigen. Sensible Informationen sind beispielweise namentlich die Opferadresse
oder einzelne Details aus Gesundheitsakten.

Gemäß § 130 Nr. 1 ZPO müssen379 Schriftsätze unter anderem die Angabe des
Wohnortes beinhalten. Wohnort in diesem Sinne meint die Gemeinde samt Straße
und Hausnummer.380 Die Angabe einer ladungsfähigen Anschrift ist dabei Voraus-
setzung für eine ordnungsgemäße Klageerhebung, da der Kläger nicht eine Klage
aus dem Verborgenen erheben dürfen soll.381 Eine Ausnahme kann jedoch bei
überwiegenden Geheimhaltungsinteressen382 seitens der Partei erfolgen, wobei dem
Gericht die insoweit maßgebenden Gründe unterbreitet werden müssen, damit es
prüfen kann, ob ausnahmsweise auf die Mitteilung der ladungsfähigen Anschrift
verzichtet werden kann.383 Da die genaue Identifizierung der Partei und eine mögli-
che spätere Vollstreckung des Urteils gewährleistet sein sollen, wird die Ausnah-
memöglichkeit in der Praxis äußert restriktiv gehandhabt.

____________

377 Siehe unten Punkt 5.2.7(d), Ergänzungsvorschläge Nr. [19] und [20].
378 Siehe Punkt 5.2.4(c).
379 Die als Soll-Vorschrift formulierten Erfordernisse des § 130 werden nach ganz herr-

schender Meinung als Muss-Vorschriften interpretiert; siehe Baumbach, Lauterbach,
Albers & Hartmann, ZPO, § 130 Rn. 6 (m.w.N.).

380 BGH NJW 1988, 2114.
381 BGH NJW 1988, 2114; OLG München, MDR 2015, 52.
382 Zum Beispiel Inkognito-Adoption, vgl. OLG Karlsruhe, FamRZ 1975, 507.
383 BGH, NJW 1988, 2114; OLG Frankfurt, Beschluss v. 20. Mai 2016 – 4 UF 333/15 –,

juris Rn. 33, 38.
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In Anlehnung an das österreichische Zivilverfahrensrecht384 könnte auch im deut-
schen Recht eine vergleichbare Regelung eingeführt werden, die bei entsprechen-
der Schutzbedürftigkeit der Partei eine Geheimhaltung nur gegenüber dem Pro-
zessgegner, nicht jedoch gegenüber dem Gericht vorsieht. Da es sich um eine
individuelle Maßnahme handelt, erscheint eine Beschränkung auf bestimmte Op-
fergruppen hier nicht sachgerecht. Stattdessen sollte eine Einzelfallprüfung vorge-
sehen werden.

So könnte es in einem neu zu fassenden § 130 S. 2 ZPO heißen:

Im Einzelfall realisiert werden kann eine solche Lösung wohl nur, wenn das Opfer
anwaltlich vertreten ist. Insofern ergibt sich wiederum eine indirekte Verbindung
zu Punkt 5.2.2.

Entsprechend könnte mit opfersensiblen Informationen wie z.B. ärztlichen Attesten
oder Gesundheitsgutachten verfahren werden, indem auch diese nur dem Gericht,
nicht aber dem Täter als Gegenpartei zugänglich gemacht werden. Problematisch
ist bei einem solchen Vorgehen jedoch, dass der Grundsatz der Waffengleichheit
im Zivilprozess eingeschränkt würde. Eine mögliche Beschränkung der Einsicht-
nahme auf den vertretenden Rechtsanwalt würde dieses Problem auch nur bedingt
lösen. Die Nichtweitergabe der Information wäre faktisch nicht kontrollierbar.
Darüber hinaus kann für die Besprechung der Prozessstrategie mit der Mandant-
schaft die Information, von der diese eigentlich gerade keine Kenntnis erlangen
soll, unerlässlich sein. Ein anderer praktikabler Weg, die unerwünschte Kenntnis-
nahme effektiv zu unterbinden, ist nicht erkennbar.

5.2.7 Opfersensible Behandlung von Zeugen

Neben dem Regelfall der Prozessbeteiligung bzw. Prozessführung von Opfern als
Partei in eigener Sache sind auch im Zivilprozess Fallkonstellationen denkbar, in
denen Opfer in Fremdverfahren als Zeugen berufen werden, beispielweise wenn
mehrere Personen Opfer ein und desselben Schädigers wurden. Dies ist nicht nur in
vielen Betrugs- und Anlagebetrugsfällen von praktischer Relevanz, sondern auch

____________

384 Siehe oben Punkt 4.5.1.

§ 130 S. 2 [neu] ZPO [15]

2Handelt es sich um ein Verfahren, dessen Gegenstand mit einer Straftat
in Zusammenhang steht, kann von der Angabe des Wohnortes der Partei
abgesehen werden, wenn sie ein schutzwürdiges Geheimhaltungsinteres-
se glaubhaft und einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft macht; der
Wohnort ist dem Gericht in einem gesonderten Schriftsatz bekannt zu ge-
ben.
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bei Gewalt- und Sexualstraftaten.385 Für die Vernehmung dieser Opferzeugen sieht
die ZPO bislang ebenfalls keine systematischen Schutzrechte vor, die mit dem
Standard des Strafprozessrechts vergleichbar wären.386 Daher wären im Sinne einer
Angleichung der Opferschutzbedingungen auch zugunsten dieser Personengruppe
Verbesserungen wünschenswert.

Die nachfolgenden Vorschläge beziehen sich ausschließlich auf den Zivilprozess.
In den anderen Verfahrensarten hat die Zeugenaussage keine vergleichbare Bedeu-
tung als Beweismittel.

(a) Zunächst sollten auch Opferzeugen nach denselben Grundsätzen wie die Opfer-
parteien die Möglichkeit erhalten, in Begleitung einer Vertrauensperson bei Gericht
zu erscheinen. Da die Zeugenbegleitung durch eine Vertrauensperson das Gleich-
gewicht zwischen den Parteien unberührt lässt und auch kostenneutral ist, kann die
Regelung mindestens auf alle nebenklageberechtigten Opfer ausgedehnt werden.
Da auch eine Beistandsregelung im Sinne des § 90 ZPO für Zeugen nicht vorgese-
hen ist, eignet sich dieser Paragraph in diesem Fall auch nicht als sachliche An-
knüpfungsnorm. Stattdessen könnte die gewünschte Regelung in § 377 ZPO einge-
gliedert werden, der die Zeugenladung regelt.

In diesem Sinne könnte es in einer neu zu ergänzenden § 377 Abs. 2 Ziff. 4 ZPO
heißen:

(b) Opfer besonders schwerer Straftaten sollten darüber hinaus auch dann die Mög-
lichkeit zur Inanspruchnahme psychosozialer Prozessbegleitung haben. Auch hier
besteht das soeben bereits aufgezeigte gesetzestechnische Problem, dass eine ent-
sprechende sachliche Anknüpfungsnorm fehlt. Möchte man eine psychosoziale
Prozessbegleitung auch für Zeugen einführen, so könnte der Verweis auf den oben
vorgeschlagenen neuen Bezugstatbestand des § 90a ZPO ebenfalls in § 377 ZPO
integriert werden.

Die Regelung könnte als weitere neue Ziff. 5 in § 377 Abs. 2 ZPO wie folgt formu-
liert werden:

____________

385 Siehe oben Punkt 3.2.
386 Siehe oben Punkt 4.2.1(e).
387 Siehe oben Nr. [6].

§ 377 Abs. 2 [ergänzt] ZPO [16]

(2) Die Ladung muss enthalten:
[…]
4. den Hinweis auf die Möglichkeit, entsprechend § 90 Absatz 3 [neu387]
ZPO zusammen mit einer Person ihres Vertrauens zu erscheinen.
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(c) Simultan zur Schutzregelung für Opferparteien sollte auch für Opferzeugen eine
Ausnahme zu der Verpflichtung zur Angabe des Wohnortes vorgesehen werden.
Auch die Vernehmung der Zeugen beginnt mit der Befragung zur Person, die gem.
§ 395 Abs. 2 ZPO die Angabe des Wohnortes einschließt. Die Angabe der vollen
Privatanschrift ist hier zwar nicht erforderlich; diese Praxis gewährt den Opferzeu-
gen allerdings nur einen relativen Schutz.389 Daher empfiehlt sich eine explizite
gesetzliche Klarstellung, die identische Bedingungen entsprechend dem (neuen)
Schutzstandard für Opferparteien gewährleisten würde.

Die Umsetzung kann durch Ergänzung eines einfachen Verweises in § 395 ZPO
erfolgen. § 395 Abs. 2 S. 2 (neu) ZPO könnte folgendermaßen formuliert werden:

(d) Im Hinblick auf die Durchführung der Befragung sollte ferner eine an §§ 48
Abs. 3 Nr. 3 i.V.m. 68a Abs. I StPO angelehnte opfersensible Beschränkung des
Fragerechts aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes implementiert werden. Da-
nach können einzelne Fragen, die den persönlichen Lebensbereich des Zeugen be-
treffen oder ihm zur Unehre gereichen können, für unzulässig erklärt werden. Ent-
sprechend dem Standard im Strafprozessrecht sollte auch dieses Schutzrecht allen
Opfergruppen gleichermaßen zur Verfügung stehen. Die Formulierung der Voraus-
setzungen ist auf eine Einzelfallprüfung hin ausgerichtet.

Zur Umsetzung müsste § 396 ZPO entsprechend ergänzt werden. Ein neuer § 396
Abs. 2 S. 2 ZPO könnte wie folgt lauten:

____________

388 Siehe oben Nr. [9/9a].
389 Siehe oben Punkt 4.2.2(e).
390 Siehe oben Nr. [15].

§ 377 Abs. 2 [ergänzt] ZPO [17]

(2) Die Ladung muss enthalten:
[…]
5. den Hinweis auf die Möglichkeit einer psychosozialen Prozessbe-
gleitung entsprechend § 90a [neu388] ZPO.

§ 395 Abs. 2 S. 2 [neu] ZPO [18]

2§ 130 S. 2 [neu390] ist entsprechend anzuwenden.

§ 396 Abs. 2 S. 2 [neu] ZPO [19]

2Handelt es sich um ein Verfahren, dessen Gegenstand mit einer Straftat
in Zusammenhang steht, sollen Fragen nach Tatsachen, die dem Zeugen
zur Unehre gereichen können oder dessen persönlichen Lebensbereich
betreffen, nur gestellt werden, wenn es unerlässlich ist.
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Simultan müsste auch § 397 ZPO entsprechend angepasst werden, der das Frage-
recht der Parteien regelt. Hierfür ist ein einfacher Verweis durch Einfügung eines
neuen Abs. 1 S. 2 hinreichend:

Beide Regelungen gelten dann automatisch für die Parteivernehmung entspre-
chend, vgl. § 451 ZPO.392

(e) Schließlich sollte Opferzeugen auch die Möglichkeit der Aussage im Wege der
Videosimultanübertragung unter denselben Voraussetzungen wie den Opferpartei-
en eingeräumt werden. Da die sachliche Anknüpfungsnorm des § 128a ZPO eine
allgemeine Verfahrensvorschrift ist, bietet sich gesetzestechnisch eine andere Lö-
sung an als oben bei (a) und (b). Eigentlich ergibt sich die gewünschte Erstreckung
auf Zeugen bereits aus der oben vorgeschlagenen Ergänzung des § 128a Abs. 2 S. 2
(neu) ZPO. Zur Klarstellung könnte anstelle eines einfachen Verweises (siehe oben
Vorschlag [14]) eine ausführlichere Fassung eingefügt werden. Eine in diesem Sin-
ne modifizierte Fassung könnte folgenden Wortlaut haben:

5.2.8 Erweiterte Bindungswirkung strafprozessualer Feststellungen?

Alternativ zu den bisher erörterten Vorschlägen könnte schließlich an eine stärkere
Bindung der Zivilgerichte an die strafgerichtlichen Beweisergebnisse gedacht wer-
den. Der potenzielle Mehrwert eines solchen Ansatzes im Sinne des Opferschutzes
läge zum einen darin, dass wiederholte Beweiserhebungen, insbesondere Zeugen-
vernehmungen von Verletzten, weniger häufig erforderlich würden. Zum anderen
ZlreQ 2Sfer JeJeEeQeQfalls vor ÃE|seQµ hEerraschungen besser geschützt, die auf-
grund der unterschiedlichen Beweisregeln des Zivilverfahrens eintreten können,
auch wenn der Täter im vorlaufenden Strafverfahren rechtskräftig verurteilt wurde.
Denn bislang gilt der Grundsatz, dass die tatsächlichen Feststellungen eines rechts-
kräftigen Strafurteils keine Bindung für die Zivilgerichte entfalten; sie können frei-

____________

391 Siehe Nr. [19].
392 Siehe dazu oben Punkt 5.2.5.
393 Variante [14a] würde Vorschlag [14] ersetzen.

§ 397 Abs. 1 S. 2 [neu] ZPO [20]

2§ 396 Abs. 2 S. 2 [neu391] ist entsprechend anzuwenden.

§ 128a Abs. 2 S. 2 [neu, modifizierte Fassung393] ZPO [14a]

2Dies gilt insbesondere dann, wenn der Zeuge oder die Partei in einem
Strafverfahren, dessen Gegenstand in einem sachlichen Zusammenhang
mit dem Gegenstand des Verfahrens steht, privilegiert im Sinne des
§ 397a Abs. 1 der Strafprozessordnung ist.
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lich im Rahmen der Beweiswürdigung und Überzeugungsbildung nach § 286 Abs.
1 ZPO Berücksichtigung finden und – wenn eine Partei sich darauf beruft – durch
Urkundenbeweis gem. §§ 415, 417 ZPO in den Prozess eingeführt werden.394

Dies knüpft an eine frühere Diskussion um einen erweiterten Transfer der strafpro-
zessualen Feststellungen in das Zivilverfahren395 an, die sich auch auf Akteninhalte
aus anderen Verfahrensarten, beispielsweise Gewaltschutzsachen, ausdehnen ließe.
Ein konkreter Vorschlag für die Einführung einer solchen stärkeren Bindungswir-
kung war in den Jahren 2003/2004 Gegenstand einer kontroversen rechtspoliti-
schen Diskussion. Der Regierungsentwurf des 1. Justizmodernisierungsgesetzes
hatte ursprünglich die Einführung einer Bestimmung in der ZPO396 vorgeschlagen,
wonach rechtskräftige Strafurteile den vollen Beweis der darin für erwiesen erach-
teten Tatsachen erbringen sollten.

Durch die Einführung einer solchen Regelung sollte die Beweisführung von Opfern
einer Straftat oder von Geschädigten einer Ordnungswidrigkeit in einem anschlie-
ßenden Zivilprozess erleichtert werden. Einer erneuten Beweisaufnahme über an-
spruchsbegründende Tatsachen, die schon Gegenstand des Straf- oder Bußgeldver-
fahrens waren, sollte es dann im Zivilprozess regelmäßig nicht mehr bedürfen.397

Und da jede Partei eines Zivilprozesses sich auf ihr günstige Feststellungen aus
einem rechtskräftigen Urteil in einem Straf- oder Bußgeldverfahren hätte berufen
können,398 wäre ebenso einem Freispruch des Angeklagten volle Beweiskraft im
Schadensersatzprozess beigemessen worden.399

Der Gesetzentwurf wurde jedoch nie umgesetzt400 und ist auf viel Kritik gesto-
ßen.401 So hat der Bundesrat in seiner Stellungnahme zu § 415a ZPO-Entw. verfas-
sungsrechtliche Bedenken geäußert. Zum einen würde das Grundrecht der Prozess-
parteien auf rechtliches Gehör nach Art. 103 Abs. 1 GG beschränkt, zum anderen
würde durch die Einführung einer derart weitreichenden Beweisregel der Gesamt-
vorgang zivilgerichtlicher Beweisgewinnung in bestimmten Fällen obsolet und der
Grundsatz der richterlichen Unabhängigkeit tangiert.402

Auch die Stellungnahme des Deutschen Anwaltsvereins fiel negativ aus: Eine solch
weitreichende Beweiswirkung würde die erste Instanz des Zivilprozesses schwä-

____________

394 OLG Zweibrücken, MDR 2009, 1242; OLG Zweibrücken, NJW-RR 2011, 496.
395 Ausführlich dazu Foerster 2008.
396 Ehem. § 415a ZPO-Entw., vgl. BT-Drucks. 15/1508, 20 f.
397 BT-Drucks. 15/1508, 20.
398 BT-Drucks. 15/1508, 20.
399 Vollkommer 2003, 2062.
400 OLG Zweibrücken, NJW-RR 2011, 496.
401 Nachweise bei Vollkommer 2003, 2061.
402 BR-Drucks. 378/03 (Beschluss), 5 f.
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chen, da nicht mehr unmittelbar verhandelt und entschieden würde, sondern eine
Bindungswirkung an Urkunden erfolge, an deren Entstehen mindestens eine Partei
des Zivilprozesses in keiner Hinsicht beteiligt gewesen sei.403 Auch das Regress-
system der Streitverkündung würde stark verändert, da die Einflussnahme des
Streitverkündeten nach seinem Beitritt durch die Bindungswirkung des Strafurteils
erheblich vermindert würde. Zudem könnten Probleme auftreten, wenn die Verur-
teilung im Strafprozess auf Aussagen des Verletzten als Zeuge beruhe, dieser im
Zivilverfahren als Kläger jedoch eine ganz andere Rolle einnehme. Die grundle-
gende Beweisregel des Zivilprozessrechts, dass die Parteivernehmung gem. §§ 445
ZPO die Ausnahme bilde, würde damit in das Gegenteil verkehrt.404

Die genannten Kritikpunkte zeigen die Schwierigkeit auf, welche die gesetzliche
Normierung einer erweiterten Bindungswirkung strafprozessualer Feststellungen
mit sich brächte. Die Kritik fußt vor allem auf der grundlegenden konzeptionellen
Unterschiedlichkeit zwischen Zivil- und Strafprozess. Der Zivilprozess als Partei-
enprozess, in dem der Grundsatz der Waffengleichheit zwischen den Parteien und
der Beibringungsgrundsatz gelten, bedarf eines unabhängigen Richters, der gem.
§ 286 ZPO unter Berücksichtigung des gesamten Inhalts der Verhandlungen und
des Ergebnisses einer etwaigen Beweisaufnahme nach freier Überzeugung ent-
scheidet, ob eine tatsächliche Behauptung für wahr oder für nicht wahr zu erachten
ist.

Eine erweiterte Bindungswirkung strafrechtlicher Entscheidungen würde diese
Grundsätze im Kern verletzen. Dass Strafurteile als Urkunden nach §§ 415, 417
ZPO eingeführt und so im Rahmen der freien Beweiswürdigung gem. § 286 ZPO
berücksichtig werden können, gibt den Opfern einen Entscheidungsspielraum, ob
und in welchem Umfang sie die strafrichterlichen Feststellungen überhaupt ein-
bringen möchten. Als Alternative steht den Opfern grundsätzlich das Adhäsions-
verfahren zu Verfügung, mit dessen Nutzung sie einen anschließenden Zivilprozess
vermeiden können. Diese Option könnte durch einen weiteren Ausbau des Adhäsi-
onsverfahrens zu einer echten Wahlgerichtsbarkeit, wie hier zur Diskussion gestellt
(siehe oben Punkt 5.2.1), eventuell an Attraktivität gewinnen.

Nicht zu vergessen ist darüber hinaus freilich auch, dass eine mögliche Bindungs-
wirkung strafgerichtlicher Entscheidungen auch gegen die Interessen des Opfers

____________

403 Stellungnahme des Deutschen Anwaltsvereins durch den Zivilverfahrensrechtsaus-
schuss unter Beteiligung des Verkehrsrechtsausschusses zum Entwurf der Bundesre-
gierung für ein Gesetz zur Modernisierung der Justiz (Justizmodernisierungsgesetz –
JuMoG) vom Juni 2003, 24 ff.; www.gesmat.bundesgerichtshof.de/gesetzesmateriali
en/15_wp/Justizmodernisierung/stellung_dav_nr35_03.pdf [Januar 2018].

404 Stellungnahme des Deutschen Anwaltsvereins durch den Zivilverfahrensrechtsaus-
schuss unter Beteiligung des Verkehrsrechtsausschusses zum Entwurf der Bundesre-
gierung für ein Gesetz zur Modernisierung der Justiz (Justizmodernisierungsgesetz –
JuMoG) vom Juni 2003, 25 f.
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wirken könnte. Nachteilige Tatsachenfeststellungen hätten dann ebenso wie ein
Freispruch strenge Beweiskraft, und zwar unabhängig davon, ob das Opfer klägeri-
sche oder beklagte Partei ist. Opfer und Täter wären dann symmetrisch aneinander
gebunden.405 Dies wäre sicherlich nicht im Sinne des Opferschutzes.

____________

405 Vollkommer 2003, 2062.
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Anhang: Gesetzestexte*

1. Strafprozessordnung (StPO)

§ 48 Zeugenpflichten; Ladung

(1) Zeugen sind verpflichtet, zu dem zu ihrer Vernehmung bestimmten Termin vor dem
Richter zu erscheinen. Sie haben die Pflicht auszusagen, wenn keine im Gesetz zu-
gelassene Ausnahme vorliegt.

(2) Die Ladung der Zeugen geschieht unter Hinweis auf verfahrensrechtliche Bestim-
mungen, die dem Interesse des Zeugen dienen, auf vorhandene Möglichkeiten der
Zeugenbetreuung und auf die gesetzlichen Folgen des Ausbleibens.

(3) Ist der Zeuge zugleich der Verletzte, so sind die ihn betreffenden Verhandlungen,
Vernehmungen und sonstigen Untersuchungshandlungen stets unter Berücksichti-
gung seiner besonderen Schutzbedürftigkeit durchzuführen. Insbesondere ist zu prü-
fen,

1. ob die dringende Gefahr eines schwerwiegenden Nachteils für das Wohl des
Zeugen Maßnahmen nach den §§ 168e oder 247a erfordert,

2. ob überwiegende schutzwürdige Interessen des Zeugen den Ausschluss der Öf-
fentlichkeit nach § 171b Absatz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes erfordern und

3. inwieweit auf nicht unerlässliche Fragen zum persönlichen Lebensbereich des
Zeugen nach § 68a Absatz 1 verzichtet werden kann.

Dabei sind die persönlichen Verhältnisse des Zeugen sowie Art und Umstände der
Straftat zu berücksichtigen.

§ 52 Zeugnisverweigerungsrecht der Angehörigen des Beschuldigten

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt

1. der Verlobte des Beschuldigten oder die Person, mit der der Beschuldigte ein
Versprechen eingegangen ist, eine Lebenspartnerschaft zu begründen;

2. der Ehegatte des Beschuldigten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;

2a. der Lebenspartner des Beschuldigten, auch wenn die Lebenspartnerschaft
nicht mehr besteht;

____________
* Alle gesetzlichen Regelungen des deutschen Rechts mit direkter oder indirekter Opferrelevanz

im Volltext, soweit sie im Kontext dieser Studie von Bedeutung sind. Stand: 31. Dezember
2017.
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3. wer mit dem Beschuldigten in gerader Linie verwandt oder verschwägert, in der
Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwä-
gert ist oder war.

(2) Haben Minderjährige wegen mangelnder Verstandesreife oder haben Minderjährige
oder Betreute wegen einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seeli-
schen Behinderung von der Bedeutung des Zeugnisverweigerungsrechts keine genü-
gende Vorstellung, so dürfen sie nur vernommen werden, wenn sie zur Aussage be-
reit sind und auch ihr gesetzlicher Vertreter der Vernehmung zustimmt. Ist der
gesetzliche Vertreter selbst Beschuldigter, so kann er über die Ausübung des Zeug-
nisverweigerungsrechts nicht entscheiden; das gleiche gilt für den nicht beschuldig-
ten Elternteil, wenn die gesetzliche Vertretung beiden Eltern zusteht.

(3) Die zur Verweigerung des Zeugnisses berechtigten Personen, in den Fällen des Ab-
satzes 2 auch deren zur Entscheidung über die Ausübung des Zeugnisverweige-
rungsrechts befugte Vertreter, sind vor jeder Vernehmung über ihr Recht zu beleh-
ren. Sie können den Verzicht auf dieses Recht auch während der Vernehmung
widerrufen.

§ 53 Zeugnisverweigerungsrecht der Berufsgeheimnisträger

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt

1. Geistliche über das, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut
worden oder bekanntgeworden ist;

2. Verteidiger des Beschuldigten über das, was ihnen in dieser Eigenschaft anver-
traut worden oder bekanntgeworden ist;

3. Rechtsanwälte und sonstige Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer, Patentan-
wälte, Notare, Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Steuerberater und Steu-
erbevollmächtigte, Ärzte, Zahnärzte, Psychologische Psychotherapeuten, Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten, Apotheker und Hebammen über das,
was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist;
für Syndikusrechtsanwälte (§ 46 Absatz 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung) und
Syndikuspatentanwälte (§ 41a Absatz 2 der Patentanwaltsordnung) gilt dies vor-
behaltlich des § 53a nicht hinsichtlich dessen, was ihnen in dieser Eigenschaft
anvertraut worden oder bekanntgeworden ist;

3a. Mitglieder oder Beauftragte einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3
und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes über das, was ihnen in dieser
Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist;

3b. Berater für Fragen der Betäubungsmittelabhängigkeit in einer Beratungsstel-
le, die eine Behörde oder eine Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent-
lichen Rechts anerkannt oder bei sich eingerichtet hat, über das, was ihnen in
dieser Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist;

4. Mitglieder des Deutschen Bundestages, der Bundesversammlung, des Europäi-
schen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland oder eines Landtages
über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder dieser Organe oder
denen sie in dieser Eigenschaft Tatsachen anvertraut haben, sowie über diese
Tatsachen selbst;
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5. Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von Druck-
werken, Rundfunksendungen, Filmberichten oder der Unterrichtung oder Mei-
nungsbildung dienenden Informations- und Kommunikationsdiensten berufsmä-
ßig mitwirken oder mitgewirkt haben.

Die in Satz 1 Nr. 5 genannten Personen dürfen das Zeugnis verweigern über die
Person des Verfassers oder Einsenders von Beiträgen und Unterlagen oder des sons-
tigen Informanten sowie über die ihnen im Hinblick auf ihre Tätigkeit gemachten
Mitteilungen, über deren Inhalt sowie über den Inhalt selbst erarbeiteter Materialien
und den Gegenstand berufsbezogener Wahrnehmungen. Dies gilt nur, soweit es sich
um Beiträge, Unterlagen, Mitteilungen und Materialien für den redaktionellen Teil
oder redaktionell aufbereitete Informations- und Kommunikationsdienste handelt.

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3b Genannten dürfen das Zeugnis nicht verweigern,
wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden sind. Die Berech-
tigung zur Zeugnisverweigerung der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 Genannten über den
Inhalt selbst erarbeiteter Materialien und den Gegenstand entsprechender Wahrneh-
mungen entfällt, wenn die Aussage zur Aufklärung eines Verbrechens beitragen soll
oder wenn Gegenstand der Untersuchung

1. eine Straftat des Friedensverrats und der Gefährdung des demokratischen
Rechtsstaats oder des Landesverrats und der Gefährdung der äußeren Sicherheit
(§§ 80a, 85, 87, 88, 95, auch in Verbindung mit § 97b, §§ 97a, 98 bis 100a des
Strafgesetzbuches),

2. eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den §§ 174 bis 176, 177
Absatz 2 Nummer 1 des Strafgesetzbuches oder

3. eine Geldwäsche, eine Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte
nach § 261 Abs. 1 bis 4 des Strafgesetzbuches

ist und die Erforschung des Sachverhalts oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes
des Beschuldigten auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre.
Der Zeuge kann jedoch auch in diesen Fällen die Aussage verweigern, soweit sie zur
Offenbarung der Person des Verfassers oder Einsenders von Beiträgen und Unterla-
gen oder des sonstigen Informanten oder der ihm im Hinblick auf seine Tätigkeit
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 gemachten Mitteilungen oder deren Inhalts führen würde.

§ 55 Auskunftsverweigerungsrecht

(1) Jeder Zeuge kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung
ihm selbst oder einem der in § 52 Abs. 1 bezeichneten Angehörigen die Gefahr zu-
ziehen würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu wer-
den.

(2) Der Zeuge ist über sein Recht zur Verweigerung der Auskunft zu belehren.

§ 58a Aufzeichnung der Vernehmung in Bild und Ton

(1) Die Vernehmung eines Zeugen kann auf Bild-Ton-Träger aufgezeichnet werden. Sie
soll nach Würdigung der dafür jeweils maßgeblichen Umstände aufgezeichnet wer-
den und als richterliche Vernehmung erfolgen, wenn
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1. damit die schutzwürdigen Interessen von Personen unter 18 Jahren sowie von
Personen, die als Kinder oder Jugendliche durch eine der in § 255a Absatz 2 ge-
nannten Straftaten verletzt worden sind, besser gewahrt werden können oder

2. zu besorgen ist, dass der Zeuge in der Hauptverhandlung nicht vernommen wer-
den kann und die Aufzeichnung zur Erforschung der Wahrheit erforderlich ist.

(2) Die Verwendung der Bild-Ton-Aufzeichnung ist nur für Zwecke der Strafverfolgung
und nur insoweit zulässig, als dies zur Erforschung der Wahrheit erforderlich ist.
§ 101 Abs. 8 gilt entsprechend. Die §§ 147, 406e sind entsprechend anzuwenden,
mit der Maßgabe, dass den zur Akteneinsicht Berechtigten Kopien der Aufzeich-
nung überlassen werden können. Die Kopien dürfen weder vervielfältigt noch wei-
tergegeben werden. Sie sind an die Staatsanwaltschaft herauszugeben, sobald kein
berechtigtes Interesse an der weiteren Verwendung besteht. Die Überlassung der
Aufzeichnung oder die Herausgabe von Kopien an andere als die vorbezeichneten
Stellen bedarf der Einwilligung des Zeugen.

(3) Widerspricht der Zeuge der Überlassung einer Kopie der Aufzeichnung seiner Ver-
nehmung nach Absatz 2 Satz 3, so tritt an deren Stelle die Überlassung einer Über-
tragung der Aufzeichnung in ein schriftliches Protokoll an die zur Akteneinsicht Be-
rechtigten nach Maßgabe der §§ 147, 406e. Wer die Übertragung hergestellt hat,
versieht die eigene Unterschrift mit dem Zusatz, dass die Richtigkeit der Übertra-
gung bestätigt wird. Das Recht zur Besichtigung der Aufzeichnung nach Maßgabe
der §§ 147, 406e bleibt unberührt. Der Zeuge ist auf sein Widerspruchsrecht nach
Satz 1 hinzuweisen.

§ 68 Vernehmung zur Person; Beschränkung von Angaben, Zeugenschutz

(1) Die Vernehmung beginnt damit, dass der Zeuge über Vornamen, Nachnamen, Ge-
burtsnamen, Alter, Beruf und Wohnort befragt wird. Ein Zeuge, der Wahrnehmun-
gen in amtlicher Eigenschaft gemacht hat, kann statt des Wohnortes den Dienstort
angeben.

(2) Einem Zeugen soll zudem gestattet werden, statt des Wohnortes seinen Geschäfts-
oder Dienstort oder eine andere ladungsfähige Anschrift anzugeben, wenn ein be-
gründeter Anlass zu der Besorgnis besteht, dass durch die Angabe des Wohnortes
Rechtsgüter des Zeugen oder einer anderen Person gefährdet werden oder dass auf
Zeugen oder eine andere Person in unlauterer Weise eingewirkt werden wird. In der
Hauptverhandlung soll der Vorsitzende dem Zeugen bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des Satzes 1 gestatten, seinen Wohnort nicht anzugeben.

(3) Besteht ein begründeter Anlass zu der Besorgnis, dass durch die Offenbarung der
Identität oder des Wohn- oder Aufenthaltsortes des Zeugen Leben, Leib oder Frei-
heit des Zeugen oder einer anderen Person gefährdet wird, so kann ihm gestattet
werden, Angaben zur Person nicht oder nur über eine frühere Identität zu machen.
Er hat jedoch in der Hauptverhandlung auf Befragen anzugeben, in welcher Eigen-
schaft ihm die Tatsachen, die er bekundet, bekannt geworden sind.

(4) Liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass die Voraussetzungen der Absätze 2 oder 3
vorliegen, ist der Zeuge auf die dort vorgesehenen Befugnisse hinzuweisen. Im Fall
des Absatzes 2 soll der Zeuge bei der Benennung einer ladungsfähigen Anschrift un-
terstützt werden. Die Unterlagen, die die Feststellung des Wohnortes oder der Identi-
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tät des Zeugen gewährleisten, werden bei der Staatsanwaltschaft verwahrt. Zu den
Akten sind sie erst zu nehmen, wenn die Besorgnis der Gefährdung entfällt.

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten auch nach Abschluss der Zeugenvernehmung. Soweit
dem Zeugen gestattet wurde, Daten nicht anzugeben, ist bei Auskünften aus und
Einsichtnahmen in Akten sicherzustellen, dass diese Daten anderen Personen nicht
bekannt werden, es sei denn, dass eine Gefährdung im Sinne der Absätze 2 und 3
ausgeschlossen erscheint.

§ 68a Beschränkung des Fragerechts aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes

(1) Fragen nach Tatsachen, die dem Zeugen oder einer Person, die im Sinne des § 52
Abs. 1 sein Angehöriger ist, zur Unehre gereichen können oder deren persönlichen
Lebensbereich betreffen, sollen nur gestellt werden, wenn es unerlässlich ist.

(2) Fragen nach Umständen, die die Glaubwürdigkeit des Zeugen in der vorliegenden
Sache betreffen, insbesondere nach seinen Beziehungen zu dem Beschuldigten oder
der verletzten Person, sind zu stellen, soweit dies erforderlich ist. Der Zeuge soll
nach Vorstrafen nur gefragt werden, wenn ihre Feststellung notwendig ist, um über
das Vorliegen der Voraussetzungen des § 60 Nr. 2 zu entscheiden oder um seine
Glaubwürdigkeit zu beurteilen.

§ 68b Zeugenbeistand

(1) Zeugen können sich eines anwaltlichen Beistands bedienen. Einem zur Vernehmung
des Zeugen erschienenen anwaltlichen Beistand ist die Anwesenheit gestattet. Er
kann von der Vernehmung ausgeschlossen werden, wenn bestimmte Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass seine Anwesenheit die geordnete Beweiserhebung
nicht nur unwesentlich beeinträchtigen würde. Dies wird in der Regel der Fall sein,
wenn aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass

1. der Beistand an der zu untersuchenden Tat oder an einer mit ihr im Zusammen-
hang stehenden Datenhehlerei, Begünstigung, Strafvereitelung oder Hehlerei be-
teiligt ist,

2. das Aussageverhalten des Zeugen dadurch beeinflusst wird, dass der Beistand
nicht nur den Interessen des Zeugen verpflichtet erscheint, oder

3. der Beistand die bei der Vernehmung erlangten Erkenntnisse für Verdunke-
lungshandlungen im Sinne des § 112 Absatz 2 Nummer 3 nutzt oder in einer den
Untersuchungszweck gefährdenden Weise weitergibt.

(2) Einem Zeugen, der bei seiner Vernehmung keinen anwaltlichen Beistand hat und
dessen schutzwürdigen Interessen nicht auf andere Weise Rechnung getragen wer-
den kann, ist für deren Dauer ein solcher beizuordnen, wenn besondere Umstände
vorliegen, aus denen sich ergibt, dass der Zeuge seine Befugnisse bei seiner Ver-
nehmung nicht selbst wahrnehmen kann. § 142 Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 1 sind unanfechtbar. Ihre
Gründe sind aktenkundig zu machen, soweit dies den Untersuchungszweck nicht ge-
fährdet.
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§ 69 Vernehmung zur Sache

(1) Der Zeuge ist zu veranlassen, das, was ihm von dem Gegenstand seiner Verneh-
mung bekannt ist, im Zusammenhang anzugeben. Vor seiner Vernehmung ist dem
Zeugen der Gegenstand der Untersuchung und die Person des Beschuldigten, sofern
ein solcher vorhanden ist, zu bezeichnen.

(2) Zur Aufklärung und zur Vervollständigung der Aussage sowie zur Erforschung des
Grundes, auf dem das Wissen des Zeugen beruht, sind nötigenfalls weitere Fragen
zu stellen. Zeugen, die durch die Straftat verletzt sind, ist insbesondere Gelegenheit
zu geben, sich zu den Auswirkungen, die die Tat auf sie hatte, zu äußern.

(3) Die Vorschrift des § 136a gilt für die Vernehmung des Zeugen entsprechend.

§ 81c Untersuchung anderer Personen

(1) Andere Personen als Beschuldigte dürfen, wenn sie als Zeugen in Betracht kommen,
ohne ihre Einwilligung nur untersucht werden, soweit zur Erforschung der Wahrheit
festgestellt werden muss, ob sich an ihrem Körper eine bestimmte Spur oder Folge
einer Straftat befindet.

(2) Bei anderen Personen als Beschuldigten sind Untersuchungen zur Feststellung der
Abstammung und die Entnahme von Blutproben ohne Einwilligung des zu Untersu-
chenden zulässig, wenn kein Nachteil für seine Gesundheit zu befürchten und die
Maßnahme zur Erforschung der Wahrheit unerlässlich ist. Die Untersuchungen und
die Entnahme von Blutproben dürfen stets nur von einem Arzt vorgenommen wer-
den.

(3) Untersuchungen oder Entnahmen von Blutproben können aus den gleichen Gründen
wie das Zeugnis verweigert werden. Haben Minderjährige wegen mangelnder Ver-
standesreife oder haben Minderjährige oder Betreute wegen einer psychischen
Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behinderung von der Bedeutung ihres
Weigerungsrechts keine genügende Vorstellung, so entscheidet der gesetzliche Ver-
treter; § 52 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 gilt entsprechend. Ist der gesetzliche Vertreter
von der Entscheidung ausgeschlossen (§ 52 Abs. 2 Satz 2) oder aus sonstigen Grün-
den an einer rechtzeitigen Entscheidung gehindert und erscheint die sofortige Unter-
suchung oder Entnahme von Blutproben zur Beweissicherung erforderlich, so sind
diese Maßnahmen nur auf besondere Anordnung des Gerichts und, wenn dieses
nicht rechtzeitig erreichbar ist, der Staatsanwaltschaft zulässig. Der die Maßnahmen
anordnende Beschluss ist unanfechtbar. Die nach Satz 3 erhobenen Beweise dürfen
im weiteren Verfahren nur mit Einwilligung des hierzu befugten gesetzlichen Ver-
treters verwertet werden.

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 sind unzulässig, wenn sie dem Betroffenen
bei Würdigung aller Umstände nicht zugemutet werden können.

(5) Die Anordnung steht dem Gericht, bei Gefährdung des Untersuchungserfolges durch
Verzögerung auch der Staatsanwaltschaft und ihren Ermittlungspersonen (§ 152 des
Gerichtsverfassungsgesetzes) zu; Absatz 3 Satz 3 bleibt unberührt. § 81a Abs. 3 gilt
entsprechend.

(6) Bei Weigerung des Betroffenen gilt die Vorschrift des § 70 entsprechend. Unmittel-
barer Zwang darf nur auf besondere Anordnung des Richters angewandt werden.
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Die Anordnung setzt voraus, dass der Betroffene trotz Festsetzung eines Ordnungs-
geldes bei der Weigerung beharrt oder dass Gefahr im Verzuge ist.

§ 81d Durchführung körperlicher Untersuchungen durch Personen gleichen
Geschlechts

(1) Kann die körperliche Untersuchung das Schamgefühl verletzen, so wird sie von
einer Person gleichen Geschlechts oder von einer Ärztin oder einem Arzt vorge-
nommen. Bei berechtigtem Interesse soll dem Wunsch, die Untersuchung einer Per-
son oder einem Arzt bestimmten Geschlechts zu übertragen, entsprochen werden.
Auf Verlangen der betroffenen Person soll eine Person des Vertrauens zugelassen
werden. Die betroffene Person ist auf die Regelungen der Sätze 2 und 3 hinzuwei-
sen.

(2) Diese Vorschrift gilt auch dann, wenn die betroffene Person in die Untersuchung
einwilligt.

§ 111l Mitteilungen

(1) Die Staatsanwaltschaft teilt die Vollziehung der Beschlagnahme oder des Vermö-
gensarrestes dem Verletzten mit.

(2) In den Fällen der Beschlagnahme einer beweglichen Sache ist die Mitteilung mit
dem Hinweis auf den Regelungsgehalt des Verfahrens über die Herausgabe nach den
§§ 111n und 111o zu verbinden.

(3) Wird ein Vermögensarrest vollzogen, so fordert die Staatsanwaltschaft den Verletz-
ten zugleich mit der Mitteilung auf zu erklären, ob und in welcher Höhe er den An-
spruch auf Ersatz des Wertes des Erlangten, der ihm aus der Tat erwachsen ist, gel-
tend machen wolle. Die Mitteilung ist mit dem Hinweis auf den Regelungsgehalt
des § 111h Absatz 2 und der Verfahren nach § 111i Absatz 2, § 459h Absatz 2 sowie
§ 459k zu verbinden.

(4) Die Mitteilung kann durch einmalige Bekanntmachung im Bundesanzeiger erfolgen,
wenn eine Mitteilung gegenüber jedem einzelnen Verletzten mit unverhältnismäßi-
gem Aufwand verbunden wäre. Zusätzlich kann die Mitteilung auch in anderer ge-
eigneter Weise veröffentlicht werden. Gleiches gilt, wenn der Verletzte unbekannt
oder unbekannten Aufenthalts ist. Personendaten dürfen nur veröffentlicht werden,
soweit ihre Angabe zur Wahrung der Rechte der Verletzten unerlässlich ist. Nach
Beendigung der Sicherungsmaßnahmen veranlasst die Staatsanwaltschaft die Lö-
schung der Bekanntmachung.

§ 154e Absehen von der Verfolgung bei falscher Verdächtigung oder Beleidigung

(1) Von der Erhebung der öffentlichen Klage wegen einer falschen Verdächtigung oder
Beleidigung (§§ 164, 185 bis 188 des Strafgesetzbuches) soll abgesehen werden, so-
lange wegen der angezeigten oder behaupteten Handlung ein Straf- oder Diszipli-
narverfahren anhängig ist.

(2) Ist die öffentliche Klage oder eine Privatklage bereits erhoben, so stellt das Gericht
das Verfahren bis zum Abschluss des Straf- oder Disziplinarverfahrens wegen der
angezeigten oder behaupteten Handlung ein.
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(3) Bis zum Abschluss des Straf- oder Disziplinarverfahrens wegen der angezeigten
oder behaupteten Handlung ruht die Verjährung der Verfolgung der falschen Ver-
dächtigung oder Beleidigung.

§ 158 Strafanzeige; Strafantrag

(1) Die Anzeige einer Straftat und der Strafantrag können bei der Staatsanwaltschaft,
den Behörden und Beamten des Polizeidienstes und den Amtsgerichten mündlich
oder schriftlich angebracht werden. Die mündliche Anzeige ist zu beurkunden. Dem
Verletzten ist auf Antrag der Eingang seiner Anzeige schriftlich zu bestätigen. Die
Bestätigung soll eine kurze Zusammenfassung der Angaben des Verletzten zu Tat-
zeit, Tatort und angezeigter Tat enthalten. Die Bestätigung kann versagt werden,
soweit der Untersuchungszweck, auch in einem anderen Strafverfahren, gefährdet
erscheint.

(2) Bei Straftaten, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, muss der Antrag bei einem
Gericht oder der Staatsanwaltschaft schriftlich oder zu Protokoll, bei einer anderen
Behörde schriftlich angebracht werden.

(3) Zeigt ein im Inland wohnhafter Verletzter eine in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union begangene Straftat an, so übermittelt die Staatsanwaltschaft die
Anzeige auf Antrag des Verletzten an die zuständige Strafverfolgungsbehörde des
anderen Mitgliedstaats, wenn für die Tat das deutsche Strafrecht nicht gilt oder von
der Verfolgung der Tat nach § 153c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, auch in Verbindung
mit § 153f, abgesehen wird. Von der Übermittlung kann abgesehen werden, wenn

1. die Tat und die für ihre Verfolgung wesentlichen Umstände der zuständigen aus-
ländischen Behörde bereits bekannt sind oder

2. der Unrechtsgehalt der Tat gering ist und der verletzten Person die Anzeige im
Ausland möglich gewesen wäre.

(4) Ist der Verletzte der deutschen Sprache nicht mächtig, erhält er die notwendige Hilfe
bei der Verständigung, um die Anzeige in einer ihm verständlichen Sprache anzu-
bringen. Die schriftliche Anzeigebestätigung nach Absatz 1 Satz 3 und 4 ist dem
Verletzten in diesen Fällen auf Antrag in eine ihm verständliche Sprache zu überset-
zen; Absatz 1 Satz 5 bleibt unberührt.

§ 168c Anwesenheitsrecht bei richterlichen Vernehmungen

(1) Bei der richterlichen Vernehmung des Beschuldigten ist der Staatsanwaltschaft und
dem Verteidiger die Anwesenheit gestattet.

(2) Bei der richterlichen Vernehmung eines Zeugen oder Sachverständigen ist der
Staatsanwaltschaft, dem Beschuldigten und dem Verteidiger die Anwesenheit gestat-
tet.

(3) Der Richter kann einen Beschuldigten von der Anwesenheit bei der Verhandlung
ausschließen, wenn dessen Anwesenheit den Untersuchungszweck gefährden würde.
Dies gilt namentlich dann, wenn zu befürchten ist, dass ein Zeuge in Gegenwart des
Beschuldigten nicht die Wahrheit sagen werde.

(4) Hat ein nicht in Freiheit befindlicher Beschuldigter einen Verteidiger, so steht ihm
ein Anspruch auf Anwesenheit nur bei solchen Terminen zu, die an der Gerichtsstel-
le des Ortes abgehalten werden, wo er in Haft ist.
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(5) Von den Terminen sind die zur Anwesenheit Berechtigten vorher zu benachrichti-
gen. Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn sie den Untersuchungserfolg gefährden
würde. Auf die Verlegung eines Termins wegen Verhinderung haben die zur Anwe-
senheit Berechtigten keinen Anspruch.

§ 168e Vernehmung von Zeugen getrennt von Anwesenheitsberechtigten

Besteht die dringende Gefahr eines schwerwiegenden Nachteils für das Wohl des
Zeugen, wenn er in Gegenwart der Anwesenheitsberechtigten vernommen wird, und
kann sie nicht in anderer Weise abgewendet werden, so soll der Richter die Ver-
nehmung von den Anwesenheitsberechtigten getrennt durchführen. Die Verneh-
mung wird diesen zeitgleich in Bild und Ton übertragen. Die Mitwirkungsbefugnis-
se der Anwesenheitsberechtigten bleiben im übrigen unberührt. Die §§ 58a und 241a
finden entsprechende Anwendung. Die Entscheidung nach Satz 1 ist unanfechtbar.

§ 201 Übermittlung der Anklageschrift

(1) Der Vorsitzende des Gerichts teilt die Anklageschrift dem Angeschuldigten mit und
fordert ihn zugleich auf, innerhalb einer zu bestimmenden Frist zu erklären, ob er die
Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor der Entscheidung über die Eröffnung
des Hauptverfahrens beantragen oder Einwendungen gegen die Eröffnung des
Hauptverfahrens vorbringen wolle. Die Anklageschrift ist auch dem Nebenkläger
und dem Nebenklagebefugten, der dies beantragt hat, zu übersenden; § 145a Absatz
1 und 3 gilt entsprechend.

(2) Über Anträge und Einwendungen beschließt das Gericht. Die Entscheidung ist unan-
fechtbar.

§ 241a Vernehmung minderjähriger Zeugen durch den Vorsitzenden

(1) Die Vernehmung von Zeugen unter 18 Jahren wird allein von dem Vorsitzenden
durchgeführt.

(2) Die in § 240 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen können verlangen,
dass der Vorsitzende den Zeugen weitere Fragen stellt. Der Vorsitzende kann diesen
Personen eine unmittelbare Befragung der Zeugen gestatten, wenn nach pflichtge-
mäßem Ermessen ein Nachteil für das Wohl der Zeugen nicht zu befürchten ist.

(3) § 241 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 247 Entfernung des Angeklagten bei Vernehmung von Mitangeklagten und Zeugen

Das Gericht kann anordnen, dass sich der Angeklagte während einer Vernehmung
aus dem Sitzungszimmer entfernt, wenn zu befürchten ist, ein Mitangeklagter oder
ein Zeuge werde bei seiner Vernehmung in Gegenwart des Angeklagten die Wahr-
heit nicht sagen. Das gleiche gilt, wenn bei der Vernehmung einer Person unter 18
Jahren als Zeuge in Gegenwart des Angeklagten ein erheblicher Nachteil für das
Wohl des Zeugen zu befürchten ist oder wenn bei einer Vernehmung einer anderen
Person als Zeuge in Gegenwart des Angeklagten die dringende Gefahr eines
schwerwiegenden Nachteils für ihre Gesundheit besteht. Die Entfernung des Ange-
klagten kann für die Dauer von Erörterungen über den Zustand des Angeklagten und
die Behandlungsaussichten angeordnet werden, wenn ein erheblicher Nachteil für
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seine Gesundheit zu befürchten ist. Der Vorsitzende hat den Angeklagten, sobald
dieser wieder anwesend ist, von dem wesentlichen Inhalt dessen zu unterrichten, was
während seiner Abwesenheit ausgesagt oder sonst verhandelt worden ist.

§ 247a Anordnung einer audiovisuellen Vernehmung von Zeugen

(1) Besteht die dringende Gefahr eines schwerwiegenden Nachteils für das Wohl des
Zeugen, wenn er in Gegenwart der in der Hauptverhandlung Anwesenden vernom-
men wird, so kann das Gericht anordnen, dass der Zeuge sich während der Verneh-
mung an einem anderen Ort aufhält; eine solche Anordnung ist auch unter den Vo-
raussetzungen des § 251 Abs. 2 zulässig, soweit dies zur Erforschung der Wahrheit
erforderlich ist. Die Entscheidung ist unanfechtbar. Die Aussage wird zeitgleich in
Bild und Ton in das Sitzungszimmer übertragen. Sie soll aufgezeichnet werden,
wenn zu besorgen ist, dass der Zeuge in einer weiteren Hauptverhandlung nicht ver-
nommen werden kann und die Aufzeichnung zur Erforschung der Wahrheit erfor-
derlich ist. § 58a Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

(2) Das Gericht kann anordnen, dass die Vernehmung eines Sachverständigen in der
Weise erfolgt, dass dieser sich an einem anderen Ort als das Gericht aufhält und die
Vernehmung zeitgleich in Bild und Ton an den Ort, an dem sich der Sachverständi-
ge aufhält, und in das Sitzungszimmer übertragen wird. Dies gilt nicht in den Fällen
des § 246a. Die Entscheidung nach Satz 1 ist unanfechtbar.

§ 255 Protokollierung der Verlesung

In den Fällen der §§ 253 und 254 ist die Verlesung und ihr Grund auf Antrag der
Staatsanwaltschaft oder des Angeklagten im Protokoll zu erwähnen.

§ 255a Vorführung einer aufgezeichneten Zeugenvernehmung

(1) Für die Vorführung der Bild-Ton-Aufzeichnung einer Zeugenvernehmung gelten die
Vorschriften zur Verlesung eines Protokolls über eine Vernehmung gemäß §§ 251,
252, 253 und 255 entsprechend.

(2) In Verfahren wegen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung (§§ 174 bis
184j des Strafgesetzbuches) oder gegen das Leben (§§ 211 bis 222 des Strafgesetz-
buches), wegen Misshandlung von Schutzbefohlenen (§ 225 des Strafgesetzbuches)
oder wegen Straftaten gegen die persönliche Freiheit nach den §§ 232 bis 233a des
Strafgesetzbuches kann die Vernehmung eines Zeugen unter 18 Jahren durch die
Vorführung der Bild-Ton-Aufzeichnung seiner früheren richterlichen Vernehmung
ersetzt werden, wenn der Angeklagte und sein Verteidiger Gelegenheit hatten, an
dieser mitzuwirken. Dies gilt auch für Zeugen, die Verletzte einer dieser Straftaten
sind und zur Zeit der Tat unter 18 Jahre alt waren. Das Gericht hat bei seiner Ent-
scheidung auch die schutzwürdigen Interessen des Zeugen zu berücksichtigen und
den Grund für die Vorführung bekanntzugeben. Eine ergänzende Vernehmung des
Zeugen ist zulässig.
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Fünftes Buch ± Beteiligung des Verletzten am Verfahren
± Erster Abschnitt: Privatklage ±

[«]

± Zweiter Abschnitt: Nebenklage ±
§ 395 Befugnis zum Anschluss als Nebenkläger

(1) Der erhobenen öffentlichen Klage oder dem Antrag im Sicherungsverfahren kann
sich mit der Nebenklage anschließen, wer verletzt ist durch eine rechtswidrige Tat
nach

1. den §§ 174 bis 182, 184i und 184j des Strafgesetzbuches,

2. den §§ 211 und 212 des Strafgesetzbuches, die versucht wurde,

3. den §§ 221, 223 bis 226a und 340 des Strafgesetzbuches,

4. den §§ 232 bis 238, 239 Absatz 3, §§ 239a, 239b und 240 Absatz 4 des Strafge-
setzbuches,

5. § 4 des Gewaltschutzgesetzes,

6. § 142 des Patentgesetzes, § 25 des Gebrauchsmustergesetzes, § 10 des Halb-
leiterschutzgesetzes, § 39 des Sortenschutzgesetzes, den §§ 143 bis 144 des
Markengesetzes, den §§ 51 und 65 des Designgesetzes, den §§ 106 bis 108b des
Urheberrechtsgesetzes, § 33 des Gesetzes betreffend das Urheberrecht an Wer-
ken der bildenden Künste und der Photographie und den §§ 16 bis 19 des Geset-
zes gegen den unlauteren Wettbewerb.

(2) Die gleiche Befugnis steht Personen zu,

1. deren Kinder, Eltern, Geschwister, Ehegatten oder Lebenspartner durch eine
rechtswidrige Tat getötet wurden oder

2. die durch einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung (§ 172) die Erhebung der
öffentlichen Klage herbeigeführt haben.

(3) Wer durch eine andere rechtswidrige Tat, insbesondere nach den §§ 185 bis 189,
229, 244 Absatz 1 Nummer 3, Absatz 4, §§ 249 bis 255 und 316a des Strafgesetzbu-
ches, verletzt ist, kann sich der erhobenen öffentlichen Klage mit der Nebenklage
anschließen, wenn dies aus besonderen Gründen, insbesondere wegen der schweren
Folgen der Tat, zur Wahrnehmung seiner Interessen geboten erscheint.

(4) Der Anschluss ist in jeder Lage des Verfahrens zulässig. Er kann nach ergangenem
Urteil auch zur Einlegung von Rechtsmitteln geschehen.

(5) Wird die Verfolgung nach § 154a beschränkt, so berührt dies nicht das Recht, sich
der erhobenen öffentlichen Klage als Nebenkläger anzuschließen. Wird der Neben-
kläger zum Verfahren zugelassen, entfällt eine Beschränkung nach § 154a Absatz 1
oder 2, soweit sie die Nebenklage betrifft.

§ 396 Anschlusserklärung; Entscheidung über die Befugnis zum Anschluss

(1) Die Anschlusserklärung ist bei dem Gericht schriftlich einzureichen. Eine vor Erhe-
bung der öffentlichen Klage bei der Staatsanwaltschaft oder dem Gericht eingegan-
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gene Anschlusserklärung wird mit der Erhebung der öffentlichen Klage wirksam. Im
Verfahren bei Strafbefehlen wird der Anschluss wirksam, wenn Termin zur Haupt-
verhandlung anberaumt (§ 408 Abs. 3 Satz 2, § 411 Abs. 1) oder der Antrag auf Er-
lass eines Strafbefehls abgelehnt worden ist.

(2) Das Gericht entscheidet über die Berechtigung zum Anschluss als Nebenkläger nach
Anhörung der Staatsanwaltschaft. In den Fällen des § 395 Abs. 3 entscheidet es nach
Anhörung auch des Angeschuldigten darüber, ob der Anschluss aus den dort ge-
nannten Gründen geboten ist; diese Entscheidung ist unanfechtbar.

(3) Erwägt das Gericht, das Verfahren nach § 153 Abs. 2, § 153a Abs. 2, § 153b Abs. 2
oder § 154 Abs. 2 einzustellen, so entscheidet es zunächst über die Berechtigung
zum Anschluss.

§ 397 Verfahrensrechte des Nebenklägers

(1) Der Nebenkläger ist, auch wenn er als Zeuge vernommen werden soll, zur Anwe-
senheit in der Hauptverhandlung berechtigt. Er ist zur Hauptverhandlung zu laden;
§ 145a Absatz 2 Satz 1 und § 217 Absatz 1 und 3 gelten entsprechend. Die Befugnis
zur Ablehnung eines Richters (§§ 24, 31) oder Sachverständigen (§ 74), das Frage-
recht (§ 240 Absatz 2), das Recht zur Beanstandung von Anordnungen des Vorsit-
zenden (§ 238 Absatz 2) und von Fragen (§ 242), das Beweisantragsrecht (§ 244
Absatz 3 bis 6) sowie das Recht zur Abgabe von Erklärungen (§§ 257, 258) stehen
auch dem Nebenkläger zu. Dieser ist, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist,
im selben Umfang zuzuziehen und zu hören wie die Staatsanwaltschaft. Entschei-
dungen, die der Staatsanwaltschaft bekannt gemacht werden, sind auch dem Neben-
kläger bekannt zu geben; § 145a Absatz 1 und 3 gilt entsprechend.

(2) Der Nebenkläger kann sich des Beistands eines Rechtsanwalts bedienen oder sich
durch einen solchen vertreten lassen. Der Rechtsanwalt ist zur Anwesenheit in der
Hauptverhandlung berechtigt. Er ist vom Termin der Hauptverhandlung zu benach-
richtigen, wenn seine Wahl dem Gericht angezeigt oder er als Beistand bestellt wurde.

(3) Ist der Nebenkläger der deutschen Sprache nicht mächtig, erhält er auf Antrag nach
Maßgabe des § 187 Absatz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes eine Übersetzung
schriftlicher Unterlagen, soweit dies zur Ausübung seiner strafprozessualen Rechte
erforderlich ist.

§ 397a Bestellung eines Beistands; Prozesskostenhilfe

(1) Dem Nebenkläger ist auf seinen Antrag ein Rechtsanwalt als Beistand zu bestellen,
wenn er

1. durch ein Verbrechen nach den §§ 177, 179, 232 bis 232b und 233a des Strafge-
setzbuches verletzt ist,

1a. durch eine Straftat nach § 184j verletzt ist und der Begehung dieser Straftat
ein Verbrechen nach § 177 des Strafgesetzbuches zugrunde liegt,

2. durch eine versuchte rechtswidrige Tat nach den §§ 211 und 212 des Strafge-
setzbuches verletzt oder Angehöriger eines durch eine rechtswidrige Tat Getöte-
ten im Sinne des § 395 Absatz 2 Nummer 1 ist,
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3. durch ein Verbrechen nach den §§ 226, 226a, 234 bis 235, 238 bis 239b, 249,
250, 252, 255 und 316a des Strafgesetzbuches verletzt ist, das bei ihm zu schwe-
ren körperlichen oder seelischen Schäden geführt hat oder voraussichtlich führen
wird,

4. durch eine rechtswidrige Tat nach den §§ 174 bis 182, 184i, 184j und 225 des
Strafgesetzbuchs verletzt ist und er zur Zeit der Tat das 18. Lebensjahr noch
nicht vollendet hatte oder seine Interessen selbst nicht ausreichend wahrnehmen
kann oder

5. durch eine rechtswidrige Tat nach den §§ 221, 226, 226a, 232 bis 235, 237, 238
Absatz 2 und 3, §§ 239a, 239b, 240 Absatz 4, §§ 249, 250, 252, 255 und 316a
des Strafgesetzbuches verletzt ist und er bei Antragstellung das 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat oder seine Interessen selbst nicht ausreichend wahr-
nehmen kann.

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Bestellung nach Absatz 1 nicht vor, so ist dem
Nebenkläger für die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts auf Antrag Prozesskosten-
hilfe nach denselben Vorschriften wie in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zu bewil-
ligen, wenn er seine Interessen selbst nicht ausreichend wahrnehmen kann oder ihm
dies nicht zuzumuten ist. § 114 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz sowie Absatz 2 und
§ 121 Absatz 1 bis 3 der Zivilprozessordnung sind nicht anzuwenden.

(3) Anträge nach den Absätzen 1 und 2 können schon vor der Erklärung des Anschlus-
ses gestellt werden. Über die Bestellung des Rechtsanwalts, für die § 142 Absatz 1
entsprechend gilt, und die Bewilligung der Prozesskostenhilfe entscheidet der Vor-
sitzende des mit der Sache befassten Gerichts.

Dritter Abschnitt: Entschädigung des Verletzten

§ 403 Geltendmachung eines Anspruchs im Adhäsionsverfahren

Der Verletzte oder sein Erbe kann gegen den Beschuldigten einen aus der Straftat
erwachsenen vermögensrechtlichen Anspruch, der zur Zuständigkeit der ordentli-
chen Gerichte gehört und noch nicht anderweit gerichtlich anhängig gemacht ist, im
Strafverfahren geltend machen, im Verfahren vor dem Amtsgericht ohne Rücksicht
auf den Wert des Streitgegenstandes.

§ 404 Antrag des Verletzten; Prozesskostenhilfe

(1) Der Antrag, durch den der Anspruch geltend gemacht wird, kann schriftlich oder
mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten, in der Hauptverhandlung auch
mündlich bis zum Beginn der Schlussvorträge gestellt werden. Er muss den Gegen-
stand und Grund des Anspruchs bestimmt bezeichnen und soll die Beweismittel ent-
halten. Ist der Antrag außerhalb der Hauptverhandlung gestellt, so wird er dem Be-
schuldigten zugestellt.

(2) Die Antragstellung hat dieselben Wirkungen wie die Erhebung der Klage im bürger-
lichen Rechtsstreit. Sie treten mit Eingang des Antrages bei Gericht ein.

(3) Ist der Antrag vor Beginn der Hauptverhandlung gestellt, so wird der Antragsteller
von Ort und Zeit der Hauptverhandlung benachrichtigt. Der Antragsteller, sein ge-
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setzlicher Vertreter und der Ehegatte oder Lebenspartner des Antragsberechtigten
können an der Hauptverhandlung teilnehmen.

(4) Der Antrag kann bis zur Verkündung des Urteils zurückgenommen werden.

(5) Dem Antragsteller und dem Angeschuldigten ist auf Antrag Prozesskostenhilfe nach
denselben Vorschriften wie in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zu bewilligen, so-
bald die Klage erhoben ist. § 121 Abs. 2 der Zivilprozessordnung gilt mit der Maß-
gabe, dass dem Angeschuldigten, der einen Verteidiger hat, dieser beigeordnet wer-
den soll; dem Antragsteller, der sich im Hauptverfahren des Beistandes eines
Rechtsanwalts bedient, soll dieser beigeordnet werden. Zuständig für die Entschei-
dung ist das mit der Sache befasste Gericht; die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

§ 405 Vergleich

(1) Auf Antrag des Verletzten oder seines Erben und des Angeklagten nimmt das Ge-
richt einen Vergleich über die aus der Straftat erwachsenen Ansprüche in das Proto-
koll auf. Es soll auf übereinstimmenden Antrag der in Satz 1 Genannten einen Ver-
gleichsvorschlag unterbreiten.

(2) Für die Entscheidung über Einwendungen gegen die Rechtswirksamkeit des Ver-
gleichs ist das Gericht der bürgerlichen Rechtspflege zuständig, in dessen Bezirk das
Strafgericht des ersten Rechtszuges seinen Sitz hat.

§ 406 Entscheidung über den Antrag im Strafurteil; Absehen von einer Entscheidung

(1) Das Gericht gibt dem Antrag in dem Urteil statt, mit dem der Angeklagte wegen
einer Straftat schuldig gesprochen oder gegen ihn eine Maßregel der Besserung und
Sicherung angeordnet wird, soweit der Antrag wegen dieser Straftat begründet ist.
Die Entscheidung kann sich auf den Grund oder einen Teil des geltend gemachten
Anspruchs beschränken; § 318 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. Das Ge-
richt sieht von einer Entscheidung ab, wenn der Antrag unzulässig ist oder soweit er
unbegründet erscheint. Im Übrigen kann das Gericht von einer Entscheidung nur ab-
sehen, wenn sich der Antrag auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange
des Antragstellers zur Erledigung im Strafverfahren nicht eignet. Der Antrag ist ins-
besondere dann zur Erledigung im Strafverfahren nicht geeignet, wenn seine weitere
Prüfung, auch soweit eine Entscheidung nur über den Grund oder einen Teil des An-
spruchs in Betracht kommt, das Verfahren erheblich verzögern würde. Soweit der
Antragsteller den Anspruch auf Zuerkennung eines Schmerzensgeldes (§ 253 Abs. 2
des Bürgerlichen Gesetzbuches) geltend macht, ist das Absehen von einer Entschei-
dung nur nach Satz 3 zulässig.

(2) Erkennt der Angeklagte den vom Antragsteller gegen ihn geltend gemachten An-
spruch ganz oder teilweise an, ist er gemäß dem Anerkenntnis zu verurteilen.

(3) Die Entscheidung über den Antrag steht einem im bürgerlichen Rechtsstreit ergan-
genen Urteil gleich. Das Gericht erklärt die Entscheidung für vorläufig vollstreck-
bar; die §§ 708 bis 712 sowie die §§ 714 und 716 der Zivilprozessordnung gelten
entsprechend. Soweit der Anspruch nicht zuerkannt ist, kann er anderweit geltend
gemacht werden. Ist über den Grund des Anspruchs rechtskräftig entschieden, so
findet die Verhandlung über den Betrag nach § 304 Abs. 2 der Zivilprozessordnung
vor dem zuständigen Zivilgericht statt.
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(4) Der Antragsteller erhält eine Abschrift des Urteils mit Gründen oder einen Auszug
daraus.

(5) Erwägt das Gericht, von einer Entscheidung über den Antrag abzusehen, weist es die
Verfahrensbeteiligten so früh wie möglich darauf hin. Sobald das Gericht nach An-
hörung des Antragstellers die Voraussetzungen für eine Entscheidung über den An-
trag für nicht gegeben erachtet, sieht es durch Beschluss von einer Entscheidung
über den Antrag ab.

§ 406a Rechtsmittel

(1) Gegen den Beschluss, mit dem nach § 406 Abs. 5 Satz 2 von einer Entscheidung
über den Antrag abgesehen wird, ist sofortige Beschwerde zulässig, wenn der An-
trag vor Beginn der Hauptverhandlung gestellt worden und solange keine den
Rechtszug abschließende Entscheidung ergangen ist. Im Übrigen steht dem Antrag-
steller ein Rechtsmittel nicht zu.

(2) Soweit das Gericht dem Antrag stattgibt, kann der Angeklagte die Entscheidung
auch ohne den strafrechtlichen Teil des Urteils mit dem sonst zulässigen Rechtsmit-
tel anfechten. In diesem Falle kann über das Rechtsmittel durch Beschluss in nicht-
öffentlicher Sitzung entschieden werden. Ist das zulässige Rechtsmittel die Beru-
fung, findet auf Antrag des Angeklagten oder des Antragstellers eine mündliche
Anhörung der Beteiligten statt.

(3) Die dem Antrag stattgebende Entscheidung ist aufzuheben, wenn der Angeklagte
unter Aufhebung der Verurteilung wegen der Straftat, auf welche die Entscheidung
über den Antrag gestützt worden ist, weder schuldig gesprochen noch gegen ihn eine
Maßregel der Besserung und Sicherung angeordnet wird. Dies gilt auch, wenn das
Urteil insoweit nicht angefochten ist.

§ 406b Vollstreckung

Die Vollstreckung richtet sich nach den Vorschriften, die für die Vollstreckung von
Urteilen und Prozessvergleichen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten gelten. Für das
Verfahren nach den §§ 323, 731, 767, 768, 887 bis 890 der Zivilprozessordnung ist
das Gericht der bürgerlichen Rechtspflege zuständig, in dessen Bezirk das Strafge-
richt des ersten Rechtszuges seinen Sitz hat. Einwendungen, die den im Urteil fest-
gestellten Anspruch selbst betreffen, sind nur insoweit zulässig, als die Gründe, auf
denen sie beruhen, nach Schluss der Hauptverhandlung des ersten Rechtszuges und,
wenn das Berufungsgericht entschieden hat, nach Schluss der Hauptverhandlung im
Berufungsrechtszug entstanden sind.

§ 406c Wiederaufnahme des Verfahrens

(1) Den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens kann der Angeklagte darauf be-
schränken, eine wesentlich andere Entscheidung über den Anspruch herbeizuführen.
Das Gericht entscheidet dann ohne Erneuerung der Hauptverhandlung durch Be-
schluss.

(2) Richtet sich der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens nur gegen den straf-
rechtlichen Teil des Urteils, so gilt § 406a Abs. 3 entsprechend.
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Vierter Abschnitt: Sonstige Befugnisse des Verletzten

§ 406d Auskunft über den Stand des Verfahrens

(1) Dem Verletzten ist, soweit es ihn betrifft, auf Antrag mitzuteilen:

1. die Einstellung des Verfahrens,

2. der Ort und Zeitpunkt der Hauptverhandlung sowie die gegen den Angeklagten
erhobenen Beschuldigungen,

3. der Ausgang des gerichtlichen Verfahrens.

Ist der Verletzte der deutschen Sprache nicht mächtig, so werden ihm auf Antrag Ort
und Zeitpunkt der Hauptverhandlung in einer ihm verständlichen Sprache mitgeteilt.

(2) Dem Verletzten ist auf Antrag mitzuteilen, ob

1. dem Verurteilten die Weisung erteilt worden ist, zu dem Verletzten keinen Kon-
takt aufzunehmen oder mit ihm nicht zu verkehren;

2. freiheitsentziehende Maßnahmen gegen den Beschuldigten oder den Verurteilten
angeordnet oder beendet oder ob erstmalig Vollzugslockerungen oder Urlaub
gewährt werden, wenn er ein berechtigtes Interesse darlegt und kein überwie-
gendes schutzwürdiges Interesse des Betroffenen am Ausschluss der Mitteilung
vorliegt; in den in § 395 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Fällen sowie in
den Fällen des § 395 Absatz 3, in denen der Verletzte zur Nebenklage zugelas-
sen wurde, bedarf es der Darlegung eines berechtigten Interesses nicht;

3. der Beschuldigte oder Verurteilte sich einer freiheitsentziehenden Maßnahme
durch Flucht entzogen hat und welche Maßnahmen zum Schutz des Verletzten
deswegen gegebenenfalls getroffen worden sind;

4. dem Verurteilten erneut Vollzugslockerung oder Urlaub gewährt wird, wenn da-
für ein berechtigtes Interesse dargelegt oder ersichtlich ist und kein überwiegen-
des schutzwürdiges Interesse des Verurteilten am Ausschluss der Mitteilung vor-
liegt.

Die Mitteilung erfolgt durch die Stelle, welche die Entscheidung gegenüber dem
Beschuldigten oder Verurteilten getroffen hat; in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3
erfolgt die Mitteilung durch die zuständige Staatsanwaltschaft.

(3) Der Verletzte ist über die Informationsrechte aus Absatz 2 Satz 1 nach der Urteils-
verkündung oder Einstellung des Verfahrens zu belehren. Über die Informations-
rechte aus Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 ist der Verletzte zudem bei Anzeigeer-
stattung zu belehren, wenn die Anordnung von Untersuchungshaft gegen den
Beschuldigten zu erwarten ist.

(4) Mitteilungen können unterbleiben, sofern sie nicht unter einer Anschrift möglich
sind, die der Verletzte angegeben hat. Hat der Verletzte einen Rechtsanwalt als Bei-
stand gewählt, ist ihm ein solcher beigeordnet worden oder wird er durch einen sol-
chen vertreten, so gilt § 145a entsprechend.

§ 406e Akteneinsicht; Auskunft

(1) Für den Verletzten kann ein Rechtsanwalt die Akten, die dem Gericht vorliegen oder
diesem im Falle der Erhebung der öffentlichen Klage vorzulegen wären, einsehen
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sowie amtlich verwahrte Beweisstücke besichtigen, soweit er hierfür ein berechtig-
tes Interesse darlegt. In den in § 395 genannten Fällen bedarf es der Darlegung eines
berechtigten Interesses nicht.

(2) Die Einsicht in die Akten ist zu versagen, soweit überwiegende schutzwürdige Inte-
ressen des Beschuldigten oder anderer Personen entgegenstehen. Sie kann versagt
werden, soweit der Untersuchungszweck, auch in einem anderen Strafverfahren, ge-
fährdet erscheint. Sie kann auch versagt werden, wenn durch sie das Verfahren er-
heblich verzögert würde, es sei denn, dass die Staatsanwaltschaft in den in § 395 ge-
nannten Fällen den Abschluss der Ermittlungen in den Akten vermerkt hat.

(3) Auf Antrag können dem Rechtsanwalt, soweit nicht wichtige Gründe entgegenste-
hen, die Akten mit Ausnahme der Beweisstücke in seine Geschäftsräume oder seine
Wohnung mitgegeben werden. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

(4) Über die Gewährung der Akteneinsicht entscheidet im vorbereitenden Verfahren
und nach rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens die Staatsanwaltschaft, im übri-
gen der Vorsitzende des mit der Sache befassten Gerichts. Gegen die Entscheidung
der Staatsanwaltschaft nach Satz 1 kann gerichtliche Entscheidung durch das nach
§ 162 zuständige Gericht beantragt werden. Die §§ 297 bis 300, 302, 306 bis 309,
311a und 473a gelten entsprechend. Die Entscheidung des Gerichts ist unanfechtbar,
solange die Ermittlungen noch nicht abgeschlossen sind. Diese Entscheidungen
werden nicht mit Gründen versehen, soweit durch deren Offenlegung der Untersu-
chungszweck gefährdet werden könnte.

(5) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 können dem Verletzten Auskünfte und
Abschriften aus den Akten erteilt werden; die Absätze 2 und 4 sowie § 478 Abs. 1
Satz 3 und 4 gelten entsprechend.

(6) § 477 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 406f Verletztenbeistand
(1) Verletzte können sich des Beistands eines Rechtsanwalts bedienen oder sich durch

einen solchen vertreten lassen. Einem zur Vernehmung des Verletzten erschienenen
anwaltlichen Beistand ist die Anwesenheit gestattet.

(2) Bei einer Vernehmung von Verletzten ist auf deren Antrag einer zur Vernehmung
erschienenen Person ihres Vertrauens die Anwesenheit zu gestatten, es sei denn,
dass dies den Untersuchungszweck gefährden könnte. Die Entscheidung trifft die die
Vernehmung leitende Person; die Entscheidung ist nicht anfechtbar. Die Gründe ei-
ner Ablehnung sind aktenkundig zu machen.

§ 406g Psychosoziale Prozessbegleitung
(1) Verletzte können sich des Beistands eines psychosozialen Prozessbegleiters bedie-

nen. Dem psychosozialen Prozessbegleiter ist es gestattet, bei Vernehmungen des
Verletzten und während der Hauptverhandlung gemeinsam mit dem Verletzten an-
wesend zu sein.

(2) Die Grundsätze der psychosozialen Prozessbegleitung sowie die Anforderungen an
die Qualifikation und die Vergütung des psychosozialen Prozessbegleiters richten
sich nach dem Gesetz über die psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren
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vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2525, 2529)** in der jeweils geltenden Fas-
sung.

(3) Unter den in § 397a Absatz 1 Nummer 4 und 5 bezeichneten Voraussetzungen ist
dem Verletzten auf seinen Antrag ein psychosozialer Prozessbegleiter beizuordnen.
Unter den in § 397a Absatz 1 Nummer 1 bis 3 bezeichneten Voraussetzungen kann
dem Verletzten auf seinen Antrag ein psychosozialer Prozessbegleiter beigeordnet
werden, wenn die besondere Schutzbedürftigkeit des Verletzten dies erfordert. Die
Beiordnung ist für den Verletzten kostenfrei. Für die Beiordnung gilt § 142 Absatz 1
entsprechend. Im Vorverfahren entscheidet das nach § 162 zuständige Gericht.

(4) Einem nicht beigeordneten psychosozialen Prozessbegleiter kann die Anwesenheit
bei einer Vernehmung des Verletzten untersagt werden, wenn dies den Untersu-
chungszweck gefährden könnte. Die Entscheidung trifft die die Vernehmung leiten-
de Person; die Entscheidung ist nicht anfechtbar. Die Gründe einer Ablehnung sind
aktenkundig zu machen.

§ 406h Beistand des nebenklageberechtigten Verletzten
(1) Nach § 395 zum Anschluss mit der Nebenklage Befugte können sich auch vor Erhe-

bung der öffentlichen Klage und ohne Erklärung eines Anschlusses eines Rechtsan-
walts als Beistand bedienen oder sich durch einen solchen vertreten lassen. Sie sind
zur Anwesenheit in der Hauptverhandlung berechtigt, auch wenn sie als Zeugen
vernommen werden sollen. Ist zweifelhaft, ob eine Person nebenklagebefugt ist, ent-
scheidet über das Anwesenheitsrecht das Gericht nach Anhörung der Person und der
Staatsanwaltschaft; die Entscheidung ist unanfechtbar.

(2) Der Rechtsanwalt des Nebenklagebefugten ist zur Anwesenheit in der Hauptver-
handlung berechtigt; Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Er ist vom Termin der
Hauptverhandlung zu benachrichtigen, wenn seine Wahl dem Gericht angezeigt oder
er als Beistand bestellt wurde. Die Sätze 1 und 2 gelten bei richterlichen Verneh-
mungen und der Einnahme richterlichen Augenscheins entsprechend, es sei denn,
dass die Anwesenheit oder die Benachrichtigung des Rechtsanwalts den Untersu-
chungszweck gefährden könnte.

(3) § 397a gilt entsprechend für
1. die Bestellung eines Rechtsanwalts und
2. die Bewilligung von Prozesskostenhilfe für die Hinzuziehung eines Rechtsan-

walts.
Im vorbereitenden Verfahren entscheidet das nach § 162 zuständige Gericht.

(4) Auf Antrag dessen, der zum Anschluss als Nebenkläger berechtigt ist, kann in den
Fällen des § 397a Abs. 2 einstweilen ein Rechtsanwalt als Beistand bestellt werden,
wenn
1. dies aus besonderen Gründen geboten ist,
2. die Mitwirkung eines Beistands eilbedürftig ist und

____________
** Siehe unten Nr. 8.
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3. die Bewilligung von Prozesskostenhilfe möglich erscheint, eine rechtzeitige Ent-
scheidung hierüber aber nicht zu erwarten ist.

Für die Bestellung gelten § 142 Abs. 1 und § 162 entsprechend. Die Bestellung en-
det, wenn nicht innerhalb einer vom Richter zu bestimmenden Frist ein Antrag auf
Bewilligung von Prozesskostenhilfe gestellt oder wenn die Bewilligung von Pro-
zesskostenhilfe abgelehnt wird.

§ 406j Unterrichtung des Verletzten über seine Befugnisse außerhalb des Strafver-
fahrens

Verletzte sind möglichst frühzeitig, regelmäßig schriftlich und soweit möglich in ei-
ner für sie verständlichen Sprache über folgende Befugnisse zu unterrichten, die sie
außerhalb des Strafverfahrens haben:

1. sie können einen aus der Straftat erwachsenen vermögensrechtlichen Anspruch,
soweit er nicht nach Maßgabe der §§ 403 bis 406c und des § 81 des Jugendge-
richtsgesetzes im Strafverfahren geltend gemacht wird, auf dem Zivilrechtsweg
geltend machen und dabei beantragen, dass ihnen für die Hinzuziehung eines
anwaltlichen Beistands Prozesskostenhilfe bewilligt wird;

2. sie können nach Maßgabe des Gewaltschutzgesetzes den Erlass von Anordnun-
gen gegen den Beschuldigten beantragen;

3. sie können nach Maßgabe des Opferentschädigungsgesetzes einen Versorgungs-
anspruch geltend machen;

4. sie können nach Maßgabe von Verwaltungsvorschriften des Bundes oder der
Länder gegebenenfalls Entschädigungsansprüche geltend machen;

5. sie können Unterstützung und Hilfe durch Opferhilfeeinrichtungen erhalten, et-
wa

a) in Form einer Beratung,

b) durch Bereitstellung oder Vermittlung einer Unterkunft in einer Schutzein-
richtung oder

c) durch Vermittlung von therapeutischen Angeboten wie medizinischer oder
psychologischer Hilfe oder weiteren verfügbaren Unterstützungsangeboten
im psychosozialen Bereich.

§ 406k Weitere Informationen
(1) Die Informationen nach den §§ 406i und 406j sollen jeweils Angaben dazu enthal-

ten,

1. an welche Stellen sich die Verletzten wenden können, um die beschriebenen
Möglichkeiten wahrzunehmen, und

2. wer die beschriebenen Angebote gegebenenfalls erbringt.

(2) Liegen die Voraussetzungen einer bestimmten Befugnis im Einzelfall offensichtlich
nicht vor, kann die betreffende Unterrichtung unterbleiben. Gegenüber Verletzten,
die keine zustellungsfähige Anschrift angegeben haben, besteht keine schriftliche
Hinweispflicht.
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§ 406l Befugnisse von Angehörigen und Erben von Verletzten

§ 406i Absatz 1 sowie die §§ 406j und 406k gelten auch für Angehörige und Erben
von Verletzten, soweit ihnen die entsprechenden Befugnisse zustehen.

Siebentes Buch ± Strafvollstreckung und Kosten des Verfahrens
± Erster Abschnitt: Strafvollstreckung ±

§ 459h Entschädigung des Verletzten

(1) Ein nach den §§ 73 bis 73b des Strafgesetzbuches eingezogener Gegenstand wird
dem Verletzten, dem ein Anspruch auf Rückgewähr des Erlangten erwachsen ist,
oder dessen Rechtsnachfolger zurückübertragen. Gleiches gilt, wenn der Gegenstand
nach § 76a Absatz 1 des Strafgesetzbuches, auch in Verbindung mit § 76a Absatz 3
des Strafgesetzbuches, eingezogen worden ist. In den Fällen des § 75 Absatz 1 Satz
2 des Strafgesetzbuches wird der eingezogene Gegenstand dem Verletzten oder des-
sen Rechtsnachfolger herausgegeben, wenn dieser sein Recht fristgerecht bei der
Vollstreckungsbehörde angemeldet hat.

(2) Hat das Gericht die Einziehung des Wertersatzes nach den §§ 73c und 76a Absatz 1
Satz 1 des Strafgesetzbuches, auch in Verbindung mit § 76a Absatz 3 des Strafge-
setzbuches, angeordnet, wird der Erlös aus der Verwertung der auf Grund des Ver-
mögensarrestes oder der Einziehungsanordnung gepfändeten Gegenstände an den
Verletzten, dem ein Anspruch auf Ersatz des Wertes des Erlangten aus der Tat er-
wachsen ist, oder an dessen Rechtsnachfolger ausgekehrt. § 111i gilt entsprechend.

§ 459k Verfahren bei Auskehrung des Verwertungserlöses

(1) Der Verletzte oder dessen Rechtsnachfolger hat seinen Anspruch auf Auskehrung
des Verwertungserlöses nach § 459h Absatz 2 binnen sechs Monaten nach der Mit-
teilung der Rechtskraft der Einziehungsanordnung bei der Vollstreckungsbehörde
anzumelden. Bei der Anmeldung ist die Höhe des Anspruchs zu bezeichnen.

(2) Ergeben sich die Anspruchsberechtigung des Antragstellers und die Anspruchshöhe
ohne weiteres aus der Einziehungsanordnung und den ihr zugrunde liegenden Fest-
stellungen, so wird der Verwertungserlös in diesem Umfang an den Antragsteller
ausgekehrt. Andernfalls bedarf es der Zulassung durch das Gericht. Das Gericht lässt
die Auskehrung des Verwertungserlöses nach Maßgabe des § 459h Absatz 2 zu. Die
Zulassung ist zu versagen, wenn der Antragsteller seine Anspruchsberechtigung
nicht glaubhaft macht; § 294 der Zivilprozessordnung ist anzuwenden.

(3) Vor der Entscheidung über die Auskehrung ist derjenige, gegen den sich die Anord-
nung der Einziehung richtet, zu hören. Dies gilt nur, wenn die Anhörung ausführbar
erscheint.

(4) Bei Versäumung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Frist ist unter den in den §§ 44
und 45 bezeichneten Voraussetzungen die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
zu gewähren.

(5) Unbeschadet des Verfahrens nach Absatz 1 kann der Verletzte oder dessen Rechts-
nachfolger seinen Anspruch auf Auskehrung des Verwertungserlöses nach § 459h
Absatz 2 geltend machen, indem er ein vollstreckbares Endurteil im Sinne des § 704
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der Zivilprozessordnung oder einen anderen Vollstreckungstitel im Sinne des § 794
der Zivilprozessordnung vorlegt, aus dem sich der geltend gemachte Anspruch
ergibt. Einem vollstreckbaren Endurteil im Sinne des § 704 der Zivilprozessordnung
stehen bestandskräftige öffentlich-rechtliche Vollstreckungstitel über Geldforderun-
gen gleich.

2. Zivilprozessordnung (ZPO)

§ 78 Anwaltsprozess

(1) Vor den Landgerichten und Oberlandesgerichten müssen sich die Parteien durch
einen Rechtsanwalt vertreten lassen. Ist in einem Land auf Grund des § 8 des Ein-
führungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz ein oberstes Landesgericht errich-
tet, so müssen sich die Parteien vor diesem ebenfalls durch einen Rechtsanwalt ver-
treten lassen. Vor dem Bundesgerichtshof müssen sich die Parteien durch einen bei
dem Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt vertreten lassen.

(2) Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse kön-
nen sich als Beteiligte für die Nichtzulassungsbeschwerde durch eigene Beschäftigte
mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Rich-
teramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlüsse vertreten lassen.

(3) Diese Vorschriften sind auf das Verfahren vor einem beauftragten oder ersuchten
Richter sowie auf Prozesshandlungen, die vor dem Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle vorgenommen werden können, nicht anzuwenden.

(4) Ein Rechtsanwalt, der nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 zur Vertretung berechtigt
ist, kann sich selbst vertreten.

§ 78b Notanwalt

(1) Insoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten ist, hat das Prozessgericht einer
Partei auf ihren Antrag durch Beschluss für den Rechtszug einen Rechtsanwalt zur
Wahrnehmung ihrer Rechte beizuordnen, wenn sie einen zu ihrer Vertretung berei-
ten Rechtsanwalt nicht findet und die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
nicht mutwillig oder aussichtslos erscheint.

(2) Gegen den Beschluss, durch den die Beiordnung eines Rechtsanwalts abgelehnt
wird, findet die sofortige Beschwerde statt.

§ 79 Parteiprozess

(1) Soweit eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht geboten ist, können die Parteien
den Rechtsstreit selbst führen. Parteien, die eine fremde oder ihnen zum Zweck der
Einziehung auf fremde Rechnung abgetretene Geldforderung geltend machen, müs-
sen sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen, soweit sie
nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 zur Vertretung des Gläubigers befugt wären o-
der eine Forderung einziehen, deren ursprünglicher Gläubiger sie sind.
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(2) Die Parteien können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten
lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte vertretungsbefugt nur

1. Beschäftigte der Partei oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens (§ 15 des
Aktiengesetzes); Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten
Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer Behörden oder
juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten
lassen,

2. volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des Lebens-
partnerschaftsgesetzes), Personen mit Befähigung zum Richteramt und Streitge-
nossen, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer entgeltlichen
Tätigkeit steht,

3. Verbraucherzentralen und andere mit öffentlichen Mitteln geförderte Verbrau-
cherverbände bei der Einziehung von Forderungen von Verbrauchern im Rah-
men ihres Aufgabenbereichs,

4. Personen, die Inkassodienstleistungen erbringen (registrierte Personen nach § 10
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Rechtsdienstleistungsgesetzes) im Mahnverfahren bis zur
Abgabe an das Streitgericht, bei Vollstreckungsanträgen im Verfahren der
Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen wegen Geldforderungen ein-
schließlich des Verfahrens zur Abnahme der Vermögensauskunft und der eides-
stattlichen Versicherung sowie des Antrags auf Erlass eines Haftbefehls, jeweils
mit Ausnahme von Verfahrenshandlungen, die ein streitiges Verfahren einleiten
oder innerhalb eines streitigen Verfahrens vorzunehmen sind.

Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe
und mit der Prozessvertretung beauftragten Vertreter.

(3) Das Gericht weist Bevollmächtigte, die nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 vertre-
tungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Beschluss zurück. Prozesshandlungen eines
nicht vertretungsbefugten Bevollmächtigten und Zustellungen oder Mitteilungen an
diesen Bevollmächtigten sind bis zu seiner Zurückweisung wirksam. Das Gericht
kann den in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Bevollmächtigten durch unan-
fechtbaren Beschluss die weitere Vertretung untersagen, wenn sie nicht in der Lage
sind, das Sach- und Streitverhältnis sachgerecht darzustellen.

(4) Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte vor einem Gericht auftreten, dem sie ange-
hören. Ehrenamtliche Richter dürfen, außer in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2
Nr. 1, nicht vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie angehören. Absatz 3 Satz 1
und 2 gilt entsprechend.

§ 90 Beistand

(1) In der Verhandlung können die Parteien mit Beiständen erscheinen. Beistand kann
sein, wer in Verfahren, in denen die Partei den Rechtsstreit selbst führen kann, als
Bevollmächtigter zur Vertretung in der Verhandlung befugt ist. Das Gericht kann
andere Personen als Beistand zulassen, wenn dies sachdienlich ist und hierfür nach
den Umständen des Einzelfalls ein Bedürfnis besteht. § 79 Abs. 3 Satz 1 und 3 und
Abs. 4 gilt entsprechend.



ZPO 135

(2) Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von der Partei vorgebracht, insoweit es
nicht von dieser sofort widerrufen oder berichtigt wird.

± Prozesskostenhilfe ±
§ 114 Voraussetzungen

(1) Eine Partei, die nach ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kos-
ten der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, erhält
auf Antrag Prozesskostenhilfe, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig er-
scheint. Für die grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe innerhalb der Europäischen
Union gelten ergänzend die §§ 1076 bis 1078.

(2) Mutwillig ist die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung, wenn eine Partei, die
keine Prozesskostenhilfe beansprucht, bei verständiger Würdigung aller Umstände
von der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung absehen würde, obwohl eine hin-
reichende Aussicht auf Erfolg besteht.

§ 115 Einsatz von Einkommen und Vermögen

(1) Die Partei hat ihr Einkommen einzusetzen. Zum Einkommen gehören alle Einkünfte
in Geld oder Geldeswert. Von ihm sind abzusetzen:

1.

a) die in § 82 Abs. 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bezeichneten Be-
träge;

b) bei Parteien, die ein Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielen, ein Betrag in
Höhe von 50 vom Hundert des höchsten Regelsatzes, der für den alleinste-
henden oder alleinerziehenden Leistungsberechtigten gemäß der Regelbe-
darfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch
festgesetzt oder fortgeschrieben worden ist;

2.

a) für die Partei und ihren Ehegatten oder ihren Lebenspartner jeweils ein Be-
trag in Höhe des um 10 vom Hundert erhöhten höchsten Regelsatzes, der für
den alleinstehenden oder alleinerziehenden Leistungsberechtigten gemäß
der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 des Zwölften Buches Sozi-
algesetzbuch festgesetzt oder fortgeschrieben worden ist;

b) bei weiteren Unterhaltsleistungen auf Grund gesetzlicher Unterhaltspflicht
für jede unterhaltsberechtigte Person jeweils ein Betrag in Höhe des um 10
vom Hundert erhöhten höchsten Regelsatzes, der für eine Person ihres Al-
ters gemäß den Regelbedarfsstufen 3 bis 6 nach der Anlage zu § 28 des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch festgesetzt oder fortgeschrieben worden
ist;

3. die Kosten der Unterkunft und Heizung, soweit sie nicht in einem auffälligen
Missverhältnis zu den Lebensverhältnissen der Partei stehen;

4. Mehrbedarfe nach § 21 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und nach § 30 des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch;
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5. weitere Beträge, soweit dies mit Rücksicht auf besondere Belastungen angemes-
sen ist; § 1610a des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend.

Maßgeblich sind die Beträge, die zum Zeitpunkt der Bewilligung der Prozesskos-
tenhilfe gelten. Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz gibt
bei jeder Neufestsetzung oder jeder Fortschreibung die maßgebenden Beträge nach
Satz 3 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 im Bundesgesetzblatt bekannt. Diese
Beträge sind, soweit sie nicht volle Euro ergeben, bis zu 0,49 Euro abzurunden und
von 0,50 Euro an aufzurunden. Die Unterhaltsfreibeträge nach Satz 3 Nr. 2 vermin-
dern sich um eigenes Einkommen der unterhaltsberechtigten Person. Wird eine Gel-
drente gezahlt, so ist sie an Stelle des Freibetrages abzusetzen, soweit dies angemes-
sen ist.

(2) Von dem nach den Abzügen verbleibenden Teil des monatlichen Einkommens (ein-
zusetzendes Einkommen) sind Monatsraten in Höhe der Hälfte des einzusetzenden
Einkommens festzusetzen; die Monatsraten sind auf volle Euro abzurunden. Beträgt
die Höhe einer Monatsrate weniger als 10 Euro, ist von der Festsetzung von Monats-
raten abzusehen. Bei einem einzusetzenden Einkommen von mehr als 600 Euro be-
trägt die Monatsrate 300 Euro zuzüglich des Teils des einzusetzenden Einkommens,
der 600 Euro übersteigt. Unabhängig von der Zahl der Rechtszüge sind höchstens 48
Monatsraten aufzubringen.

(3) Die Partei hat ihr Vermögen einzusetzen, soweit dies zumutbar ist. § 90 des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

(4) Prozesskostenhilfe wird nicht bewilligt, wenn die Kosten der Prozessführung der
Partei vier Monatsraten und die aus dem Vermögen aufzubringenden Teilbeträge vo-
raussichtlich nicht übersteigen.

§ 116 Partei kraft Amtes; juristische Person; parteifähige Vereinigung

Prozesskostenhilfe erhalten auf Antrag

1. eine Partei kraft Amtes, wenn die Kosten aus der verwalteten Vermögensmasse
nicht aufgebracht werden können und den am Gegenstand des Rechtsstreits wirt-
schaftlich Beteiligten nicht zuzumuten ist, die Kosten aufzubringen;

2. eine juristische Person oder parteifähige Vereinigung, die im Inland, in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gegründet und dort an-
sässig ist, wenn die Kosten weder von ihr noch von den am Gegenstand des
Rechtsstreits wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht werden können und wenn
die Unterlassung der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung allgemeinen In-
teressen zuwiderlaufen würde.

§ 114 Absatz 1 Satz 1 letzter Halbsatz und Absatz 2 ist anzuwenden. Können die
Kosten nur zum Teil oder nur in Teilbeträgen aufgebracht werden, so sind die ent-
sprechenden Beträge zu zahlen.

§ 117 Antrag

(1) Der Antrag auf Bewilligung der Prozesskostenhilfe ist bei dem Prozessgericht zu
stellen; er kann vor der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt werden. In dem Antrag
ist das Streitverhältnis unter Angabe der Beweismittel darzustellen. Der Antrag auf
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Bewilligung von Prozesskostenhilfe für die Zwangsvollstreckung ist bei dem für die
Zwangsvollstreckung zuständigen Gericht zu stellen.

(2) Dem Antrag sind eine Erklärung der Partei über ihre persönlichen und wirtschaftli-
chen Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten)
sowie entsprechende Belege beizufügen. Die Erklärung und die Belege dürfen dem
Gegner nur mit Zustimmung der Partei zugänglich gemacht werden; es sei denn, der
Gegner hat gegen den Antragsteller nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts
einen Anspruch auf Auskunft über Einkünfte und Vermögen des Antragstellers.
Dem Antragsteller ist vor der Übermittlung seiner Erklärung an den Gegner Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Er ist über die Übermittlung seiner Erklärung
zu unterrichten.

(3) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, zur
Vereinfachung und Vereinheitlichung des Verfahrens durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates Formulare für die Erklärung einzuführen. Die Formu-
lare enthalten die nach § 120a Absatz 2 Satz 4 erforderliche Belehrung.

(4) Soweit Formulare für die Erklärung eingeführt sind, muss sich die Partei ihrer be-
dienen.

§ 118 Bewilligungsverfahren

(1) Dem Gegner ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, ob er die Voraussetzun-
gen für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe für gegeben hält, soweit dies aus be-
sonderen Gründen nicht unzweckmäßig erscheint. Die Stellungnahme kann vor der
Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt werden. Das Gericht kann die Parteien zur
mündlichen Erörterung laden, wenn eine Einigung zu erwarten ist; ein Vergleich ist
zu gerichtlichem Protokoll zu nehmen. Dem Gegner entstandene Kosten werden
nicht erstattet. Die durch die Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen nach
Absatz 2 Satz 3 entstandenen Auslagen sind als Gerichtskosten von der Partei zu
tragen, der die Kosten des Rechtsstreits auferlegt sind.

(2) Das Gericht kann verlangen, dass der Antragsteller seine tatsächlichen Angaben
glaubhaft macht, es kann insbesondere auch die Abgabe einer Versicherung an Eides
statt fordern. Es kann Erhebungen anstellen, insbesondere die Vorlegung von Ur-
kunden anordnen und Auskünfte einholen. Zeugen und Sachverständige werden
nicht vernommen, es sei denn, dass auf andere Weise nicht geklärt werden kann, ob
die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bie-
tet und nicht mutwillig erscheint; eine Beeidigung findet nicht statt. Hat der Antrag-
steller innerhalb einer von dem Gericht gesetzten Frist Angaben über seine persönli-
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse nicht glaubhaft gemacht oder bestimmte
Fragen nicht oder ungenügend beantwortet, so lehnt das Gericht die Bewilligung
von Prozesskostenhilfe insoweit ab.

(3) Die in Absatz 1, 2 bezeichneten Maßnahmen werden von dem Vorsitzenden oder
einem von ihm beauftragten Mitglied des Gerichts durchgeführt.

§ 119 Bewilligung

(1) Die Bewilligung der Prozesskostenhilfe erfolgt für jeden Rechtszug besonders. In
einem höheren Rechtszug ist nicht zu prüfen, ob die Rechtsverfolgung oder Rechts-
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verteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet oder mutwillig erscheint, wenn
der Gegner das Rechtsmittel eingelegt hat.

(2) Die Bewilligung von Prozesskostenhilfe für die Zwangsvollstreckung in das beweg-
liche Vermögen umfasst alle Vollstreckungshandlungen im Bezirk des Vollstre-
ckungsgerichts einschließlich des Verfahrens auf Abgabe der Vermögensauskunft
und der eidesstattlichen Versicherung.

§ 120 Festsetzung von Zahlungen

(1) Mit der Bewilligung der Prozesskostenhilfe setzt das Gericht zu zahlende Monatsra-
ten und aus dem Vermögen zu zahlende Beträge fest. Setzt das Gericht nach § 115
Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 mit Rücksicht auf besondere Belastungen von dem Ein-
kommen Beträge ab und ist anzunehmen, dass die Belastungen bis zum Ablauf von
vier Jahren ganz oder teilweise entfallen werden, so setzt das Gericht zugleich dieje-
nigen Zahlungen fest, die sich ergeben, wenn die Belastungen nicht oder nur in ver-
ringertem Umfang berücksichtigt werden, und bestimmt den Zeitpunkt, von dem an
sie zu erbringen sind.

(2) Die Zahlungen sind an die Landeskasse zu leisten, im Verfahren vor dem Bundesge-
richtshof an die Bundeskasse, wenn Prozesskostenhilfe in einem vorherigen Rechts-
zug nicht bewilligt worden ist.

(3) Das Gericht soll die vorläufige Einstellung der Zahlungen bestimmen,

1. wenn die Zahlungen der Partei die voraussichtlich entstehenden Kosten decken;

2. wenn die Partei, ein ihr beigeordneter Rechtsanwalt oder die Bundes- oder Lan-
deskasse die Kosten gegen einen anderen am Verfahren Beteiligten geltend ma-
chen kann.

(4) (weggefallen)

§ 120a Änderung der Bewilligung

(1) Das Gericht soll die Entscheidung über die zu leistenden Zahlungen ändern, wenn
sich die für die Prozesskostenhilfe maßgebenden persönlichen oder wirtschaftlichen
Verhältnisse wesentlich verändert haben. Eine Änderung der nach § 115 Absatz 1
Satz 3 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 maßgebenden Beträge ist nur auf An-
trag und nur dann zu berücksichtigen, wenn sie dazu führt, dass keine Monatsrate zu
zahlen ist. Auf Verlangen des Gerichts muss die Partei jederzeit erklären, ob eine
Veränderung der Verhältnisse eingetreten ist. Eine Änderung zum Nachteil der Par-
tei ist ausgeschlossen, wenn seit der rechtskräftigen Entscheidung oder der sonstigen
Beendigung des Verfahrens vier Jahre vergangen sind.

(2) Verbessern sich vor dem in Absatz 1 Satz 4 genannten Zeitpunkt die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Partei wesentlich oder ändert sich ihre Anschrift, hat sie dies
dem Gericht unverzüglich mitzuteilen. Bezieht die Partei ein laufendes monatliches
Einkommen, ist eine Einkommensverbesserung nur wesentlich, wenn die Differenz
zu dem bisher zu Grunde gelegten Bruttoeinkommen nicht nur einmalig 100 Euro
übersteigt. Satz 2 gilt entsprechend, soweit abzugsfähige Belastungen entfallen.
Hierüber und über die Folgen eines Verstoßes ist die Partei bei der Antragstellung in
dem gemäß § 117 Absatz 3 eingeführten Formular zu belehren.
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(3) Eine wesentliche Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse kann insbesondere
dadurch eintreten, dass die Partei durch die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidi-
gung etwas erlangt. Das Gericht soll nach der rechtskräftigen Entscheidung oder der
sonstigen Beendigung des Verfahrens prüfen, ob eine Änderung der Entscheidung
über die zu leistenden Zahlungen mit Rücksicht auf das durch die Rechtsverfolgung
oder Rechtsverteidigung Erlangte geboten ist. Eine Änderung der Entscheidung ist
ausgeschlossen, soweit die Partei bei rechtzeitiger Leistung des durch die Rechtsver-
folgung oder Rechtsverteidigung Erlangten ratenfreie Prozesskostenhilfe erhalten
hätte.

(4) Für die Erklärung über die Änderung der persönlichen oder wirtschaftlichen Ver-
hältnisse nach Absatz 1 Satz 3 muss die Partei das gemäß § 117 Absatz 3 eingeführ-
te Formular benutzen. Für die Überprüfung der persönlichen und wirtschaftlichen
Verhältnisse gilt § 118 Absatz 2 entsprechend.

§ 121 Beiordnung eines Rechtsanwalts

(1) Ist eine Vertretung durch Anwälte vorgeschrieben, wird der Partei ein zur Vertre-
tung bereiter Rechtsanwalt ihrer Wahl beigeordnet.

(2) Ist eine Vertretung durch Anwälte nicht vorgeschrieben, wird der Partei auf ihren
Antrag ein zur Vertretung bereiter Rechtsanwalt ihrer Wahl beigeordnet, wenn die
Vertretung durch einen Rechtsanwalt erforderlich erscheint oder der Gegner durch
einen Rechtsanwalt vertreten ist.

(3) Ein nicht in dem Bezirk des Prozessgerichts niedergelassener Rechtsanwalt kann nur
beigeordnet werden, wenn dadurch weitere Kosten nicht entstehen.

(4) Wenn besondere Umstände dies erfordern, kann der Partei auf ihren Antrag ein zur
Vertretung bereiter Rechtsanwalt ihrer Wahl zur Wahrnehmung eines Termins zur
Beweisaufnahme vor dem ersuchten Richter oder zur Vermittlung des Verkehrs mit
dem Prozessbevollmächtigten beigeordnet werden.

(5) Findet die Partei keinen zur Vertretung bereiten Anwalt, ordnet der Vorsitzende ihr
auf Antrag einen Rechtsanwalt bei.

§ 122 Wirkung der Prozesskostenhilfe

(1) Die Bewilligung der Prozesskostenhilfe bewirkt, dass

1. die Bundes- oder Landeskasse

a) die rückständigen und die entstehenden Gerichtskosten und Gerichtsvollzie-
herkosten,

b) die auf sie übergegangenen Ansprüche der beigeordneten Rechtsanwälte ge-
gen die Partei

nur nach den Bestimmungen, die das Gericht trifft, gegen die Partei geltend machen
kann,

2. die Partei von der Verpflichtung zur Sicherheitsleistung für die Prozesskosten
befreit ist,

3. die beigeordneten Rechtsanwälte Ansprüche auf Vergütung gegen die Partei
nicht geltend machen können.
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(2) Ist dem Kläger, dem Berufungskläger oder dem Revisionskläger Prozesskostenhilfe
bewilligt und ist nicht bestimmt worden, dass Zahlungen an die Bundes- oder Lan-
deskasse zu leisten sind, so hat dies für den Gegner die einstweilige Befreiung von
den in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a bezeichneten Kosten zur Folge.

§ 123 Kostenerstattung

Die Bewilligung der Prozesskostenhilfe hat auf die Verpflichtung, die dem Gegner
entstandenen Kosten zu erstatten, keinen Einfluss.

§ 128a Verhandlung imWege der Bild- und Tonübertragung

(1) Das Gericht kann den Parteien, ihren Bevollmächtigten und Beiständen auf Antrag
oder von Amts wegen gestatten, sich während einer mündlichen Verhandlung an ei-
nem anderen Ort aufzuhalten und dort Verfahrenshandlungen vorzunehmen. Die
Verhandlung wird zeitgleich in Bild und Ton an diesen Ort und in das Sitzungszim-
mer übertragen.

(2) Das Gericht kann auf Antrag gestatten, dass sich ein Zeuge, ein Sachverständiger
oder eine Partei während einer Vernehmung an einem anderen Ort aufhält. Die Ver-
nehmung wird zeitgleich in Bild und Ton an diesen Ort und in das Sitzungszimmer
übertragen. Ist Parteien, Bevollmächtigten und Beiständen nach Absatz 1 Satz 1 ge-
stattet worden, sich an einem anderen Ort aufzuhalten, so wird die Vernehmung
auch an diesen Ort übertragen.

(3) Die Übertragung wird nicht aufgezeichnet. Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 1
und Absatz 2 Satz 1 sind unanfechtbar.

§ 141 Anordnung des persönlichen Erscheinens

(1) Das Gericht soll das persönliche Erscheinen beider Parteien anordnen, wenn dies zur
Aufklärung des Sachverhalts geboten erscheint. Ist einer Partei wegen großer Ent-
fernung oder aus sonstigem wichtigen Grund die persönliche Wahrnehmung des
Termins nicht zuzumuten, so sieht das Gericht von der Anordnung ihres Erscheinens
ab.

(2) Wird das Erscheinen angeordnet, so ist die Partei von Amts wegen zu laden. Die
Ladung ist der Partei selbst mitzuteilen, auch wenn sie einen Prozessbevollmächtig-
ten bestellt hat; der Zustellung bedarf die Ladung nicht.

(3) Bleibt die Partei im Termin aus, so kann gegen sie Ordnungsgeld wie gegen einen
im Vernehmungstermin nicht erschienenen Zeugen festgesetzt werden. Dies gilt
nicht, wenn die Partei zur Verhandlung einen Vertreter entsendet, der zur Aufklä-
rung des Tatbestandes in der Lage und zur Abgabe der gebotenen Erklärungen, ins-
besondere zu einem Vergleichsabschluss, ermächtigt ist. Die Partei ist auf die Fol-
gen ihres Ausbleibens in der Ladung hinzuweisen.

§ 274 Ladung der Parteien; Einlassungsfrist

(1) Nach der Bestimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung ist die Ladung der
Parteien durch die Geschäftsstelle zu veranlassen.

(2) Die Ladung ist dem Beklagten mit der Klageschrift zuzustellen, wenn das Gericht
einen frühen ersten Verhandlungstermin bestimmt.
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(3) Zwischen der Zustellung der Klageschrift und dem Termin zur mündlichen Ver-
handlung muss ein Zeitraum von mindestens zwei Wochen liegen (Einlassungsfrist).
Ist die Zustellung im Ausland vorzunehmen, so hat der Vorsitzende bei der Festset-
zung des Termins die Einlassungsfrist zu bestimmen.

§ 299 Akteneinsicht; Abschriften

(1) Die Parteien können die Prozessakten einsehen und sich aus ihnen durch die Ge-
schäftsstelle Ausfertigungen, Auszüge und Abschriften erteilen lassen.

(2) Dritten Personen kann der Vorstand des Gerichts ohne Einwilligung der Parteien die
Einsicht der Akten nur gestatten, wenn ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht
wird.

(3) Werden die Prozessakten elektronisch geführt, gewährt die Geschäftsstelle Akten-
einsicht durch Erteilung eines Aktenausdrucks, durch Wiedergabe auf einem Bild-
schirm oder Übermittlung von elektronischen Dokumenten. Nach dem Ermessen des
Vorsitzenden kann Bevollmächtigten, die Mitglied einer Rechtsanwaltskammer
sind, der elektronische Zugriff auf den Inhalt der Akten gestattet werden. Bei einem
elektronischen Zugriff auf den Inhalt der Akten ist sicherzustellen, dass der Zugriff
nur durch den Bevollmächtigten erfolgt. Für die Übermittlung ist die Gesamtheit der
Dokumente mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen und gegen
unbefugte Kenntnisnahme zu schützen.

(4) Die Entwürfe zu Urteilen, Beschlüssen und Verfügungen, die zu ihrer Vorbereitung
gelieferten Arbeiten sowie die Dokumente, die Abstimmungen betreffen, werden
weder vorgelegt noch abschriftlich mitgeteilt.

§ 383 Zeugnisverweigerung aus persönlichen Gründen

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt:

1. der Verlobte einer Partei oder derjenige, mit dem die Partei ein Versprechen ein-
gegangen ist, eine Lebenspartnerschaft zu begründen;

2. der Ehegatte einer Partei, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;

2a. der Lebenspartner einer Partei, auch wenn die Lebenspartnerschaft nicht
mehr besteht;

3. diejenigen, die mit einer Partei in gerader Linie verwandt oder verschwägert, in
der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad ver-
schwägert sind oder waren;

4. Geistliche in Ansehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der Seelsorge
anvertraut ist;

5. Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von periodi-
schen Druckwerken oder Rundfunksendungen berufsmäßig mitwirken oder mit-
gewirkt haben, über die Person des Verfassers, Einsenders oder Gewährsmanns
von Beiträgen und Unterlagen sowie über die ihnen im Hinblick auf ihre Tätig-
keit gemachten Mitteilungen, soweit es sich um Beiträge, Unterlagen und Mittei-
lungen für den redaktionellen Teil handelt;
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6. Personen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Tatsachen anvertraut
sind, deren Geheimhaltung durch ihre Natur oder durch gesetzliche Vorschrift
geboten ist, in Betreff der Tatsachen, auf welche die Verpflichtung zur Ver-
schwiegenheit sich bezieht.

(2) Die unter Nummern 1 bis 3 bezeichneten Personen sind vor der Vernehmung über
ihr Recht zur Verweigerung des Zeugnisses zu belehren.

(3) Die Vernehmung der unter Nummern 4 bis 6 bezeichneten Personen ist, auch wenn
das Zeugnis nicht verweigert wird, auf Tatsachen nicht zu richten, in Ansehung wel-
cher erhellt, dass ohne Verletzung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ein
Zeugnis nicht abgelegt werden kann.

§ 384 Zeugnisverweigerung aus sachlichen Gründen

Das Zeugnis kann verweigert werden:

1. über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder einer Person, zu der er in ei-
nem der im § 383 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Verhältnisse steht, einen unmittelba-
ren vermögensrechtlichen Schaden verursachen würde;

2. über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder einem seiner im § 383 Nr. 1
bis 3 bezeichneten Angehörigen zur Unehre gereichen oder die Gefahr zuziehen
würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden;

3. über Fragen, die der Zeuge nicht würde beantworten können, ohne ein Kunst-
oder Gewerbegeheimnis zu offenbaren.

§ 455 Prozessunfähige

(1) Ist eine Partei nicht prozessfähig, so ist vorbehaltlich der Vorschrift im Absatz 2 ihr
gesetzlicher Vertreter zu vernehmen. Sind mehrere gesetzliche Vertreter vorhanden,
so gilt § 449 entsprechend.

(2) Minderjährige, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, können über Tatsachen, die
in ihren eigenen Handlungen bestehen oder Gegenstand ihrer Wahrnehmung gewe-
sen sind, vernommen und auch nach § 452 beeidigt werden, wenn das Gericht dies
nach den Umständen des Falles für angemessen erachtet. Das Gleiche gilt von einer
prozessfähigen Person, die in dem Rechtsstreit durch einen Betreuer oder Pfleger
vertreten wird.

3. Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG)

§ 10 Bevollmächtigte

(1) Soweit eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht geboten ist, können die Beteilig-
ten das Verfahren selbst betreiben.

(2) Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertre-
ten lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte, soweit eine Vertretung durch
Rechtsanwälte nicht geboten ist, vertretungsbefugt nur
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1. Beschäftigte des Beteiligten oder eines mit ihm verbundenen Unternehmens
(§ 15 des Aktiengesetzes); Behörden und juristische Personen des öffentlichen
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben
gebildeten Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer Be-
hörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse
vertreten lassen;

2. volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des Lebens-
partnerschaftsgesetzes), Personen mit Befähigung zum Richteramt und die Be-
teiligten, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer entgeltlichen
Tätigkeit steht;

3. Notare.

(3) Das Gericht weist Bevollmächtigte, die nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 vertre-
tungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Beschluss zurück. Verfahrenshandlungen,
die ein nicht vertretungsbefugter Bevollmächtigter bis zu seiner Zurückweisung vor-
genommen hat, und Zustellungen oder Mitteilungen an diesen Bevollmächtigten
sind wirksam. Das Gericht kann den in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten
Bevollmächtigten durch unanfechtbaren Beschluss die weitere Vertretung untersa-
gen, wenn sie nicht in der Lage sind, das Sach- und Streitverhältnis sachgerecht dar-
zustellen.

(4) Vor dem Bundesgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer im Verfahren über
die Ausschließung und Ablehnung von Gerichtspersonen und im Verfahren über die
Verfahrenskostenhilfe, durch einen beim Bundesgerichtshof zugelassenen Rechts-
anwalt vertreten lassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten
Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum
Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behör-
den oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten
lassen. Für die Beiordnung eines Notanwaltes gelten die §§ 78b und 78c der Zivil-
prozessordnung entsprechend.

(5) Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte vor dem Gericht auftreten, dem sie angehö-
ren.

§ 12 Beistand

Im Termin können die Beteiligten mit Beiständen erscheinen. Beistand kann sein,
wer in Verfahren, in denen die Beteiligten das Verfahren selbst betreiben können,
als Bevollmächtigter zur Vertretung befugt ist. Das Gericht kann andere Personen
als Beistand zulassen, wenn dies sachdienlich ist und hierfür nach den Umständen
des Einzelfalls ein Bedürfnis besteht. § 10 Abs. 3 Satz 1 und 3 und Abs. 5 gilt ent-
sprechend. Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten vorge-
bracht, soweit es nicht von diesem sofort widerrufen oder berichtigt wird.

§ 13 Akteneinsicht

(1) Die Beteiligten können die Gerichtsakten auf der Geschäftsstelle einsehen, soweit
nicht schwerwiegende Interessen eines Beteiligten oder eines Dritten entgegenstehen.
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(2) Personen, die an dem Verfahren nicht beteiligt sind, kann Einsicht nur gestattet wer-
den, soweit sie ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen und schutzwürdige Inte-
ressen eines Beteiligten oder eines Dritten nicht entgegenstehen. Die Einsicht ist zu
versagen, wenn ein Fall des § 1758 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt.

(3) Soweit Akteneinsicht gewährt wird, können die Berechtigten sich auf ihre Kosten
durch die Geschäftsstelle Ausfertigungen, Auszüge und Abschriften erteilen lassen.
Die Abschrift ist auf Verlangen zu beglaubigen.

(4) Einem Rechtsanwalt, einem Notar oder einer beteiligten Behörde kann das Gericht
die Akten in die Amts- oder Geschäftsräume überlassen. Ein Recht auf Überlassung
von Beweisstücken in die Amts- oder Geschäftsräume besteht nicht. Die Entschei-
dung nach Satz 1 ist nicht anfechtbar.

(5) Werden die Gerichtsakten elektronisch geführt, gilt § 299 Abs. 3 der Zivilprozess-
ordnung entsprechend. Der elektronische Zugriff nach § 299 Abs. 3 Satz 2 und 3 der
Zivilprozessordnung kann auch dem Notar oder der beteiligten Behörde gestattet
werden.

(6) Die Entwürfe zu Beschlüssen und Verfügungen, die zu ihrer Vorbereitung geliefer-
ten Arbeiten sowie die Dokumente, die Abstimmungen betreffen, werden weder
vorgelegt noch abschriftlich mitgeteilt.

(7) Über die Akteneinsicht entscheidet das Gericht, bei Kollegialgerichten der Vorsit-
zende.

§ 30 Förmliche Beweisaufnahme

(1) Das Gericht entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob es die entscheidungser-
heblichen Tatsachen durch eine förmliche Beweisaufnahme entsprechend der Zivil-
prozessordnung feststellt.

(2) Eine förmliche Beweisaufnahme hat stattzufinden, wenn es in diesem Gesetz vorge-
sehen ist.

(3) Eine förmliche Beweisaufnahme über die Richtigkeit einer Tatsachenbehauptung
soll stattfinden, wenn das Gericht seine Entscheidung maßgeblich auf die Feststel-
lung dieser Tatsache stützen will und die Richtigkeit von einem Beteiligten aus-
drücklich bestritten wird.

(4) Den Beteiligten ist Gelegenheit zu geben, zum Ergebnis einer förmlichen Beweis-
aufnahme Stellung zu nehmen, soweit dies zur Aufklärung des Sachverhalts oder zur
Gewährung rechtlichen Gehörs erforderlich ist.

§ 32 Termin

(1) Das Gericht kann die Sache mit den Beteiligten in einem Termin erörtern. Die
§§ 219, 227 Abs. 1, 2 und 4 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

(2) Zwischen der Ladung und dem Termin soll eine angemessene Frist liegen.

(3) In geeigneten Fällen soll das Gericht die Sache mit den Beteiligten im Wege der
Bild- und Tonübertragung in entsprechender Anwendung des § 128a der Zivilpro-
zessordnung erörtern.



FamFG 145

§ 33 Persönliches Erscheinen der Beteiligten

(1) Das Gericht kann das persönliche Erscheinen eines Beteiligten zu einem Termin
anordnen und ihn anhören, wenn dies zur Aufklärung des Sachverhalts sachdienlich
erscheint. Sind in einem Verfahren mehrere Beteiligte persönlich anzuhören, hat die
Anhörung eines Beteiligten in Abwesenheit der anderen Beteiligten stattzufinden,
falls dies zum Schutz des anzuhörenden Beteiligten oder aus anderen Gründen er-
forderlich ist.

(2) Der verfahrensfähige Beteiligte ist selbst zu laden, auch wenn er einen Bevollmäch-
tigten hat; dieser ist von der Ladung zu benachrichtigen. Das Gericht soll die Zustel-
lung der Ladung anordnen, wenn das Erscheinen eines Beteiligten ungewiss ist.

(3) Bleibt der ordnungsgemäß geladene Beteiligte unentschuldigt im Termin aus, kann
gegen ihn durch Beschluss ein Ordnungsgeld verhängt werden. Die Festsetzung des
Ordnungsgeldes kann wiederholt werden. Im Fall des wiederholten, unentschuldig-
ten Ausbleibens kann die Vorführung des Beteiligten angeordnet werden. Erfolgt ei-
ne genügende Entschuldigung nachträglich und macht der Beteiligte glaubhaft, dass
ihn an der Verspätung der Entschuldigung kein Verschulden trifft, werden die nach
den Sätzen 1 bis 3 getroffenen Anordnungen aufgehoben. Der Beschluss, durch den
ein Ordnungsmittel verhängt wird, ist mit der sofortigen Beschwerde in entspre-
chender Anwendung der §§ 567 bis 572 der Zivilprozessordnung anfechtbar.

(4) Der Beteiligte ist auf die Folgen seines Ausbleibens in der Ladung hinzuweisen.

§ 34 Persönliche Anhörung

(1) Das Gericht hat einen Beteiligten persönlich anzuhören,

1. wenn dies zur Gewährleistung des rechtlichen Gehörs des Beteiligten erforder-
lich ist oder

2. wenn dies in diesem oder in einem anderen Gesetz vorgeschrieben ist.

(2) Die persönliche Anhörung eines Beteiligten kann unterbleiben, wenn hiervon erheb-
liche Nachteile für seine Gesundheit zu besorgen sind oder der Beteiligte offensicht-
lich nicht in der Lage ist, seinen Willen kundzutun.

(3) Bleibt der Beteiligte im anberaumten Anhörungstermin unentschuldigt aus, kann das
Verfahren ohne seine persönliche Anhörung beendet werden. Der Beteiligte ist auf
die Folgen seines Ausbleibens hinzuweisen.

§ 41 Bekanntgabe des Beschlusses

(1) Der Beschluss ist den Beteiligten bekannt zu geben. Ein anfechtbarer Beschluss ist
demjenigen zuzustellen, dessen erklärtem Willen er nicht entspricht.

(2) Anwesenden kann der Beschluss auch durch Verlesen der Beschlussformel bekannt
gegeben werden. Dies ist in den Akten zu vermerken. In diesem Fall ist die Begrün-
dung des Beschlusses unverzüglich nachzuholen. Der Beschluss ist im Fall des Sat-
zes 1 auch schriftlich bekannt zu geben.

(3) Ein Beschluss, der die Genehmigung eines Rechtsgeschäfts zum Gegenstand hat, ist
auch demjenigen, für den das Rechtsgeschäft genehmigt wird, bekannt zu geben.
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± Verfahrenskostenhilfe ±
§ 76 Voraussetzungen

(1) Auf die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe finden die Vorschriften der Zivil-
prozessordnung über die Prozesskostenhilfe entsprechende Anwendung, soweit
nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) Ein Beschluss, der im Verfahrenskostenhilfeverfahren ergeht, ist mit der sofortigen
Beschwerde in entsprechender Anwendung der §§ 567 bis 572, 127 Abs. 2 bis 4 der
Zivilprozessordnung anfechtbar.

§ 78 Beiordnung eines Rechtsanwalts

(1) Ist eine Vertretung durch einen Rechtsanwalt vorgeschrieben, wird dem Beteiligten
ein zur Vertretung bereiter Rechtsanwalt seiner Wahl beigeordnet.

(2) Ist eine Vertretung durch einen Rechtsanwalt nicht vorgeschrieben, wird dem Betei-
ligten auf seinen Antrag ein zur Vertretung bereiter Rechtsanwalt seiner Wahl bei-
geordnet, wenn wegen der Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage die Vertretung
durch einen Rechtsanwalt erforderlich erscheint.

(3) Ein nicht in dem Bezirk des Verfahrensgerichts niedergelassener Rechtsanwalt kann
nur beigeordnet werden, wenn hierdurch besondere Kosten nicht entstehen.

(4) Wenn besondere Umstände dies erfordern, kann dem Beteiligten auf seinen Antrag
ein zur Vertretung bereiter Rechtsanwalt seiner Wahl zur Wahrnehmung eines Ter-
mins zur Beweisaufnahme vor dem ersuchten Richter oder zur Vermittlung des Ver-
kehrs mit dem Verfahrensbevollmächtigten beigeordnet werden.

(5) Findet der Beteiligte keinen zur Vertretung bereiten Anwalt, ordnet der Vorsitzende
ihm auf Antrag einen Rechtsanwalt bei.

§ 158 Verfahrensbeistand

(1) Das Gericht hat dem minderjährigen Kind in Kindschaftssachen, die seine Person
betreffen, einen geeigneten Verfahrensbeistand zu bestellen, soweit dies zur Wahr-
nehmung seiner Interessen erforderlich ist.

(2) Die Bestellung ist in der Regel erforderlich,

1. wenn das Interesse des Kindes zu dem seiner gesetzlichen Vertreter in erhebli-
chem Gegensatz steht,

2. in Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a des Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn
die teilweise oder vollständige Entziehung der Personensorge in Betracht
kommt,

3. wenn eine Trennung des Kindes von der Person erfolgen soll, in deren Obhut es
sich befindet,

4. in Verfahren, die die Herausgabe des Kindes oder eine Verbleibensanordnung
zum Gegenstand haben, oder

5. wenn der Ausschluss oder eine wesentliche Beschränkung des Umgangsrechts in
Betracht kommt.
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(3) Der Verfahrensbeistand ist so früh wie möglich zu bestellen. Er wird durch seine
Bestellung als Beteiligter zum Verfahren hinzugezogen. Sieht das Gericht in den
Fällen des Absatzes 2 von der Bestellung eines Verfahrensbeistands ab, ist dies in
der Endentscheidung zu begründen. Die Bestellung eines Verfahrensbeistands oder
deren Aufhebung sowie die Ablehnung einer derartigen Maßnahme sind nicht selb-
ständig anfechtbar.

(4) Der Verfahrensbeistand hat das Interesse des Kindes festzustellen und im gerichtli-
chen Verfahren zur Geltung zu bringen. Er hat das Kind über Gegenstand, Ablauf
und möglichen Ausgang des Verfahrens in geeigneter Weise zu informieren. Soweit
nach den Umständen des Einzelfalls ein Erfordernis besteht, kann das Gericht dem
Verfahrensbeistand die zusätzliche Aufgabe übertragen, Gespräche mit den Eltern
und weiteren Bezugspersonen des Kindes zu führen sowie am Zustandekommen ei-
ner einvernehmlichen Regelung über den Verfahrensgegenstand mitzuwirken. Das
Gericht hat Art und Umfang der Beauftragung konkret festzulegen und die Beauf-
tragung zu begründen. Der Verfahrensbeistand kann im Interesse des Kindes
Rechtsmittel einlegen. Er ist nicht gesetzlicher Vertreter des Kindes.

(5) Die Bestellung soll unterbleiben oder aufgehoben werden, wenn die Interessen des
Kindes von einem Rechtsanwalt oder einem anderen geeigneten Verfahrensbevoll-
mächtigten angemessen vertreten werden.

(6) Die Bestellung endet, sofern sie nicht vorher aufgehoben wird,

1. mit der Rechtskraft der das Verfahren abschließenden Entscheidung oder

2. mit dem sonstigen Abschluss des Verfahrens.

(7) Für den Ersatz von Aufwendungen des nicht berufsmäßigen Verfahrensbeistands
gilt § 277 Abs. 1 entsprechend. Wird die Verfahrensbeistandschaft berufsmäßig ge-
führt, erhält der Verfahrensbeistand für die Wahrnehmung seiner Aufgaben nach
Absatz 4 in jedem Rechtszug jeweils eine einmalige Vergütung in Höhe von 350
Euro. Im Fall der Übertragung von Aufgaben nach Absatz 4 Satz 3 erhöht sich die
Vergütung auf 550 Euro. Die Vergütung gilt auch Ansprüche auf Ersatz anlässlich
der Verfahrensbeistandschaft entstandener Aufwendungen sowie die auf die Vergü-
tung anfallende Umsatzsteuer ab. Der Aufwendungsersatz und die Vergütung sind
stets aus der Staatskasse zu zahlen. Im Übrigen gilt § 168 Abs. 1 entsprechend.

(8) Dem Verfahrensbeistand sind keine Kosten aufzuerlegen.

§ 216 Wirksamkeit; Vollstreckung vor Zustellung

(1) Die Endentscheidung in Gewaltschutzsachen wird mit Rechtskraft wirksam. Das
Gericht soll die sofortige Wirksamkeit anordnen.

(2) Mit der Anordnung der sofortigen Wirksamkeit kann das Gericht auch die Zulässig-
keit der Vollstreckung vor der Zustellung an den Antragsgegner anordnen. In diesem
Fall tritt die Wirksamkeit in dem Zeitpunkt ein, in dem die Entscheidung der Ge-
schäftsstelle des Gerichts zur Bekanntmachung übergeben wird; dieser Zeitpunkt ist
auf der Entscheidung zu vermerken.
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4. Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG)

§ 11 Prozessvertretung

(1) Die Parteien können vor dem Arbeitsgericht den Rechtsstreit selbst führen. Parteien,
die eine fremde oder ihnen zum Zweck der Einziehung auf fremde Rechnung abge-
tretene Geldforderung geltend machen, müssen sich durch einen Rechtsanwalt als
Bevollmächtigten vertreten lassen, soweit sie nicht nach Maßgabe des Absatzes 2
zur Vertretung des Gläubigers befugt wären oder eine Forderung einziehen, deren
ursprünglicher Gläubiger sie sind.

(2) Die Parteien können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten
lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte vor dem Arbeitsgericht vertretungs-
befugt nur

1. Beschäftigte der Partei oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens (§ 15 des
Aktiengesetzes); Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten
Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer Behörden oder
juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten
lassen,

2. volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des Lebens-
partnerschaftsgesetzes), Personen mit Befähigung zum Richteramt und Streitge-
nossen, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer entgeltlichen
Tätigkeit steht,

3. selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer
Zwecksetzung für ihre Mitglieder,

4. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse
solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammen-
schlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder,

5. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer
der in Nummer 4 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Per-
son ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation
und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit ver-
gleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung
durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten
haftet.

Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe
und mit der Prozessvertretung beauftragten Vertreter.

(3) Das Gericht weist Bevollmächtigte, die nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 vertre-
tungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Beschluss zurück. Prozesshandlungen eines
nicht vertretungsbefugten Bevollmächtigten und Zustellungen oder Mitteilungen an
diesen Bevollmächtigten sind bis zu seiner Zurückweisung wirksam. Das Gericht
kann den in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Bevollmächtigten durch unan-
fechtbaren Beschluss die weitere Vertretung untersagen, wenn sie nicht in der Lage
sind, das Sach- und Streitverhältnis sachgerecht darzustellen.
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(4) Vor dem Bundesarbeitsgericht und dem Landesarbeitsgericht müssen sich die Par-
teien, außer im Verfahren vor einem beauftragten oder ersuchten Richter und bei
Prozesshandlungen, die vor dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle vorgenommen
werden können, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Als Bevollmächtigte
sind außer Rechtsanwälten nur die in Absatz 2 Satz 2 Nr. 4 und 5 bezeichneten Or-
ganisationen zugelassen. Diese müssen in Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht
durch Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. Eine Partei, die nach
Maßgabe des Satzes 2 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten; Satz
3 bleibt unberührt.

(5) Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte vor dem Gericht auftreten, dem sie angehö-
ren. Ehrenamtliche Richter dürfen, außer in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 1,
nicht vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie angehören. Absatz 3 Satz 1 und 2
gilt entsprechend.

(6) In der Verhandlung können die Parteien mit Beiständen erscheinen. Beistand kann
sein, wer in Verfahren, in denen die Parteien den Rechtsstreit selbst führen können,
als Bevollmächtigter zur Vertretung in der Verhandlung befugt ist. Das Gericht kann
andere Personen als Beistand zulassen, wenn dies sachdienlich ist und hierfür nach
den Umständen des Einzelfalls ein Bedürfnis besteht. Absatz 3 Satz 1 und 3 und Ab-
satz 5 gelten entsprechend. Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von der Par-
tei vorgebracht, soweit es nicht von dieser sofort widerrufen oder berichtigt wird.

§ 11a Beiordnung eines Rechtsanwalts, Prozesskostenhilfe

(1) Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Prozesskostenhilfe und über die
grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe innerhalb der Europäischen Union nach der
Richtlinie 2003/8/EG gelten in Verfahren vor den Gerichten für Arbeitssachen ent-
sprechend.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, zur Vereinfachung
und Vereinheitlichung des Verfahrens durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates Formulare für die Erklärung der Partei über ihre persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse (§ 117 Abs. 2 der Zivilprozessordnung) einzuführen.

§ 12a Kostentragungspflicht

(1) In Urteilsverfahren des ersten Rechtszugs besteht kein Anspruch der obsiegenden
Partei auf Entschädigung wegen Zeitversäumnis und auf Erstattung der Kosten für
die Zuziehung eines Prozessbevollmächtigten oder Beistands. Vor Abschluss der
Vereinbarung über die Vertretung ist auf den Ausschluss der Kostenerstattung nach
Satz 1 hinzuweisen. Satz 1 gilt nicht für Kosten, die dem Beklagten dadurch ent-
standen sind, dass der Kläger ein Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der all-
gemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit ange-
rufen und dieses den Rechtsstreit an das Arbeitsgericht verwiesen hat.

(2) Werden im Urteilsverfahren des zweiten und dritten Rechtszugs die Kosten nach
§ 92 Abs. 1 der Zivilprozessordnung verhältnismäßig geteilt und ist die eine Partei
durch einen Rechtsanwalt, die andere Partei durch einen Verbandsvertreter nach
§ 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 und 5 vertreten, so ist diese Partei hinsichtlich der außerge-
richtlichen Kosten so zu stellen, als wenn sie durch einen Rechtsanwalt vertreten
worden wäre. Ansprüche auf Erstattung stehen ihr jedoch nur insoweit zu, als ihr
Kosten im Einzelfall tatsächlich erwachsen sind.
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§ 46 Grundsatz

(1) Das Urteilsverfahren findet in den in § 2 Abs. 1 bis 4 bezeichneten bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten Anwendung.

(2) Für das Urteilsverfahren des ersten Rechtszugs gelten die Vorschriften der Zivilpro-
zessordnung über das Verfahren vor den Amtsgerichten entsprechend, soweit dieses
Gesetz nichts anderes bestimmt. Die Vorschriften über den frühen ersten Termin zur
mündlichen Verhandlung und das schriftliche Vorverfahren (§§ 275 bis 277 der Zi-
vilprozessordnung), über das vereinfachte Verfahren (§ 495a der Zivilprozessord-
nung), über den Urkunden- und Wechselprozess (§§ 592 bis 605a der Zivilprozess-
ordnung), über die Entscheidung ohne mündliche Verhandlung (§ 128 Abs. 2 der
Zivilprozessordnung) und über die Verlegung von Terminen in der Zeit vom 1. Juli
bis 31. August (§ 227 Abs. 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung) finden keine Anwen-
dung. § 127 Abs. 2 der Zivilprozessordnung findet mit der Maßgabe Anwendung,
dass die sofortige Beschwerde bei Bestandsschutzstreitigkeiten unabhängig von dem
Streitwert zulässig ist.

§ 50 Zustellung

(1) Die Urteile werden von Amts wegen binnen drei Wochen seit Übermittlung an die
Geschäftsstelle zugestellt. § 317 Abs. 1 Satz 3 der Zivilprozessordnung ist nicht an-
zuwenden.

(2) Die §§ 174, 178 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozessordnung sind auf die nach § 11 zur
Prozessvertretung zugelassenen Personen entsprechend anzuwenden.

(3) (weggefallen)

§ 51 Persönliches Erscheinen der Parteien

(1) Der Vorsitzende kann das persönliche Erscheinen der Parteien in jeder Lage des
Rechtsstreits anordnen. Im übrigen finden die Vorschriften des § 141 Abs. 2 und 3
der Zivilprozessordnung entsprechende Anwendung.

(2) Der Vorsitzende kann die Zulassung eines Prozessbevollmächtigten ablehnen, wenn
die Partei trotz Anordnung ihres persönlichen Erscheinens unbegründet ausgeblie-
ben ist und hierdurch der Zweck der Anordnung vereitelt wird. § 141 Abs. 3 Satz 2
und 3 der Zivilprozessordnung findet entsprechende Anwendung.

§ 52 Öffentlichkeit

Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gericht einschließlich der Beweisauf-
nahme und der Verkündung der Entscheidung ist öffentlich. Das Arbeitsgericht kann
die Öffentlichkeit für die Verhandlung oder für einen Teil der Verhandlung aus-
schließen, wenn durch die Öffentlichkeit eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung,
insbesondere der Staatssicherheit, oder eine Gefährdung der Sittlichkeit zu besorgen
ist oder wenn eine Partei den Ausschluss der Öffentlichkeit beantragt, weil Betriebs-
, Geschäfts- oder Erfindungsgeheimnisse zum Gegenstand der Verhandlung oder der
Beweisaufnahme gemacht werden; außerdem ist § 171b des Gerichtsverfassungsge-
setzes entsprechend anzuwenden. Im Güteverfahren kann es die Öffentlichkeit auch
aus Zweckmäßigkeitsgründen ausschließen. § 169 Satz 2 sowie die §§ 173 bis 175
des Gerichtsverfassungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden.
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5. Sozialgerichtsgesetz (SGG)

§ 61

(1) Für die Öffentlichkeit, Sitzungspolizei und Gerichtssprache gelten die §§ 169, 171b
bis 191a des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend.

(2) Für die Beratung und Abstimmung gelten die §§ 192 bis 197 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes entsprechend.

§ 62

Vor jeder Entscheidung ist den Beteiligten rechtliches Gehör zu gewähren; die An-
hörung kann schriftlich oder elektronisch geschehen.

§ 73

(1) Die Beteiligten können vor dem Sozialgericht und dem Landessozialgericht den
Rechtsstreit selbst führen.

(2) Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an
einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt be-
sitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte
vor dem Sozialgericht und dem Landessozialgericht vertretungsbefugt nur

1. Beschäftigte des Beteiligten oder eines mit ihm verbundenen Unternehmens
(§ 15 des Aktiengesetzes); Behörden und juristische Personen des öffentlichen
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben
gebildeten Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer Be-
hörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse
vertreten lassen,

2. volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des Lebens-
partnerschaftsgesetzes), Personen mit Befähigung zum Richteramt und Streitge-
nossen, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer entgeltlichen
Tätigkeit steht,

3. Rentenberater im Umfang ihrer Befugnisse nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des
Rechtsdienstleistungsgesetzes,

4. Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprü-
fer, Personen und Vereinigungen im Sinn des § 3a des Steuerberatungsgesetzes
sowie Gesellschaften im Sinn des § 3 Nr. 2 und 3 des Steuerberatungsgesetzes,
die durch Personen im Sinn des § 3 Nr. 1 des Steuerberatungsgesetzes handeln,
in Angelegenheiten nach den §§ 28h und 28p des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch,

5. selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspoliti-
scher Zwecksetzung für ihre Mitglieder,

6. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder,
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7. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse
solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammen-
schlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder,

8. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interes-
senvertretung, die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem
sozialen Entschädigungsrecht oder der behinderten Menschen wesentlich umfas-
sen und die unter Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie
ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bie-
ten, für ihre Mitglieder,

9. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer
der in den Nummern 5 bis 8 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juris-
tische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser
Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammen-
schlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend de-
ren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Be-
vollmächtigten haftet.

Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe
und mit der Prozessvertretung beauftragten Vertreter. § 157 der Zivilprozessordnung
gilt entsprechend.

(3) Das Gericht weist Bevollmächtigte, die nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 vertre-
tungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Beschluss zurück. Prozesshandlungen eines
nicht vertretungsbefugten Bevollmächtigten und Zustellungen oder Mitteilungen an
diesen Bevollmächtigten sind bis zu seiner Zurückweisung wirksam. Das Gericht
kann den in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Bevollmächtigten durch unan-
fechtbaren Beschluss die weitere Vertretung untersagen, wenn sie nicht in der Lage
sind, das Sach- und Streitverhältnis sachgerecht darzustellen. Satz 3 gilt nicht für
Beschäftigte eines Sozialleistungsträgers oder eines Spitzenverbandes der Sozialver-
sicherung.

(4) Vor dem Bundessozialgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskosten-
hilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Als Bevollmächtigte
sind außer den in Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Personen nur die in Absatz 2 Satz 2
Nr. 5 bis 9 bezeichneten Organisationen zugelassen. Diese müssen durch Personen
mit Befähigung zum Richteramt handeln. Behörden und juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Auf-
gaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegeversicherungsunternehmen
können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer
Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter,
der nach Maßgabe des Satzes 2 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertre-
ten; Satz 3 bleibt unberührt.

(5) Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte vor dem Gericht auftreten, dem sie angehö-
ren. Ehrenamtliche Richter dürfen, außer in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 1,
nicht vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie angehören. Absatz 3 Satz 1 und 2
gilt entsprechend.
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(6) Die Vollmacht ist schriftlich zu den Gerichtsakten einzureichen. Sie kann nachge-
reicht werden; hierfür kann das Gericht eine Frist bestimmen. Bei Ehegatten oder
Lebenspartnern und Verwandten in gerader Linie kann unterstellt werden, dass sie
bevollmächtigt sind. Der Mangel der Vollmacht kann in jeder Lage des Verfahrens
geltend gemacht werden. Das Gericht hat den Mangel der Vollmacht von Amts we-
gen zu berücksichtigen, wenn nicht als Bevollmächtigter ein Rechtsanwalt auftritt.
Ist ein Bevollmächtigter bestellt, sind die Zustellungen oder Mitteilungen des Ge-
richts an ihn zu richten. Im Übrigen gelten die §§ 81, 83 bis 86 der Zivilprozessord-
nung entsprechend.

(7) In der Verhandlung können die Beteiligten mit Beiständen erscheinen. Beistand
kann sein, wer in Verfahren, in denen die Beteiligten den Rechtsstreit selbst führen
können, als Bevollmächtigter zur Vertretung in der Verhandlung befugt ist. Das Ge-
richt kann andere Personen als Beistand zulassen, wenn dies sachdienlich ist und
hierfür nach den Umständen des Einzelfalls ein Bedürfnis besteht. Absatz 3 Satz 1
und 3 und Absatz 5 gelten entsprechend. Das von dem Beistand Vorgetragene gilt
als von dem Beteiligten vorgebracht, soweit es nicht von diesem sofort widerrufen
oder berichtigt wird.

§ 73a

(1) Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Prozesskostenhilfe mit Ausnah-
me des § 127 Absatz 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend. Macht
der Beteiligte, dem Prozesskostenhilfe bewilligt ist, von seinem Recht, einen
Rechtsanwalt zu wählen, nicht Gebrauch, wird auf Antrag des Beteiligten der beizu-
ordnende Rechtsanwalt vom Gericht ausgewählt. Einem Beteiligten, dem Prozess-
kostenhilfe bewilligt worden ist, kann auch ein Steuerberater, Steuerbevollmächtig-
ter, Wirtschaftsprüfer, vereidigter Buchprüfer oder Rentenberater beigeordnet
werden. Die Vergütung richtet sich nach den für den beigeordneten Rechtsanwalt
geltenden Vorschriften des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes.

(2) Prozesskostenhilfe wird nicht bewilligt, wenn der Beteiligte durch einen Bevoll-
mächtigten im Sinne des § 73 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 bis 9 vertreten ist.

(3) § 109 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.

(4) Die Prüfung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nach den §§ 114 bis
116 der Zivilprozessordnung einschließlich der in § 118 Absatz 2 der Zivilprozess-
ordnung bezeichneten Maßnahmen, der Beurkundung von Vergleichen nach § 118
Absatz 1 Satz 3 der Zivilprozessordnung und der Entscheidungen nach § 118 Absatz
2 Satz 4 der Zivilprozessordnung obliegt dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
des jeweiligen Rechtszugs, wenn der Vorsitzende ihm das Verfahren insoweit über-
trägt. Liegen die Voraussetzungen für die Bewilligung der Prozesskostenhilfe hier-
nach nicht vor, erlässt der Urkundsbeamte die den Antrag ablehnende Entscheidung;
anderenfalls vermerkt der Urkundsbeamte in den Prozessakten, dass dem Antragstel-
ler nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen Prozesskostenhilfe
gewährt werden kann und in welcher Höhe gegebenenfalls Monatsraten oder Beträ-
ge aus dem Vermögen zu zahlen sind.

(5) Dem Urkundsbeamten obliegen im Verfahren über die Prozesskostenhilfe ferner die
Bestimmung des Zeitpunkts für die Einstellung und eine Wiederaufnahme der Zah-
lungen nach § 120 Absatz 3 der Zivilprozessordnung sowie die Änderung und die
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Aufhebung der Bewilligung der Prozesskostenhilfe nach den §§ 120a und 124 Ab-
satz 1 Nummer 2 bis 5 der Zivilprozessordnung.

(6) Der Vorsitzende kann Aufgaben nach den Absätzen 4 und 5 zu jedem Zeitpunkt an
sich ziehen. § 5 Absatz 1 Nummer 1, die §§ 6, 7, 8 Absatz 1 bis 4 und § 9 des
Rechtspflegergesetzes gelten entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des
Rechtspflegers der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle tritt.

(7) § 155 Absatz 4 gilt entsprechend.

(8) Gegen Entscheidungen des Urkundsbeamten nach den Absätzen 4 und 5 kann bin-
nen eines Monats nach Bekanntgabe das Gericht angerufen werden, das endgültig
entscheidet.

(9) Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, dass die Absätze 4 bis 8 für die Gerich-
te des jeweiligen Landes nicht anzuwenden sind.

§ 110

(1) Der Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit der mündlichen Verhandlung und teilt sie
den Beteiligten in der Regel zwei Wochen vorher mit. Die Beteiligten sind darauf
hinzuweisen, dass im Falle ihres Ausbleibens nach Lage der Akten entschieden wer-
den kann.

(2) Das Gericht kann Sitzungen auch außerhalb des Gerichtssitzes abhalten, wenn dies
zur sachdienlichen Erledigung notwendig ist.

(3) § 227 Abs. 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung ist nicht anzuwenden.

§ 110a

(1) Das Gericht kann den Beteiligten, ihren Bevollmächtigten und Beiständen auf An-
trag oder von Amts wegen gestatten, sich während einer mündlichen Verhandlung
an einem anderen Ort aufzuhalten und dort Verfahrenshandlungen vorzunehmen.
Die Verhandlung wird zeitgleich in Bild und Ton an diesen Ort und in das Sitzungs-
zimmer übertragen.

(2) Das Gericht kann auf Antrag gestatten, dass sich ein Zeuge oder ein Sachverständi-
ger während einer Vernehmung an einem anderen Ort aufhält. Die Vernehmung
wird zeitgleich in Bild und Ton an diesen Ort und in das Sitzungszimmer übertra-
gen. Ist Beteiligten, Bevollmächtigten und Beiständen nach Absatz 1 Satz 1 gestattet
worden, sich an einem anderen Ort aufzuhalten, so wird die Vernehmung auch an
diesen Ort übertragen.

(3) Die Übertragung wird nicht aufgezeichnet. Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 1
und Absatz 2 Satz 1 sind unanfechtbar.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten entsprechend für Erörterungstermine (§ 106 Absatz 3
Nummer 7).

§ 118

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, sind auf die Beweisaufnahme die
§§ 358 bis 363, 365 bis 378, 380 bis 386, 387 Abs. 1 und 2, §§ 388 bis 390, 392 bis
406 Absatz 1 bis 4, die §§ 407 bis 444, 478 bis 484 der Zivilprozessordnung ent-
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sprechend anzuwenden. Die Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der Weigerung
nach § 387 der Zivilprozessordnung ergeht durch Beschluss.

(2) Zeugen und Sachverständige werden nur beeidigt, wenn das Gericht dies im Hin-
blick auf die Bedeutung des Zeugnisses oder Gutachtens für die Entscheidung des
Rechtsstreits für notwendig erachtet.

(3) Der Vorsitzende kann das Auftreten eines Prozessbevollmächtigten untersagen, so-
lange die Partei trotz Anordnung ihres persönlichen Erscheinens unbegründet ausge-
blieben ist und hierdurch der Zweck der Anordnung vereitelt wird.

§ 120

(1) Die Beteiligten haben das Recht der Einsicht in die Akten, soweit die übermittelnde
Behörde dieses nicht ausschließt.

(2) Beteiligte können sich auf ihre Kosten durch die Geschäftsstelle Ausfertigungen,
Auszüge, Ausdrucke und Abschriften erteilen lassen. Nach dem Ermessen des Vor-
sitzenden kann einem Bevollmächtigen, der zu den in § 73 Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 3
bis 9 bezeichneten natürlichen Personen gehört, die Mitnahme der Akte in die Woh-
nung oder Geschäftsräume, der elektronische Zugriff auf den Inhalt der Akten ge-
stattet oder der Inhalt der Akten elektronisch übermittelt werden. § 155 Abs. 4 gilt
entsprechend. Bei einem elektronischen Zugriff auf den Inhalt der Akten ist sicher-
zustellen, dass der Zugriff nur durch den Bevollmächtigten erfolgt. Für die Über-
mittlung von elektronischen Dokumenten ist die Gesamtheit der Dokumente mit ei-
ner qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes zu
versehen und gegen unbefugte Kenntnisnahme zu schützen. Für die Versendung von
Akten, die Übermittlung elektronischer Dokumente und die Gewährung des elektro-
nischen Zugriffs auf Akten werden Kosten nicht erhoben, sofern nicht nach § 197a
das Gerichtskostengesetz gilt.

(3) Der Vorsitzende kann aus besonderen Gründen die Einsicht in die Akten oder in
Aktenteile sowie die Fertigung oder Erteilung von Auszügen und Abschriften versa-
gen oder beschränken. Gegen die Versagung oder die Beschränkung der Aktenein-
sicht kann das Gericht angerufen werden; es entscheidet endgültig.

(4) Die Entwürfe zu Urteilen, Beschlüssen und Verfügungen, die zu ihrer Vorbereitung
angefertigten Arbeiten sowie die Dokumente, welche Abstimmungen betreffen,
werden weder vorgelegt noch abschriftlich mitgeteilt.

6. Zehntes Buch Sozialgesetzbuch ± Sozialverwaltungsverfahren
und Sozialdatenschutz (SGB X)

§ 13 Bevollmächtigte und Beistände

(1) Ein Beteiligter kann sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Voll-
macht ermächtigt zu allen das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshand-
lungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas anderes ergibt. Der Bevollmächtigte
hat auf Verlangen seine Vollmacht schriftlich nachzuweisen. Ein Widerruf der
Vollmacht wird der Behörde gegenüber erst wirksam, wenn er ihr zugeht.

(2) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Vollmachtgebers noch durch eine
Veränderung in seiner Handlungsfähigkeit oder seiner gesetzlichen Vertretung auf-
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gehoben; der Bevollmächtigte hat jedoch, wenn er für den Rechtsnachfolger im
Verwaltungsverfahren auftritt, dessen Vollmacht auf Verlangen schriftlich beizu-
bringen.

(3) Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter bestellt, muss sich die Behörde an ihn
wenden. Sie kann sich an den Beteiligten selbst wenden, soweit er zur Mitwirkung
verpflichtet ist. Wendet sich die Behörde an den Beteiligten, muss der Bevollmäch-
tigte verständigt werden. Vorschriften über die Zustellung an Bevollmächtigte blei-
ben unberührt.

(4) Ein Beteiligter kann zu Verhandlungen und Besprechungen mit einem Beistand
erscheinen. Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten vorge-
bracht, soweit dieser nicht unverzüglich widerspricht.

(5) Bevollmächtigte und Beistände sind zurückzuweisen, wenn sie entgegen § 3 des
Rechtsdienstleistungsgesetzes Rechtsdienstleistungen erbringen.

(6) Bevollmächtigte und Beistände können vom Vortrag zurückgewiesen werden, wenn
sie hierzu ungeeignet sind; vom mündlichen Vortrag können sie nur zurückgewiesen
werden, wenn sie zum sachgemäßen Vortrag nicht fähig sind. Nicht zurückgewiesen
werden können Personen, die nach § 73 Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 3 bis 9 des Sozial-
gerichtsgesetzes zur Vertretung im sozialgerichtlichen Verfahren befugt sind.

(7) Die Zurückweisung nach den Absätzen 5 und 6 ist auch dem Beteiligten, dessen
Bevollmächtigter oder Beistand zurückgewiesen wird, schriftlich mitzuteilen. Ver-
fahrenshandlungen des zurückgewiesenen Bevollmächtigten oder Beistandes, die
dieser nach der Zurückweisung vornimmt, sind unwirksam.

§ 19 Amtssprache

(1) Die Amtssprache ist deutsch. Menschen mit Hörbehinderungen und Menschen mit
Sprachbehinderungen haben das Recht, in Deutscher Gebärdensprache, mit laut-
sprachbegleitenden Gebärden oder über andere geeignete Kommunikationshilfen zu
kommunizieren; Kosten für Kommunikationshilfen sind von der Behörde oder dem
für die Sozialleistung zuständigen Leistungsträger zu tragen. § 5 der Kommunikati-
onshilfenverordnung in der jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend.

(1a) § 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gilt in seiner jeweils geltenden Fassung
für das Sozialverwaltungsverfahren entsprechend.

(2) Werden bei einer Behörde in einer fremden Sprache Anträge gestellt oder Eingaben,
Belege, Urkunden oder sonstige Dokumente vorgelegt, soll die Behörde unverzüg-
lich die Vorlage einer Übersetzung innerhalb einer von ihr zu setzenden angemesse-
nen Frist verlangen, sofern sie nicht in der Lage ist, die Anträge oder Dokumente zu
verstehen. In begründeten Fällen kann die Vorlage einer beglaubigten oder von ei-
nem öffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer angefertigten
Übersetzung verlangt werden. Wird die verlangte Übersetzung nicht innerhalb der
gesetzten Frist vorgelegt, kann die Behörde eine Übersetzung beschaffen und hierfür
Ersatz ihrer Aufwendungen in angemessenem Umfang verlangen. Falls die Behörde
Dolmetscher oder Übersetzer herangezogen hat, die nicht Kommunikationshilfe im
Sinne von Absatz 1 Satz 2 sind, erhalten sie auf Antrag in entsprechender Anwen-
dung des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes eine Vergütung; mit Dol-
metschern oder Übersetzern kann die Behörde eine Vergütung vereinbaren.
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(3) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder die Abgabe einer Willenserklärung eine
Frist in Lauf gesetzt werden, innerhalb deren die Behörde in einer bestimmten Weise
tätig werden muss, und gehen diese in einer fremden Sprache ein, beginnt der Lauf
der Frist erst mit dem Zeitpunkt, in dem der Behörde eine Übersetzung vorliegt.

(4) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder eine Willenserklärung, die in fremder
Sprache eingehen, zugunsten eines Beteiligten eine Frist gegenüber der Behörde
gewahrt, ein öffentlich-rechtlicher Anspruch geltend gemacht oder eine Sozialleis-
tung begehrt werden, gelten die Anzeige, der Antrag oder die Willenserklärung als
zum Zeitpunkt des Eingangs bei der Behörde abgegeben, wenn die Behörde in der
Lage ist, die Anzeige, den Antrag oder die Willenserklärung zu verstehen, oder
wenn innerhalb der gesetzten Frist eine Übersetzung vorgelegt wird. Anderenfalls ist
der Zeitpunkt des Eingangs der Übersetzung maßgebend. Auf diese Rechtsfolge ist
bei der Fristsetzung hinzuweisen.

§ 21 Beweismittel

(1) Die Behörde bedient sich der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen
zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hält. Sie kann insbesondere

1. Auskünfte jeder Art, auch elektronisch und als elektronisches Dokument, einho-
len,

2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige vernehmen oder die schriftliche
oder elektronische Äußerung von Beteiligten, Sachverständigen und Zeugen
einholen,

3. Urkunden und Akten beiziehen,

4. den Augenschein einnehmen.

Urkunden und Akten können auch in elektronischer Form beigezogen werden, es sei
denn, durch Rechtsvorschrift ist etwas anderes bestimmt.

(2) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken. Sie sollen
insbesondere ihnen bekannte Tatsachen und Beweismittel angeben. Eine weiterge-
hende Pflicht, bei der Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken, insbesondere eine
Pflicht zum persönlichen Erscheinen oder zur Aussage, besteht nur, soweit sie durch
Rechtsvorschrift besonders vorgesehen ist.

(3) Für Zeugen und Sachverständige besteht eine Pflicht zur Aussage oder zur Erstat-
tung von Gutachten, wenn sie durch Rechtsvorschrift vorgesehen ist. Eine solche
Pflicht besteht auch dann, wenn die Aussage oder die Erstattung von Gutachten im
Rahmen von § 407 der Zivilprozessordnung zur Entscheidung über die Entstehung,
Erbringung, Fortsetzung, das Ruhen, die Entziehung oder den Wegfall einer Sozial-
leistung sowie deren Höhe unabweisbar ist. Die Vorschriften der Zivilprozessord-
nung über das Recht, ein Zeugnis oder ein Gutachten zu verweigern, über die Ab-
lehnung von Sachverständigen sowie über die Vernehmung von Angehörigen des
öffentlichen Dienstes als Zeugen oder Sachverständige gelten entsprechend. Falls
die Behörde Zeugen, Sachverständige und Dritte herangezogen hat, erhalten sie auf
Antrag in entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und ±entschädigungs-
gesetzes eine Entschädigung oder Vergütung; mit Sachverständigen kann die Behör-
de eine Vergütung vereinbaren.
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(4) Die Finanzbehörden haben, soweit es im Verfahren nach diesem Gesetzbuch erfor-
derlich ist, Auskunft über die ihnen bekannten Einkommens- oder Vermögensver-
hältnisse des Antragstellers, Leistungsempfängers, Erstattungspflichtigen, Unter-
haltsverpflichteten, Unterhaltsberechtigten oder der zum Haushalt rechnenden Fami-
lienmitglieder zu erteilen.

§ 24 Anhörung Beteiligter

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten eingreift, ist
diesem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsa-
chen zu äußern.

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen Inte-
resse notwendig erscheint,

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Entscheidung maßgeblichen
Frist in Frage gestellt würde,

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, die dieser in einem Antrag o-
der einer Erklärung gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen werden
soll,

4. Allgemeinverfügungen oder gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl er-
lassen werden sollen,

5. einkommensabhängige Leistungen den geänderten Verhältnissen angepasst wer-
den sollen,

6. Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung getroffen werden sollen oder

7. gegen Ansprüche oder mit Ansprüchen von weniger als 70 Euro aufgerechnet
oder verrechnet werden soll; Nummer 5 bleibt unberührt.

§ 25 Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu
gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer recht-
lichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum Abschluss des Verwaltungsver-
fahrens nicht für Entwürfe zu Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittel-
baren Vorbereitung.

(2) Soweit die Akten Angaben über gesundheitliche Verhältnisse eines Beteiligten ent-
halten, kann die Behörde stattdessen den Inhalt der Akten dem Beteiligten durch ei-
nen Arzt vermitteln lassen. Sie soll den Inhalt der Akten durch einen Arzt vermitteln
lassen, soweit zu befürchten ist, dass die Akteneinsicht dem Beteiligten einen un-
verhältnismäßigen Nachteil, insbesondere an der Gesundheit, zufügen würde. Soweit
die Akten Angaben enthalten, die die Entwicklung und Entfaltung der Persönlichkeit
des Beteiligten beeinträchtigen können, gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe
entsprechend, dass der Inhalt der Akten auch durch einen Bediensteten der Behörde
vermittelt werden kann, der durch Vorbildung sowie Lebens- und Berufserfahrung
dazu geeignet und befähigt ist. Das Recht nach Absatz 1 wird nicht beschränkt.



GVG 159

(3) Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit die Vor-
gänge wegen der berechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter Personen ge-
heim gehalten werden müssen.

(4) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die Akten führt. Im Einzelfall kann
die Einsicht auch bei einer anderen Behörde oder bei einer diplomatischen oder be-
rufskonsularischen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland erfol-
gen; weitere Ausnahmen kann die Behörde, die die Akten führt, gestatten.

(5) Soweit die Akteneinsicht zu gestatten ist, können die Beteiligten Auszüge oder Ab-
schriften selbst fertigen oder sich Ablichtungen durch die Behörde erteilen lassen.
Soweit die Akteneinsicht in eine elektronische Akte zu gestatten ist, kann die Be-
hörde Akteneinsicht gewähren, indem sie Unterlagen ganz oder teilweise ausdruckt,
elektronische Dokumente auf einem Bildschirm wiedergibt, elektronische Doku-
mente zur Verfügung stellt oder den elektronischen Zugriff auf den Inhalt der Akte
gestattet. Die Behörde kann Ersatz ihrer Aufwendungen in angemessenem Umfang
verlangen.

7. Gerichtsverfassungsgesetz (GVG)
§ 24

(1) In Strafsachen sind die Amtsgerichte zuständig, wenn nicht

1. die Zuständigkeit des Landgerichts nach § 74 Abs. 2 oder § 74 a oder des Ober-
landesgerichts nach den §§ 120 oder 120b begründet ist,

2. im Einzelfall eine höhere Strafe als vier Jahre Freiheitsstrafe oder die Unterbrin-
gung des Beschuldigten in einem psychiatrischen Krankenhaus, allein oder ne-
ben einer Strafe, oder in der Sicherungsverwahrung (§§ 66 bis 66b des Strafge-
setzbuches) zu erwarten ist oder

3. die Staatsanwaltschaft wegen der besonderen Schutzbedürftigkeit von Verletz-
ten der Straftat, die als Zeugen in Betracht kommen, des besonderen Umfangs
oder der besonderen Bedeutung des Falles Anklage beim Landgericht erhebt.

Eine besondere Schutzbedürftigkeit nach Satz 1 Nummer 3 liegt insbesondere vor,
wenn zu erwarten ist, dass die Vernehmung für den Verletzten mit einer besonderen
Belastung verbunden sein wird, und deshalb mehrfache Vernehmungen vermieden
werden sollten.

(2) Das Amtsgericht darf nicht auf eine höhere Strafe als vier Jahre Freiheitsstrafe und
nicht auf die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus, allein oder ne-
ben einer Strafe, oder in der Sicherungsverwahrung erkennen.

§ 170

(1) Verhandlungen, Erörterungen und Anhörungen in Familiensachen sowie in Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind nicht öffentlich. Das Gericht kann die
Öffentlichkeit zulassen, jedoch nicht gegen den Willen eines Beteiligten. In Betreu-
ungs- und Unterbringungssachen ist auf Verlangen des Betroffenen einer Person
seines Vertrauens die Anwesenheit zu gestatten.
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(2) Das Rechtsbeschwerdegericht kann die Öffentlichkeit zulassen, soweit nicht das
Interesse eines Beteiligten an der nicht öffentlichen Erörterung überwiegt.

§ 171b

(1) Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden, soweit Umstände aus dem persönli-
chen Lebensbereich eines Prozessbeteiligten, eines Zeugen oder eines durch eine
rechtswidrige Tat (§ 11 Absatz 1 Nummer 5 des Strafgesetzbuchs) Verletzten zur
Sprache kommen, deren öffentliche Erörterung schutzwürdige Interessen verletzen
würde. Das gilt nicht, soweit das Interesse an der öffentlichen Erörterung dieser
Umstände überwiegt. Die besonderen Belastungen, die für Kinder und Jugendliche
mit einer öffentlichen Hauptverhandlung verbunden sein können, sind dabei zu be-
rücksichtigen. Entsprechendes gilt bei volljährigen Personen, die als Kinder oder Ju-
gendliche durch die Straftat verletzt worden sind.

(2) Die Öffentlichkeit soll ausgeschlossen werden, soweit in Verfahren wegen Straftaten
gegen die sexuelle Selbstbestimmung (§§ 174 bis 184j des Strafgesetzbuchs) oder
gegen das Leben (§§ 211 bis 222 des Strafgesetzbuchs), wegen Misshandlung von
Schutzbefohlenen (§ 225 des Strafgesetzbuchs) oder wegen Straftaten gegen die per-
sönliche Freiheit nach den §§ 232 bis 233a des Strafgesetzbuchs ein Zeuge unter 18
Jahren vernommen wird. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.

(3) Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn die Voraussetzungen der Absätze 1 oder
2 vorliegen und der Ausschluss von der Person, deren Lebensbereich betroffen ist,
beantragt wird. Für die Schlussanträge in Verfahren wegen der in Absatz 2 genann-
ten Straftaten ist die Öffentlichkeit auszuschließen, ohne dass es eines hierauf ge-
richteten Antrags bedarf, wenn die Verhandlung unter den Voraussetzungen der Ab-
sätze 1 oder 2 oder des § 172 Nummer 4 ganz oder zum Teil unter Ausschluss der
Öffentlichkeit stattgefunden hat.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 darf die Öffentlichkeit nicht ausgeschlossen
werden, soweit die Personen, deren Lebensbereiche betroffen sind, dem Ausschluss
der Öffentlichkeit widersprechen.

(5) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 4 sind unanfechtbar.

§ 172

Das Gericht kann für die Verhandlung oder für einen Teil davon die Öffentlichkeit
ausschließen, wenn

1. eine Gefährdung der Staatssicherheit, der öffentlichen Ordnung oder der Sitt-
lichkeit zu besorgen ist,

1a. eine Gefährdung des Lebens, des Leibes oder der Freiheit eines Zeugen oder
einer anderen Person zu besorgen ist,

2. ein wichtiges Geschäfts-, Betriebs-, Erfindungs- oder Steuergeheimnis zur Spra-
che kommt, durch dessen öffentliche Erörterung überwiegende schutzwürdige
Interessen verletzt würden,

3. ein privates Geheimnis erörtert wird, dessen unbefugte Offenbarung durch den
Zeugen oder Sachverständigen mit Strafe bedroht ist,

4. eine Person unter 18 Jahren vernommen wird.
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§ 175

(1) Der Zutritt zu öffentlichen Verhandlungen kann unerwachsenen und solchen Perso-
nen versagt werden, die in einer der Würde des Gerichts nicht entsprechenden Weise
erscheinen.

(2) Zu nicht öffentlichen Verhandlungen kann der Zutritt einzelnen Personen vom Ge-
richt gestattet werden. In Strafsachen soll dem Verletzten der Zutritt gestattet wer-
den. Einer Anhörung der Beteiligten bedarf es nicht.

(3) Die Ausschließung der Öffentlichkeit steht der Anwesenheit der die Dienstaufsicht
führenden Beamten der Justizverwaltung bei den Verhandlungen vor dem erkennen-
den Gericht nicht entgegen.

§ 185

(1) Wird unter Beteiligung von Personen verhandelt, die der deutschen Sprache nicht
mächtig sind, so ist ein Dolmetscher zuzuziehen. Ein Nebenprotokoll in der fremden
Sprache wird nicht geführt; jedoch sollen Aussagen und Erklärungen in fremder
Sprache, wenn und soweit der Richter dies mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der
Sache für erforderlich erachtet, auch in der fremden Sprache in das Protokoll oder in
eine Anlage niedergeschrieben werden. In den dazu geeigneten Fällen soll dem Pro-
tokoll eine durch den Dolmetscher zu beglaubigende Übersetzung beigefügt werden.

(1a) Das Gericht kann gestatten, dass sich der Dolmetscher während der Verhandlung,
Anhörung oder Vernehmung an einem anderen Ort aufhält. Die Verhandlung, Anhö-
rung oder Vernehmung wird zeitgleich in Bild und Ton an diesen Ort und in das Sit-
zungszimmer übertragen.

(2) Die Zuziehung eines Dolmetschers kann unterbleiben, wenn die beteiligten Personen
sämtlich der fremden Sprache mächtig sind.

(3) In Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bedarf es
der Zuziehung eines Dolmetschers nicht, wenn der Richter der Sprache, in der sich
die beteiligten Personen erklären, mächtig ist.

§ 187

(1) Das Gericht zieht für den Beschuldigten oder Verurteilten, der der deutschen Spra-
che nicht mächtig ist oder der hör- oder sprachbehindert ist, einen Dolmetscher oder
Übersetzer heran, soweit dies zur Ausübung seiner strafprozessualen Rechte erfor-
derlich ist. Das Gericht weist den Beschuldigten in einer ihm verständlichen Sprache
darauf hin, dass er insoweit für

das gesamte Strafverfahren die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmetschers
oder Übersetzers beanspruchen kann.

(2) Erforderlich zur Ausübung der strafprozessualen Rechte des Beschuldigten, der der
deutschen Sprache nicht mächtig ist, ist in der Regel die schriftliche Übersetzung
von freiheitsentziehenden Anordnungen sowie von Anklageschriften, Strafbefehlen
und nicht rechtskräftigen Urteilen. Eine auszugsweise schriftliche Übersetzung ist
ausreichend, wenn hierdurch die strafprozessualen Rechte des Beschuldigten ge-
wahrt werden. Die schriftliche Übersetzung ist dem Beschuldigten unverzüglich zur
Verfügung zu stellen. An die Stelle der schriftlichen Übersetzung kann eine mündli-
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che Übersetzung der Unterlagen oder eine mündliche Zusammenfassung des Inhalts
der Unterlagen treten, wenn hierdurch die strafprozessualen Rechte des Beschuldig-
ten gewahrt werden. Dies ist in der Regel dann anzunehmen, wenn der Beschuldigte
einen Verteidiger hat.

(3) Der Beschuldigte kann auf eine schriftliche Übersetzung nur wirksam verzichten,
wenn er zuvor über sein Recht auf eine schriftliche Übersetzung nach den Absätzen
1 und 2 und über die Folgen eines Verzichts auf eine schriftliche Übersetzung be-
lehrt worden ist. Die Belehrung nach Satz 1 und der Verzicht des Beschuldigten sind
zu dokumentieren.

(4) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die nach § 395 der Strafprozessordnung
berechtigt sind, sich der öffentlichen Klage mit der Nebenklage anzuschließen.

8. Gesetz über die psychosoziale Prozessbegleitung
im Strafverfahren (PsychPbG)

§ 1 Regelungsgegenstand

Dieses Gesetz regelt für die psychosoziale Prozessbegleitung nach § 406g der Straf-
prozessordnung

1. die Grundsätze der psychosozialen Prozessbegleitung (§ 2),

2. die Anforderungen an die Qualifikation des psychosozialen Prozessbegleiters
(§§ 3 und 4) sowie

3. die Vergütung des psychosozialen Prozessbegleiters (§§ 5 bis 10).

§ 2 Grundsätze

(1) Psychosoziale Prozessbegleitung ist eine besondere Form der nicht rechtlichen Be-
gleitung im Strafverfahren für besonders schutzbedürftige Verletzte vor, während
und nach der Hauptverhandlung. Sie umfasst die Informationsvermittlung sowie die
qualifizierte Betreuung und Unterstützung im gesamten Strafverfahren mit dem Ziel,
die individuelle Belastung der Verletzten zu reduzieren und ihre Sekundärviktimisie-
rung zu vermeiden.

(2) Psychosoziale Prozessbegleitung ist geprägt von Neutralität gegenüber dem Straf-
verfahren und der Trennung von Beratung und Begleitung. Sie umfasst weder die

rechtliche Beratung noch die Aufklärung des Sachverhalts und darf nicht zu einer
Beeinflussung des Zeugen oder einer Beeinträchtigung der Zeugenaussage führen.
Der Verletzte ist darüber sowie über das fehlende Zeugnisverweigerungsrecht des
psychosozialen Prozessbegleiters von diesem zu Beginn der Prozessbegleitung zu
informieren.

§ 3 Anforderungen an die Qualifikation

(1) Psychosoziale Prozessbegleiter müssen fachlich, persönlich und interdisziplinär qua-
lifiziert sein.
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(2) Für die fachliche Qualifikation ist erforderlich:

1. ein Hochschulabschluss im Bereich Sozialpädagogik, Soziale Arbeit, Pädagogik,
Psychologie oder eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem dieser Berei-
che sowie

2. der Abschluss einer von einem Land anerkannten Aus- oder Weiterbildung zum
psychosozialen Prozessbegleiter.

Der psychosoziale Prozessbegleiter muss praktische Berufserfahrung in einem der
unter Satz 1 Nummer 1 genannten Bereiche haben.

(3) Der psychosoziale Prozessbegleiter stellt in eigener Verantwortung sicher, dass er
über die notwendige persönliche Qualifikation verfügt. Dazu gehören insbesondere
Beratungskompetenz, Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit, Konfliktfähig-
keit, Belastbarkeit sowie organisatorische Kompetenz.

(4) Für die interdisziplinäre Qualifikation ist insbesondere ein zielgruppenbezogenes
Grundwissen in Medizin, Psychologie, Viktimologie, Kriminologie und Recht er-
forderlich. Der psychosoziale Prozessbegleiter stellt in eigener Verantwortung si-
cher, dass er Kenntnis vom Hilfeangebot vor Ort für Verletzte hat.

(5) Der psychosoziale Prozessbegleiter stellt in eigener Verantwortung seine regelmäßi-
ge Fortbildung sicher.

§ 4 Anerkennung und weitere Anforderungen

Die Länder bestimmen, welche Personen und Stellen für die psychosoziale Prozess-
begleitung anerkannt werden, welche weiteren Anforderungen hierfür an Berufsaus-
bildung, praktische Berufserfahrung, spezialisierte Weiterbildung und regelmäßige
Fortbildungen zu stellen sind.

§ 5 Vergütung

(1) Die Vergütung des nach § 406g Absatz 3 der Strafprozessordnung beigeordneten
psychosozialen Prozessbegleiters richtet sich nach den §§ 6 bis 10.

(2) Ist der psychosoziale Prozessbegleiter als Angehöriger oder Mitarbeiter einer nicht
öffentlichen Stelle tätig, steht die Vergütung (§ 6) der Stelle zu.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die Vergütung

1. der Angehörigen oder Mitarbeiter einer Behörde oder einer sonstigen öffentli-
chen Stelle, wenn sie die psychosoziale Prozessbegleitung in Erfüllung ihrer
Dienstaufgabe wahrnehmen,

2. der Angehörigen oder Mitarbeiter einer nicht öffentlichen Stelle, wenn sie die
psychosoziale Prozessbegleitung in Erfüllung ihrer Aufgabe wahrnehmen und
die Stelle für die Durchführung der psychosozialen Prozessbegleitung stellenbe-
zogene Förderungen erhält.

§ 6 Höhe der Vergütung

Der beigeordnete psychosoziale Prozessbegleiter erhält für die Wahrnehmung seiner
Aufgaben aus der Staatskasse für eine psychosoziale Prozessbegleitung eine Vergü-
tung
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1. im Vorverfahren in Höhe von 520 Euro,

2. im gerichtlichen Verfahren im ersten Rechtszug in Höhe von 370 Euro,

3. nach Abschluss des erstinstanzlichen Verfahrens in Höhe von 210 Euro.

Mit der Vergütung nach Satz 1 sind auch Ansprüche auf Ersatz anlässlich der Ausübung
der psychosozialen Prozessbegleitung entstandener Aufwendungen und Auslagen sowie
Ansprüche auf Ersatz der auf die Vergütung entfallenden Umsatzsteuer abgegolten.

§ 7 Entstehung des Anspruchs

Der Anspruch auf Vergütung entsteht für jeden Verfahrensabschnitt nach § 6 Satz 1
gesondert. Das gerichtliche Verfahren beginnt, wenn das für die Hauptverhandlung
zuständige Gericht die Eröffnung des Hauptverfahrens nach § 203 der Strafprozess-
ordnung beschließt.

§ 8 Anwendung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes

Auf den Umfang und die Fälligkeit des Vergütungsanspruchs sowie auf die Festset-
zung der Vergütungen und Vorschüsse einschließlich der Rechtsbehelfe sind § 8
Absatz 1, § 47 Absatz 1 Satz 1, § 48 Absatz 1, die §§ 54, 55 Absatz 1, § 56 Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes entsprechend anzuwen-
den.

§ 9 Erlöschen des Anspruchs

Der Vergütungsanspruch erlischt, wenn er nicht binnen 15 Monaten nach Einstel-
lung oder rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens bei dem für die Festsetzung der
Vergütung zuständigen Gericht geltend gemacht wird.

§ 10 Öffnungsklausel; Verordnungsermächtigung

(1) Die Landesregierungen können für ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestim-
men, dass die in diesem Gesetz genannten Bestimmungen über den Vergütungsan-
spruch des psychosozialen Prozessbegleiters keine Anwendung finden, wenn die
Landesregierungen die Vergütung des psychosozialen Prozessbegleiters anderweitig
geregelt haben.

(2) Die Landesregierungen können die Ermächtigung nach Absatz 1 durch Rechtsver-
ordnung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen.

§ 11 Übergangsregelung

Die Länder können abweichend von den Voraussetzungen des § 3 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 bis zum 31. Juli 2017 bestimmen, dass Personen, die bereits eine von ei-
nem Land anerkannte Aus- oder Weiterbildung im Sinne dieses Gesetzes begonnen,
aber noch nicht beendet haben, psychosoziale Prozessbegleitung vornehmen können.
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